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Der Burgermeister
der Gemeinde Nottuln

' e Nottuln, den 18.10.2024
@

NOTTULN.

Einladung

Am Dienstag, dem 29.10.2024, findet um 19:00 Uhr in der von Aschebergschen Kurie,
Stiftsstral3e 4, 48301 Nottuln, eine Sitzung

des Rates

der Gemeinde Nottuln statt, zu der Sie hiermit freundlich eingeladen werden.

Tagesordnung:

A. Offentliche Sitzung

1

3.1

Feststellung der ordnungsgemaBen Einberufung sowie der Beschlussfahig-
keit

Mitteilungen

Angelegenheiten des Ausschusses fiir Umwelt und Mobilitat

Anregung gemaf § 24 der Gemeindeordnung flir das Land Nordrhein-Westfalen- Errich-
tung eines Sportfeldes (3x3 Basketballfeld & Calisthenics-Anlage) an der Hummelbach-
halle.

Vorlage: 145/2024

Vorberaten:

TOP 5, Ausschuss Umwelt und Mobilitat, 24.09.2024, einstimmig angenommen, Ja 11 Nein 0 Enthaltung 0
Die Vorlage zu diesem Tagesordnungspunkt wurde mit der Einladung zu dieser Sitzung iiber-
sandt. Siehe Beschlussanderung



3.2

3.3

4.1

4.2

4.3

Energetische Stadtsanierung — Wegfall des Zuschusses Klimaschutz und Klimaanpas-
sung im Quartier (KfW 432) fir Quartierskonzepte und nachfolgendem Sanierungsma-
nagement,

hier: Anderungen in der Haushaltsplanung im Bereich Klimaschutz

Vorlage: 003/2022/4

Vorberaten:

TOP 3, Ausschuss Umwelt und Mobilitat, 24.09.2024, einstimmig angenommen, Ja 11 Nein 0 Enthaltung O
Die Vorlage zu diesem Tagesordnungspunkt wurde mit der Einladung zu dieser Sitzung iiber-
sandt.

Umgang der Gemeinde Nottuln mit dem Thema ,,Beschattung von Photovoltaikanlagen
durch Baume", hier: Auswirkungen des Paragraphen 2 EEG

Vorlage: 171/2022/1

Vorberaten:

TOP 4, Ausschuss Umwelt und Mobilitét, 24.09.2024, mehrheitlich angenommen, Ja 8 Nein 3 Enthaltung 0
Die Vorlage zu diesem Tagesordnungspunkt wurde mit der Einladung zu dieser Sitzung iiber-
sandt.

Bau- und Planungsangelegenheiten

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 167 ,Daruper StraBe" im beschleunigten Verfah-
ren gem. § 13a BauGB

Hier: Satzungsbeschluss

Vorlage: 021/2023/4

Vorberaten:

TOP 3, Ausschuss Planen und Bauen, 01.10.2024, mehrheitlich angenommen, Ja 9 Nein 1 Enthaltung 0

Die Vorlage zu diesem Tagesordnungspunkt wurde mit der Einladung zu dieser Sitzung iiber-
sandt.

Anregung gemaB § 24 GO NW — Aufstellung der 24. Anderung des Bebauungsplanes
Nr. 7 ,Schapdetten Sid-Ost" im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB

Hier: Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB

Vorlage: 047/2023/1

Vorberaten:

TOP 4, Ausschuss Planen und Bauen, 01.10.2024, einstimmig angenommen, Ja 11 Nein 0 Enthaltung 0
Die Vorlage zu diesem Tagesordnungspunkt wurde mit der Einladung zu dieser Sitzung iiber-
sandt.

Denkmalbereichssatzung fiir den Ortskern der Gemeinde Nottuln
Hier: Aufhebung des Aufstellungsbeschluss und Einstellung des Verfahrens
Vorlage: 061/2024/1

Vorberaten:

TOP 5, Ausschuss Planen und Bauen, 01.10.2024, einstimmig angenommen, Ja 11 Nein 0 Enthaltung 0
Die Vorlage zu diesem Tagesordnungspunkt wurde mit der Einladung zu dieser Sitzung iiber-
sandt.
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5 Sachstand Genossenschaft Lerchenhorst
Vorlage: 151/2024

6 Einbringung des Haushaltsentwurfes 2025
Vorlage: 147/2024

7 Verschiedenes

B. Nichtoffentliche Sitzung

1 Mitteilungen
2 Abschluss eines Mietvertrages
3 Verschiedenes

gez. Dr. Dietmar Thonnes



Beschlusserganzungen aus den Vorberatungen des Ausschusses fiir
Umwelt und Mobilitat am 24.09.2024:

TOP A 3.1 der Ratssitzung am 29.10.2024

Anregung gemaB § 24 der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen- Errichtung eines
Sportfeldes (3x3 Basketballfeld & Calisthenics-Anlage) an der Hummelbachhalle.
Vorlage: 145/2024

Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung wird beauftragt zu priifen, ob die dargestellte Flache (Gemarkung Nottuln, Flur 69,
Flurstlicks-Nr. 411) aus baurechtlichen sowie larmschutzrechtlichen Griinden geeignet ware. Kos-
ten fur die Errichtung des Sportfeldes werden in den Haushalt 2025 eingestellt.

Geanderter Beschlussvorschlag gem. Vorberatung:

Die Verwaltung wird beauftragt zu priifen, ob die dargestellte Flache (Gemarkung Nottuln, Flur 69,

Flurstlicks-Nr. 411) aus baurechtlichen sowie larmschutzrechtlichen Griinden geeignet ware.

Abstimmungsergebnis:
einstimmig angenommen

Ja 11 Nein 0 Enthaltung 0



O 3.1

Gemeinde Nottuln offentliche
Der Biirgermeister Beschlussvorlage

Vorlagen-Nr. 145/2024

;'\‘ —”‘ r

, Produktbereich/Betriebszweig:
09 Raumliche Planung und

» Entwicklung, Geoinformationen

Datum:

NOTTUIN.  {10.09.2024

Tagesordnungspunkt:

Anregung gemalf § 24 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen- Errichtung
eines Sportfeldes (3x3 Basketballfeld & Calisthenics-Anlage) an der Hummelbachhalle.

Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung wird beauftragt zu priifen, ob die dargestellte Flache (Gemarkung
Nottuln, Flur 69, Flurstiicks-Nr. 411) aus baurechtlichen sowie larmschutzrechtlichen
Griinden geeignet ware. Kosten fir die Errichtung des Sportfeldes werden in den
Haushalt 2025 eingestellt.

Finanzielle Auswirkungen:

Auf Grundlage einer groben Kostenschatzung entstehen finanzielle Auswirkungen von ca.
100.000 €.

Klimatische Auswirkungen:

Versiegelung der Flache und Einsatz von Baustoffen.

Beratungsfolge:

Gremium Sitzungstermin Behandlung

Ausschuss Umwelt und Mobilitat 24.09.2024 offentlich

Beratungsergebnis

einstimmig ja nein enthalten

Rat 29.10.2024 offentlich




Vorlage Nr. 145/2024

Beratungsergebnis

einstimmig ja

nein

enthalten

gez. Dr. Thonnes




Vorlage Nr. 145/2024

Sachverhalt:
Der Birgerantrag gemaB § 24 vom 23.08.2024 befindet sich im Anhang.

Die Verwaltung schlagt vor zu priifen ob eine Eignung der Flache (Gemarkung
Nottuln, Flur 69, Flurstiicks-Nr. 411) aus baurechtlichen sowie aus
larmschutzrechtlichen Griinden vorliegt. Die Grundlagen werden benétigt um weitere
Planungsschritte vornehmen zu kénnen.

Anlagen:
Anlage 1:  Birgerantrag nach § 24 der Gemeindeordnung vom 23.08.2024.

Verfasst: Fachbereichsleitung:
gez. Wermeling gez. Breuksch



Nottuln, 23.08.2024

Interessengemeinschaft 3x3 Sportstéatte
Vertreten durch:
Bastian Einck

Nonnenbachtal 27a Gemeinde Nottuln
48301 Nottuln .

20, Aug. 2024
An den ,_,,./a/ .
Rat der Gemeinde Nottuln Fachbereich _‘{_3/&/
48301 Nottuln e

Anregung gemaR § 24 der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen
- Errichtung eines Sportfeldes (3x3-Basketballfeld & Calisthenics-Anlage) an der
Hummelbachhalle — Uberarbeitete Variante

Sehr geehrter Herr Birgermeister Dr. Thonnes,

hiermit beantragen wir im Namen zahlreicher Unterstiitzer den Bau einer &ffentlich
zuganglichen Sportanlage. Die Anlage soll aus einem 3x3-Basketballfeld und einer
Calisthenics-Anlage bestehen. Teil unserer Planung wére zudem die Errichtung einer

ca. 40 gm groBen Abstellflache fir Fahrréader neben den vorhandenen drei PKW

Stellplatzen.

In unserer Gemeinde gibt es allgemein zu wenig Freizeitangebote und 6ffentlich zugangliche
Sportanlagen. Vor allem Kinder und Jugendliche sollten durch ein breites &ffentliches
Angebot besser gefordert werden, aber auch fiir Erwachsene sind unkommerzielle
Sportstatten ein wichtiges Gut. Zudem wére eine solche Anlage eine Begegnungsstatte fir

alle Sportbegeisterten in Nottuln.

Im Vorfeld haben wir uns viele Gedanken (iber die optimale Lage gemacht. Im Umfeld der
Sportanlagen gibt es durchaus gréRere Freiflichen. Wir denken jedoch, dass die kleine
Brachfléche (siehe Anlage) zwischen der Hummelbachhalle und dem FuBballplatz optimal
ware. Zudem ist die Lage sozial sehr gut kontrolliert, da die vorhandene Zuwegung sehr
stark von Besuchern der naheliegenden Einrichtungen frequentiert wird.
Ein groRer Streitpunkt in unserer Gemeinde ist oft die Lautstérke von Sportanlagen;
Umgeben von Hummelbachhalle, Sportplatz, Spielplatz, Freibad, Grundschule, Stadion
sowie der Steverschule fligt sich der Basketballplatz gut ein und die verbrauchte Fliche ist
im Vergleich zu den anderen Sportanlagen minimal.
Zudem wére die Fl&che von der néchsten Wohnbebauung (Niederstockumer Weg und
m\Wilhelm-Busch-Weg) durch die Hummelbachhalle akustisch regelrecht abgeschirmt, was die

‘ v ’Eignung dieser Flache, auch hinsichtlich Schallschutzgesichtspunkten, unterstreicht.

0O

10




Aufgrund der vergleichsweise niedrigen Investitionskosten und der hohen Nachfrage nach
solchen Sport- und Begegnungsstétten sind wir sehr zuversichtlich, dieses Projekt mit der
Gemeinde sowie durch Sponsoren und die Eigeninitiative der Befiirworterinnen und

Beflirworter erfolgreich verwirklichen zu kénnen.

Unsere Anregung wird von einer breiten Sponsoren- und Helfergruppe wie den Uni Baskets
Munster, DJK GW Nottuln oder Westenergie unterstutzt.

Die Patenschaft wiirde die Basketballabteilung von SV DJK GW Nottuln gerne iibernehmen.

AuBerdem bietet die Abteilung Hilfe bei Planung und Umsetzung an. Geplant ist, auf dem

Feld jedes Jahr ein Uberregionales 3x3-Turnier zu veranstalten.

Mit freundlichen GriiRen

60@ DN VQ’
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O 3.2

Gemeinde Nottuln offentliche
Der Biirgermeister Beschlussvorlage

Vorlagen-Nr. 003/2022/4

;'\‘—”‘4

, Produktbereich/Betriebszweig:
14 Umweltschutz

® Datum:

NOTTULN. 12.09.2024

Tagesordnungspunkt:

Energetische Stadtsanierung — Wegfall des Zuschusses Klimaschutz und Klimaanpassung
im Quartier (KfW 432) fur Quartierskonzepte und nachfolgendem Sanierungsmanagement,
hier: Anderungen in der Haushaltsplanung im Bereich Klimaschutz

Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung wird beauftragt, die fur die nachsten Jahre vorsorglich eingestellten Mittel fir
weitere Quartierskonzepte und nachfolgendem Sanierungsmanagement (in Hohe der
jeweiligen Eigenanteile) fiir die Umsetzung von MaBnahmen aus dem Quartierskonzept und
weiterer MaBnahmen fur Klimaschutz und Klimaanpassung einzusetzen.

Finanzielle Auswirkungen:

Keine weiteren.

Klimatische Auswirkungen:

Es sind positive Auswirkungen zu erwarten, da die Anderungen in der Haushaltsplanung die
Umsetzung von Maflinahmen im Bereich Klimaschutz und -anpassung beschleunigen. Damit
wird auch ein weiterer Beitrag fiir eine Klimaneutralitat im Jahre 2030 geleistet.

Beratungsfolge:

Gremium Sitzungstermin Behandlung

Ausschuss Umwelt und Mobilitat 24.09.2024 offentlich

Beratungsergebnis

einstimmig ja nein enthalten

Rat 29.10.2024 offentlich
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Vorlage Nr. 003/2022/4

Beratungsergebnis

einstimmig ja

nein

enthalten

gez. Dr. Thonnes
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Vorlage Nr. 003/2022/4

Sachverhalt:

In seiner Sitzung am 22.02.2022 hat der Rat der Gemeinde Nottuln beschlossen, die
.Forderung ,Energetische Stadtsanierung" (KfW 432) flr die Erstellung eines integrierten
Quartierskonzeptes fiir energetische SanierungsmaBnahmen™ zu beantragen und ,nach
Bewilligung ein entsprechendes Konzept" zu erstellen. In einem zweiten Schritt sollte der
Zuschuss fur ein entsprechendes Sanierungsmanagement beantragt und nach Bewilligung
ein solches Management durchgefiihrt werden, das die Planung sowie die Realisierung der in
den Konzepten vorgesehenen MaBnahmen begleitet und koordiniert. Daflir notwendige
Haushaltsmittel sollten sukzessive bereit bereitgestellt werden. Weitere Quartierskonzepte
mit entsprechendem Sanierungsmanagement sollten folgen.

Dem ist die Gemeindeverwaltung gefolgt und zwischenzeitlich wurde das erste
Quartierskonzept ,Nottuln Ortskern/Nord-West" fertiggestellt (Kosten 57.721 €). Fir die
Beantragung der Auszahlung der zugehérigen Forderung (43.291 €) fehlt aktuell noch der
Beschluss des Rates. Auch Mittel fiir ein entsprechendes Sanierungsmanagement (i.d.R.
dreijahrig) sowie flir nachfolgende Quartierskonzepte mit entsprechendem Management
wurden vorsorglich im Haushalt flir 2024 und die folgenden Jahre eingeplant.

Bedauerlicherweise hat der Bund im letzten Quartal 2023 beschlossen, 2024 keine weiteren
Mittel flir das Programm "Energetische Stadtsanierung" im Bundeshaushalt zur Verfiigung zu
stellen. Auch fir die Folgejahre sind bislang keine Mittel vorgesehen. Damit konnten bereits
Ende 2023 und kdnnen voraussichtlich auch kinftig im KfW-Programm 432 keine Antrage
mehr gestellt werden. Bereits zugesagte Zuschiisse sind von diesen Beschliissen nicht
betroffen.

Da das geplante Sanierungsmanagement entfallt, arbeitet die Verwaltung bereits intensiv an
alternativen Umsetzungsmoglichkeiten. Im Hinblick auf die Beratung der Blrger:innen wird
die gute Zusammenarbeit mit der Verbraucherzentrale NRW sowie der
Kreishandwerkerschaft und dem Kreis Coesfeld fortgesetzt und intensiviert. Beispielsweise
hat die Gemeinde Nottuln fiir das erste Quartal 2025 von der VZ NRW bereits ein Kontingent
Uber 40 Energieberatungen vor Ort (mit Abschlussbericht) erhalten. Die Kosten fir die
Blrger:innen im Quartier, die eine solche Beratung in Anspruch nehmen, betragen jeweils 30
€. Diese werden von der Verwaltung rickwirkend gegen Vorlage der Rechnung erstattet
werden.

Im integrierten energetischen Quartierskonzept ,Nottuln Ortskern/Nord-West" sind u. a.
einige MaBnahmen zum Thema Mobilitdt, hier beispielsweise auch zum Stichwort
Barrierefreiheit enthalten sowie MaBnahmen zur Klimafolgenanpassung. Fir diese und fir
SanierungsmaBnahmen koénnten Mittel der Stadtebauférderung eingesetzt werden.
Voraussetzung dafiir ist ein neues integriertes stadtebauliches Entwicklungskonzept (ISEK).
Auch weitere Fordermdglichkeiten, beispielsweise im Rahmen der KfW-Férderung
»Naturlicher Klimaschutz" und anderer Férdermittelgeber werden gepriift.

17



- 4 -
Vorlage Nr. 003/2022/4

Das Quartierskonzept ,Nottuln Ortskern/Nord-West" enthdlt viele Anregungen und
MaBnahmen, die auch auf andere Teile des Gemeindegebietes zutreffen und Ubertragbar
sind. Auch hier soll eine Umsetzung erfolgen.

Dariiber hinaus werden in den kommenden Jahren natirlich auch auf Nottuln zunehmend
Aufgaben im Rahmen der Klimaanpassung, nicht zuletzt auch der Hitzeaktionsplanung
zukommen.

Auch bleibt abzuwarten wie NRW das aktuelle bundesweite Klimaanpassungsgesetz (KAnG)
im Hinblick auf eine Aktualisierung des eigenen KIAnNG NRW umsetzt und ob daraus eine
Pflicht fur ein Klimaanpassungskonzept und dessen Umsetzung entsteht.

Die Verwaltung empfiehlt daher die fiir die nachsten Jahre vorsorglich eingestellten Mittel fiir
weitere Quartierskonzepte mit Sanierungsmanagement (in Hoéhe der jeweiligen Eigenanteile)
fur die Umsetzung von MaBnahmen aus dem Quartierskonzept und weiterer MaBnahmen flr
Klimaschutz und Klimaanpassung einzusetzen. Nicht zuletzt soll damit ein weiterer Schritt in
Richtung Klimaneutralitat im Jahre 2030 gegangen werden.

Verfasst: Fachbereichsleitung:
gez. Marquardt-Wimann gez. Breuksch

18



O 3.3

Gemeinde Nottuln offentliche
Der Biirgermeister Beschlussvorlage

Vorlagen-Nr. 171/2022/1

Natur

, Produktbereich/Betriebszweig:
14 Umweltschutz

® Datum:

NOTTULN. 12.09.2024

Tagesordnungspunkt:

Umgang der Gemeinde Nottuln mit dem Thema ,Beschattung von Photovoltaikanlagen durch
Baume,, hier: Auswirkungen des Paragraphen 2 EEG

Beschlussvorschlag:

Die Ausfiihrungen Uber die Bedeutung des Paragraphen 2 EEG im Hinblick auf die
Problematik der Verschattung von PV-Anlagen durch Baume werden zur Kenntnis genommen
und die Verwaltung wird beauftragt, im Rahmen der dargelegten rechtlichen Maglichkeiten
grundsatzlich den Erhalt vitaler gemeindeeigener Baume anzustreben.

Finanzielle Auswirkungen:

Keine.

Klimatische Auswirkungen:

Baume besitzen flr den Klima- und Artenschutz sowie eine erfolgreiche Klimaanpassung eine
herausragende Bedeutung.

Beratungsfolge:

Gremium Sitzungstermin Behandlung
Ausschuss Umwelt und Mobilitat 24.09.2024 offentlich

Beratungsergebnis

einstimmig ja nein enthalten

Rat 29.10.2024 oOffentlich
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Vorlage Nr. 171/2022/1

Beratungsergebnis

einstimmig ja

nein

enthalten

gez. Dr. Thonnes
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Vorlage Nr. 171/2022/1

Sachverhalt:

In der Vergangenheit und auch gegenwartig erreichen die Gemeindeverwaltung mehrfach
Anfragen bezilglich einer Baumféallung bzw. eines Baumriickschnittes, da aufgrund von
Verschattungen das volle Potenzial einer (mdoglichen) Photovoltaik-Anlage nicht
ausgeschopft werden kann.

Baume sind jedoch ein bedeutender Bestandteil fir den Klima- und Artenschutz sowie eine
erfolgreiche Klimaanpassung. Als multifunktionale ,Alleskdnner® speichern sie beispielsweise
klimaschadliches Kohlendioxid und liefern Sauerstoff. Sie kiihlen und reinigen die Luft,
spenden Schatten an heil3en Tagen, dampfen Umgebungslarm und sind Lebensraum fir
eine Vielzahl von Tieren. Schon der Anblick von Grin in der Stadt reicht oft aus, damit sich
Menschen besser fihlen.

Gleichzeitig ist jedoch auch der Ausbau erneuerbarer Energien von hoher Relevanz, um
unabhangiger von fossilen Rohstoffen zu werden sowie zur Dekarbonisierung beizutragen.
Dies hat auch die Bundesregierung erkannt und das ,Gesetz zu Sofortmal3nahmen fur einen
beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren MaRnahmen im
Stromsektor inklusive Anderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG 2023) auf den
Weg gebracht, welches am 01.01.2023 in Kraft trat. Dabei kommt dem Ausbau erneuerbarer
Energien eine besondere Rolle zu, da sie ,im Uberragenden offentlichen Interesse” liegen
und ,der Offentlichen Sicherheit® dienen (8§ 2 EEG). ,Bis die Stromerzeugung im
Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren Energien als
vorrangiger Belang in die jeweils durchzufiihrenden Schutzgiterabwégungen eingebracht
werden” (vgl. Bundesgesetzblatt BGBI. Online-Archiv 1949 - 2022 | Bundesanzeiger Verlag).

Diese Regelung stellt die Kommunen vor grof3e Herausforderungen, da das Gesetz zwar
den Ausbau erneuerbarer Energien fordert, der Schutzwirdigkeit des vorhandenen
Baumbestandes jedoch nicht ausreichend Rechnung tragt. Auch andere (kreisangehdorige)
Kommunen erreichen Anfragen nach Rickschnitt und Baumentnahmen. Am 13.12.2022 hat
der Rat der Gemeinde Nottuln daher folgenden Beschluss gefasst: ,Die Verwaltung wird
beauftragt, in Austausch mit den kreisangehdérigen Kommunen sowie dem Kreis Coesfeld zu
treten, um eine abgestimmte, einheitliche Vorgehensweise anzustreben. Zudem wird die
Verwaltung beauftragt, den Sachverhalt an die Bezirksregierung weiterzuleiten, um
grundsatzlich eine rechtliche Einordnung sowie Handlungsempfehlung zu erhalten.“ (vgl.
Niederschrift).

Dem ist die Verwaltung nachgekommen und hat sich im Rahmen des Kommunalen
Klimanetzes (Netzwerk aller Klimaschutzmanager:innen und -beauftragten im Kreis
Coesfeld) gemeinsam mit dem Klimaschutzmanagement des Kreises Coesfeld Uber die
weitere Vorgehensweise abgestimmt. Nachfolgend wurde nach einer ersten juristischen
Einschatzung des Kreises eine entsprechende Anfrage an die Bezirksregierung Munster
adressiert.

In ihrer Antwort vom 30.04.2024 weist die Bezirksregierung u. a. darauf hin, dass das
Wirtschaftsministerium ,vor dem Hintergrund der Novellierung des EEG und derin § 2 EEG
normierten Handlungsdirektive des "Uberragenden 6&ffentlichen Interesses an erneuerbaren
Energien” (...) derzeit einen Runderlass erarbeite, ,in dem detailliert beschrieben werde, wie
§ 2 in der Abwagungsentscheidung anzuwenden ist.(...)".

Inzwischen liegt der ,Erlass zu Grundsatzfragen bei der Anwendung des § 2 EEG bei
Verwaltungsentscheidungen im Zusammenhang mit erneuerbaren Energien

(8 2 EEG-Grundsatzerlass)“ vom 25.Juni 2024 als gemeinsamer Runderlass von gleich vier
Ministerien vor (vgl. Anlage 1). Er soll als Arbeitshilfe dienen, inwieweit im Einzelfall eine
Anwendung des § 2 EEG zu prifen ist und Hinweise, mit welcher Bedeutung § 2 EEG
regelmafig in eine Schutzgiterabwagung einzustellen ist. Der Erlass ist am 26.06.2024 in
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- 4 -
Vorlage Nr. 171/2022/1

Kraft getreten. Die Anwendung des 8 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes fiuhrt zwar
dazu, dass in dem weiterhin notwendigen Abwégungsprozess der Vorrang der erneuerbaren
Energien in der Regel nicht gesondert begriindet werden muss (Verweis auf die Wertung des
8§ 2EEG reicht aus). Dennoch sind aber Belange, die den erneuerbaren Energien im
Einzelfall gegenuberstehen in die Abwagung miteinzubringen und darzustellen. Sofern es
sich dabei um Belange mit gleichwertigem Verfassungsrang handelt oder wenn die Annahme
eines ,atypischen Falles* vorliegt, besteht allerdings ein erhdhtes Begriindungserfordernis.
Dies bedeutet, dass dezidiert darzulegen ist, warum ein anderer Verfassungsrang oder
gleichwertiger Rang das uUberragende oOffentliche Interesse an den erneuerbaren Energien
und deren Beitrag zur 6ffentlichen Sicherheit ausnahmsweise tiberwiegen (BT-Drs.20/1630,
Seite 159). Das betrifft beispielsweise auch die ebenfalls verfassungsrechtlich durch Artikel
20a des Grundgesetzes geschiutzten naturlichen Lebensgrundlagen, wozu auch Baume
gehdren. Wie der Klimaschutz, der ebenfalls Schutzgut des Artikel 20a GG ist, geniel3t also
auch der Baumschutz Verfassungsrang. Somit geht es um einen Konflikt zweier gleicher
Verfassungsrechtsgiiter, da Anlagen flr erneuerbare Energien und Baume eine
klimaschitzende Funktion aufweisen und somit dieselbe Zielsetzung verfolgen.

Die ,Kommunen fir biologische Vielfalt* haben hierzu tber ein Gerichtsurteil informiert, zu
welchem der Deutsche Stadtetag zusammenfassend schreibt: ,Im vorliegenden Fall geht
nach der Auffassung des VG die notwendige Abwéagung des Einzelfalls zwischen dem
Offentlichen Interesse an der Nutzung erneuerbarer Energien und dem Schutz des Baumes
zugunsten des Baumschutzes aus. Das Gericht argumentiert, dass nach wie vor eine
umfassende Abwéagungsentscheidung im Einzelfall erforderlich sei. Der § 2 EEG 2023 fiihre
nicht zu einem automatischen und absoluten Vorrang der erneuerbaren Energien.” (vgl.
Anlage 2).

Fazit:

Alle bislang vorliegenden Einschatzungen, der Erlass sowie das angefiigte Gerichtsurteil
stellen heraus, dass der § 2 EEG kein ,Freischein® flr die Entnahme eines Baumes ist,
sondern eine Abwagung erfolgen muss, bei der ein Baum durchaus mindestens
gleichrangige Bedeutung haben kann.

Die Verschattung einer PV-Anlage durch einen Bestandsbaum wirkt sich zwar durch einen
Minderertrag der Anlage auf die Amortisationszeiten, jedoch nicht auf die grundsatzliche
Funktionsfahigkeit aus. Hier gibt es zudem technische Mdéglichkeiten der Optimierung. Dem
steht die herausragende Bedeutung eines vitalen Baumes gegentber (vgl. 0.), die mit
zunehmendem Alter ansteigt. Die Verwaltung empfiehlt daher, im Hinblick auf die
Problematik der Verschattung einer PV-Anlage durch einen Baum, im Rahmen der
dargelegten rechtlichen Mdglichkeiten grundsatzlich den Erhalt vitaler gemeindeeigener
Baume anzustreben.

Anlagen:

Anlage 1: Erlass zu Grundsatzfragen bei der Anwendung des § 2 EEG bei

Anlage 2: Urteil des Verwaltungsgerichts Disseldorf zum Konflikt Baum und PV-Anlage

Verfasst: Fachbereichsleitung:
gez. Marquardt-Wildmann gez. Breuksch
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751
Erlass zu Grundsatzfragen bei der Anwendung des § 2 EEG bei
Verwaltungsentscheidungen im Zusammenhang mit erneuerbaren Energien
(§ 2 EEG-Grundsatzerlass)

Gemeinsamer Runderlass
des Ministeriums fur Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie

des Ministeriums fur Umwelt, Naturschutz und Verkehr
des Ministeriums fir Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung

des Ministeriums fur Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-
Westfalen
Vom 25. Juni 2024
1
Gegenstand des Erlasses

§ 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vom 21. Juli 2014 (BGBI. | S. 1066), das
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 151)
geandert worden ist, regelt die Bedeutung des Ausbaus der erneuerbaren Energien
im Rahmen von Schutzguterabwagungen. Solche Abwagungen sind naturgemaf
durch den Rechtsanwender im Einzelfall zu treffen und entziehen sich einer
schematischen Betrachtung.

Dieser Erlass soll eine Arbeitshilfe geben, inwieweit im Einzelfall eine Anwendung
des § 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zu prfen ist. Ferner soll er Hinweise
geben, mit welcher Bedeutung § 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes regelmaldig
in eine Schutzguterabwagung einzustellen ist. Weitere Hilfestellungen zur
Anwendung im Einzelfall im Zusammenhang mit einzelnen Rechtsnormen erfolgen
gegebenenfalls durch die jeweils fachlich zustandigen Ressorts.

2
Allgemein

In Umsetzung der durch das Bundesverfassungsgericht klargestellten
verfassungsrechtlichen Pflicht des Staates zum Klimaschutz nach Artikel 20a des
Grundgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil Ill, Gliederungsnummer 100-1
veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom
19. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2478) geandert worden ist (BVerfG, Beschluss vom
24.03.2021 — 1 BvR 2656/18) hat der Bundesgesetzgeber im novellierten § 2 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes die herausragende Bedeutung und Stellung des
Ausbaus der erneuerbaren Energien fir den Klimaschutz normiert. Dieser lautet:

,'Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie den dazugehorigen

Nebenanlagen liegen im Uberragenden offentlichen Interesse und dienen der
offentlichen Sicherheit. ?Bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu
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treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang in
die jeweils durchzufiihnrenden Schutzgiterabwagungen eingebracht werden. 3Satz 2
ist nicht gegentber Belangen der Landes- und Blundnisverteidigung anzuwenden.®

Damit liegen die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer
Energien sowie den dazugehdrigen Nebenanlagen im Uberragenden offentlichen
Interesse und dienen der offentlichen Sicherheit, § 2 Satz 1 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes.

Bei der Auslegung des § 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ist zudem zu
bericksichtigen, dass der Ausbau der erneuerbaren Energien nicht nur dem
Klimaschutz, sondern zumindest mittelbar dem Schutz des Lebens, der Gesundheit
und des Eigentums vor den Gefahren des Klimawandels dient (BVerfG, Beschluss
vom 23.03.2022 - 1 BvR 1187/17 -, Randnummer 105; vergleiche insoweit auch
Erwagungsgrund 3 der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Férderung der Nutzung von Energie aus
erneuerbaren Quellen (ABI. L 328 vom 21.12.2018, S. 82, L 311 vom 25.9.2020, S.
11, L 41 vom 22.2.2022, S. 37), die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2023/2413

(ABI. L 2023/2413, 31.10.2023) geandert worden ist sowie Artikel 3 der Verordnung
(EU) 2022/2577 des Rates vom 22. Dezember 2022 zur Festlegung eines Rahmens
fur einen beschleunigten Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energie (ABI. L 335 vom
29.12.2022, S. 36), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2024/223 (ABI. L,
2024/2023, 10.1.2024) geandert worden ist). Dieses nicht im Wortlaut des § 2 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes enthaltene Schutzgut findet Gber das ,allgemeine®
Uberragende offentliche Interesse in § 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
Eingang in die Verwaltungsentscheidung (VG Braunschweig, Urteil vom 11.05.2022
—2 A 100/19, Randnummer 51 f.).

Gemal § 2 Satz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes sollen die erneuerbaren
Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzufuhrenden
Schutzguterabwagungen eingebracht werden. Dieser Abwagungsvorrang gilt so
lange, bis die Stromerzeugung nahezu treibhausgasneutral ist. Zu den
Schutzguterabwagungen zahlen insbesondere Abwagungsentscheidungen unter
anderem gegenuber seismologischen Stationen, dem Denkmalschutz,
Radaranlagen, Wasserschutzgebieten, dem Landschaftsbild oder im Forst-,
Immissionsschutz-, Naturschutz-, Bau- oder Stral3enrecht (BT-Drs. 20/1630, Seite
159; OVG Munster, Beschluss vom 04.08.2022 — 22 A 488/20, Randnummer 55 ff.;
VGH Mannheim, Beschluss vom 10.11.2022 — 10 S 1312/22, Randnummer 55 1.).

Gemal § 2 Satz 3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes sind vom grundsatzlichen
Vorrang gemaf Satz 2 einzig die Belange der Landes- und Blndnisverteidigung
ausgenommen. Daraus kann jedoch nicht abgeleitet werden, dass die Erneuerbaren
Energien stets hinter den Verteidigungsbelangen zurickstehen mussen. Satz 1 bleibt
anwendbar. In diesen Fallen muss eine Einzelfallentscheidung unter Zugrundelegung
und Abwagung beider Belange erfolgen.

Gleichrangige Belange kdnnen sich aus einer entsprechenden gesetzlichen
Festlegung ergeben. In diesem Zusammenhang kann der Ausbau der Erneuerbaren
Energien nur synchron mit dem entsprechendem Aus-, Auf- und Umbau der
erforderlichen Energieinfrastrukturen erfolgen. Insbesondere Vorhaben fur den
Ausbau der Stromnetze und den Aufbau eines Wasserstoffnetzes liegen im
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Uberragenden o6ffentlichen Interesse und dienen der 6ffentlichen Sicherheit
(vergleiche § 1 Absatz 1 Satz 2 des Bundesbedarfsplangesetzes vom 23. Juli 2013
(BGBI. | S. 2543; 2014 | S. 148, 271), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom
8. Mai 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 151) geandert worden ist, § 1 Absatz 2 Satz 3 des
Energieleitungsausbaugesetzes vom 21. August 2009 (BGBI. | S. 2870), das zuletzt
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 151) geandert
worden ist, § 43 Absatz 3a Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes vom 7. Juli 2005
(BGBI. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Mai 2024
(BGBI. 2024 | Nr. 151) geandert worden ist fur Hochspannungsleitungen, § 28r
Absatz 8 Satz 4 des Energiewirtschaftsgesetzes und § 431 Absatz 1 Satz 2 des
Energiewirtschaftsgesetzes fur die Wasserstoffleitungen, § 14d Absatz 10 des
Energiewirtschaftsgesetzes fur Verteilnetze ab 110 kV).

21
Anwendungsbereich

Der Anwendungsbereich bezieht sich zunachst auf Anlagen im Sinne des § 3
Nummer. 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes. Eine Anlage ist demnach ,jede
Einrichtung zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien oder aus
Grubengas, wobei im Fall von Solaranlagen jedes Modul eine eigenstandige Anlage
ist; als Anlage gelten auch Einrichtungen, die zwischengespeicherte Energie, die
ausschlieBlich aus erneuerbaren Energien oder Grubengas stammt, aufnehmen und
in elektrische Energie umwandeln®. Erneuerbare Energien sind nach § 3 Nummer 21
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes Wasserkraft, einschlieBlich der Wellen-,
Gezeiten-, Salzgradienten- und Stromungsenergie, Windenergie, solare
Strahlungsenergie, Geothermie sowie Energie aus Biomasse einschliel3lich Biogas,
Biomethan, Deponiegas und Klargas sowie aus dem biologisch abbaubaren Anteil
von Abfallen aus Haushalten und Industrie. Nebenanlagen dienen gemaf § 3
Nummer 15a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes der Errichtung oder dem Betrieb
einer Anlage, einschlie3lich elektrischer Leitungen, Steuerungs- und
Kommunikationsleitungen, Montage- und Kranstellflachen, Zuwegungen,
Transformator- und Ubergabestationen, wobei Anlagen jenseits der Ubergabestation,
einschliellich des Umspannwerks, nicht erfasst sind.

§ 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ist in Verwaltungshandeln mit
Schutzguterabwagung durch Behorden oder sonstige juristische Personen des
offentlichen Rechtes mit Blick auf den jeweiligen Entscheidungsgegenstand und
Belang anzuwenden; insbesondere fuhrt § 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
nicht dazu, dass eine Abwagung entfallt. Hierzu gehdéren insbesondere Ermessens-
und Abwagungsentscheidungen. Auch sind Beurteilungsspielraume umfasst, sofern
im Rahmen der Beurteilung eine Abwagung erfolgt und damit auch das o6ffentliche
Interesse an erneuerbaren Energien berucksichtigt werden kann (vergleiche VGH
Mannheim, Urteil vom 04.04.2023, 10 S 1560/22, Randnummer 51). Darlber hinaus
kann § 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes bei der Auslegung unbestimmter
Rechtsbegriffe Anwendung finden. Voraussetzung daflr ist, dass es der unbestimmte
Rechtsbegriff vor dem Hintergrund der jeweiligen Regelungsmaterie zulasst, das
Interesse am Klimaschutz beziehungsweise an erneuerbaren Energien in die
Auslegung einzubeziehen. Auch im Rahmen einer VerhaltnismaRigkeitsprufung ist §
2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zu bericksichtigen, wenn das Interesse an
erneuerbaren Energien beispielsweise in die Zweck-Mittel-Relation einflief3t.
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2.2
Beriicksichtigung als vorrangiger Belang

§ 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes regelt, mit welchem Gewicht der Ausbau
erneuerbarer Energien in Abwagungsentscheidungen einzustellen ist. Daraus folgt,
dass der Rechtsanwender auch im Zusammenhang mit dem Ausbau erneuerbarer
Energien nicht von einer Abwagung befreit ist. Das Unterlassen einer
durchzufihrenden Abwagung hat die Rechtswidrigkeit der behordlichen
Entscheidung zur Folge.

Durch die Regelung des § 2 Satz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes hat der
Bundesgesetzgeber der Errichtung und dem Betrieb von Anlagen der erneuerbaren
Energien ein Uberragendes offentliches Interesse beigemessen, welches in allen
Entscheidungen zum Tragen kommt, in denen § 2 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes zu berucksichtigen ist (vergleiche Ausfuhrungen zu Nummer 1.1). § 2 Satz
2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes normiert dartber hinaus einen
vorubergehenden, relativen Gewichtungsvorrang der erneuerbaren Energien. Damit
haben erneuerbare Energien in den durchzufihrenden Abwagungen in aller Regel
den Vorrang (BT-Drs. 20/1630, S. 159).

Lediglich in Ausnahmefallen, in Form von atypischen Sonderfallen oder bei
gleichrangingen Schutzgutern, kbnnen andere Belange Uberwiegen, die fachlich
anhand der besonderen Umstande der jeweiligen Situation zu begriinden sind (OVG
Greifswald, Urteil vom 07.02.2023, Az.: 5 K 171/22 OVG, Randnummer 160).

Die erneuerbaren Energien sind nach der verfassungsrechtlich zu beachtenden
Grundsatzentscheidung des Gesetzgebers, die Energieversorgung durch
Erneuerbare-Energien-Anlagen klimaneutral zu gestalten, als wesentlicher
Bestandteil des im Grundgesetz verankerten Klimaschutzgebots anzusehen. lhnen
konnen daher o6ffentliche Interessen beziehungsweise Belange mit Verfassungsrang
oder gleichwertigem Rang entgegenstehen (BT-Drs. 20/1630, S. 159). Insbesondere
sobald den erneuerbaren Energien offentliche Belange von Verfassungsrang oder
grundrechtlich geschutzte private Interessen entgegenstehen, ist eine umfassende,
einzelfallbezogene Abwagung durchzufuhren und im Wege der praktischen
Konkordanz ein schonender Ausgleich zwischen den widerstreitenden
Verfassungsprinzipien und verfassungsrechtlich geschutzten Rechtsgutern
herzustellen. Dabei sind in der Rechtsprechung bereits einige
Abwagungskonstellationen entschieden worden (siehe etwa zum
Denkmalschutzrecht mit Verfassungsrang: OVG NRW Urteil vom 31.10.2023, 7 D
187/22.AK, juris, Randnummer 160).

Dies entspricht auch der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts. So hat
das Bundesverfassungsgericht hierzu ausgefiihrt, dass Artikel 20a des
Grundgesetzes keinen unbedingten Vorrang gegenuber anderen Belangen besitzt,
sondern im Konfliktfall in einen Ausgleich mit anderen Verfassungsgutern und
Verfassungsprinzipen zu bringen ist (BVerfG, Beschluss vom 24.03.2021 —

1 BvR 2656/18, Randnummer 198). Dabei ist mit Blick auf

die weitestgehende Unumkehrbarkeit des Klimawandels eine Uberschreitung der
zum Schutz des Klimas einzuhaltenden Temperaturschwelle jedoch nur unter engen
Voraussetzungen etwa zum Schutz von Grundrechten oder der naturlichen
Lebensgrundlagen zu rechtfertigen, mithin also mit dem Artikel 20a des
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Grundgesetzes vergleichbare oder diesem immanente verfassungsrechtliche
Schutzguter (BT-Drs. 20/1630, Seite 159). Schliellich nimmt das relative Gewicht
des Klimaschutzgebots in der Abwagung bei fortschreitendem Klimawandel weiter zu
(BVerfG, Beschluss vom 24.03.2021 — 1 BvR 2656/18, Randnummer 143 ff.).
Diesem Verstandnis ist bei der Anwendung des § 2 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes als Auspragung des Klimaschutzgebots des Artikel 20a des
Grundgesetzes Rechnung zu tragen.

23
Umgang mit § 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der raumlichen Planung

§ 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes andert nichts daran, dass eine im
Grundsatz ergebnisoffene Abwagung nach § 1 Absatz 7 des Baugesetzbuches in der
Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), das zuletzt
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 394)
geandert worden ist, oder § 7 Absatz 2 Satz 1 des Raumordnungsgesetzes vom 22.
Dezember 2008 (BGBI. | S. 2986), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.
Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 88) geandert worden ist, stattfinden muss, in der alle
offentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander abzuwagen
sind. Im Rahmen dieser Abwagung ist das Gewicht jedes Belangs angemessen zu
berucksichtigen. In Planaufstellungsverfahren wirkt § 2 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes insbesondere, indem er zu einer groReren Potenzialflache fuhrt und somit
die Planungsspielraume der Planungstrager erweitert. § 2 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes kann bewirken, dass Hemmnisse im Zulassungsverfahren
beispielsweise Uber fachrechtliche Ausnahmen oder Befreiungen kinftig leichter
uberwunden werden konnen.

Eine Pflicht, eine entsprechende Planung vorzunehmen, lasst sich aus § 2 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes nicht ableiten.

Bei raumordnerischen Entscheidungen zur Verwirklichung und Sicherung der
Raumordnungsplane ist § 2 EEG im Rahmen der jeweiligen Ermessensentscheidung
zu bertcksichtigen. Bei der Ermessensentscheidung ist auch der Ausbaustand der
Erneuerbaren Energien im jeweiligen Planungsraum zu berucksichtigen.

Das durch Gesetz vom 17. Mai 2024 in § 36 Absatz 3 des Landesplanungsgesetzes
Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Gesetz
vom 12. Juni 2024 (siehe GV. NRW. S. 315) geandert worden ist, neu geschaffene
Sicherungsinstrument fir Raumordnungsplane, die der Erreichung der Flachenziele
des Windenergieflachenbedarfsgesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. | S. 1353), das
zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 151)
geandert worden ist, dienen, ist § 245e Absatz 2 i.V.m. § 15 Absatz 3
Baugesetzbuches nachgebildet (LT-Drucksache 18/8882, Seite 3). Die hier mit
Einflhrung des § 2 Erneuerbare-Energien-Gesetz parallel durch den
Bundesgesetzgeber getroffene gesetzgeberische Grundsatzentscheidung, dass zum
Zwecke der Beschleunigung der Ausweis von Windenergiegebieten durch
planerischen Ausweis dem Ausbau von Einzelanlagen im Kollisionsfall vorzuziehen
ist und durch Plansicherungsmal3nahmen abgesichert werden kann, wurde durch
den Landesgesetzgeber flr den Bereich des Raumordnungsrechts nachvollzogen.
Dies ist bei der Anwendung des § 2 Erneuerbare-Energien-Gesetz zu
bericksichtigen. Danach ware eine Zurlckstellung aufderhalb der zukinftigen
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Flachenkulisse unter den im Gesetz genannten Voraussetzungen grundsatzlich
eroffnet. § 2 Erneuerbare-Energien-Gesetz kommt damit in den Fallen eine
Korrekturfunktion zu, in denen sich dieser Grundsatz ausnahmsweise als
unzutreffend erweist. Bei der Rechtsanwendung bestehen im Einzelfall daher
erhdhte Prifungs- und Begriandungspflichten.

24
Verfahrensfragen

In der behordlichen Praxis fuhrt die Anwendung des § 2 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes dazu, dass in dem weiterhin notwendigen Abwagungsprozess der Vorrang
der erneuerbaren Energien in der Regel nicht gesondert begriindet werden muss.
Vielmehr ist es ausreichend, im Rahmen der Begriindung auf die
bundesgesetzgeberische Wertung des § 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zu
verweisen. Dies entbindet die Behorde jedoch nicht davon, Belange, die den
erneuerbaren Energien im Einzelfall gegenlberstehen und in die Abwagung mit
einzubringen sind, darzustellen.

Sofern den erneuerbaren Energien Belange mit gleichwertigem Verfassungsrang
gegenuberstehen oder wenn die Annahme eines atypischen Falles seitens eines
Beteiligten eingefordert wird direkt oder zumindest sinngemaf, besteht ein erhdhtes
Begrundungserfordernis.

Aufgrund der relativen Vorrangwirkung des § 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
besteht im Ubrigen ein erhéhtes Begriindungserfordernis nur in den Ausnahmefallen,
in denen offentliche Interessen beziehungsweise Belange von Verfassungsrang oder
gleichwertigem Rang im konkreten Fall in der vorzunehmenden Abwagung
uberwiegen (vergleiche Ausfuhrungen zu Nummer 2.2). Im Rahmen der Begrindung
ist dezidiert darzulegen, warum ein anderer Verfassungsrang oder gleichwertiger
Rang das uberragende offentliche Interesse an den erneuerbaren Energien und
deren Beitrag zur 6ffentlichen Sicherheit ausnahmsweise Uberwiegen (BT-Drs.
20/1630, Seite 159). Das betrifft beispielsweise auch die ebenfalls
verfassungsrechtlich durch Artikel 20a des Grundgesetzes geschutzten nattrlichen
Lebensgrundlagen.

3
Prifung von § 2 EEG des Erneuerbare-Energien-Gesetzes im Rahmen von
Genehmigungen

Die Gesetzesbegrindung rekurriert fur die Prufung des § 2 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes auf alle Rechtsbereiche und bezieht sich auf
Schutzguterabwagungen. Hierbei ist jedoch eine differenzierte Anwendung des § 2
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes erforderlich; insoweit bleiben die
fachrechtlichen Vorgaben sowie fachgesetzlichen Systematiken als solche von § 2
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes unberuhrt. Gleichzeitig bleibt die
entsprechende fachliche Bewertung der Prufung im Einzelfall in Verantwortung den
jeweils zustandigen Behdrden vorbehalten und kann nicht im Wege einer
schematischen Darstellung vorweggenommen werden.
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In diesem Zusammenhang ist die Anwendung des § 2 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes insbesondere und nicht abschlie3end bei den folgenden
Abwagungsentscheidungen zu prifen:

3.1
Natur- und Artenschutzrecht

a) Entscheidung uiber die Erteilung von im Ermessen stehenden
naturschutzrechtlichen Ausnahmen oder Prifung des liberwiegenden
offentlichen Interesses bei Befreiungen gemaR § 67 Absatz 1 Nummer 1 des
Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), das zuletzt
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 153) geandert
worden ist (vergleiche BVerwG, Beschl. V. 15.09.2023 - 7 VR 6/23; VGH
Mannheim, Urteil vom 12.10.2022 — 10 S 2903/21, Randnummer 46),

b) Prufung des Vorliegens vorrangiger Belange des Naturschutzes und der
Landschaftspflege im Rahmen der Zulassung eines nicht kompensierbaren Eingriffs
in die Natur und Landschaft nach § 15 Absatz 5 des Bundesnaturschutzgesetzes
(vergleiche OVG Munster, Urteil vom 27.10.2022 - 22 D 243/21),

c) Prifung des Vorliegens von ,zwingenden Griinden des Uberwiegenden
offentlichen Interesses” nach § 34 Absatz 3 Nummer 1 des
Bundesnaturschutzgesetzes im Rahmen der Zulassung einer Beeintrachtigung eines
Natura 2000-Gebiet,

d) Prufung einer artenschutzrechtlichen Ausnahme von den Zugriffsverboten des §
44 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes, insbesondere Prifung des Dienens
der offentlichen Sicherheit nach § 45 Absatz 7 Satz 1 Nummer 4 des
Bundesnaturschutzgesetzes, Prifung des Vorliegens von zwingenden Grinden des
Uberwiegenden Interesses nach § 45 Absatz 7 Satz 1 Nummer 5 des
Bundesnaturschutzgesetzes,

e) die Spezialregelungen des § 45b Absatz 8 Nummer 1 und Nummer 6 des
Bundesnaturschutzgesetzes sind im Rahmen ihres Anwendungsbereiches, wie etwa
bei Windenergieanlagen an Land oder dem Tétungsverbot durch betriebsbedingte
Auswirkungen, zu beachten; § 45b Absatz 8 Nummer 1 des
Bundesnaturschutzgesetzes dient der Klarstellung und ist mit § 2 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzeszusammen zu lesen und

f) Prafung des uberwiegenden offentlichen Interesses im Rahmen einer
Ausnahmeerteilung bezlglich der Freihaltung von Gewassern und Uferzonen nach §
61 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des Bundesnaturschutzgesetzes.

3.2
Forstrecht

a) Entscheidung nach § 39 des Landesforstgesetzes vom 24. April 1980 (GV. NRW.
S. 546), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Marz 2022 (GV. NRW. S.
360; S. 731) geandert worden ist Uber eine dauerhafte Waldumwandlung in
Verbindung mit § 9 Absatz 1 Satz 3 des Bundeswaldgesetzes vom 2. Mai 1975
(BGBI. I S. 1037), das zuletzt durch Artikel 112 des Gesetzes vom 10. August 2021
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(BGBI. I. S. 3436) geandert worden ist (vergleiche. Gesetzesbegriindung, BR-Drs.
162/22, 176 f; OVG Minster, Beschluss vom 04.08.2022 — 22 A 488/20,
Randnummer 35; OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 14.06.2023 — OVG 3a A
30/23, Randnummer 33f; OVG Munster, Beschluss vom 11.08. 2022 — 22 A 1492/20,
30f.) und

b) Entscheidung nach § 40 des Landesforstgesetzes Uber eine befristete
Waldumwandlung in Verbindung mit § 9 Absatz 2 des Bundeswaldgesetzes.

3.3
Denkmalschutz

Entscheidungen Uber erlaubnispflichtige Malnahmen nach dem
Denkmalschutzgesetz vom 13. April 2022 (GV. NRW. Seite 662) zum Beispiel nach §
9 Denkmalschutzgesetz (vergleiche auch OVG Greifswald, Urteil vom 07.02.2023 — 5
K 171/22, Leitsatze; OVG Berlin, Urteil vom 27.07.2023 — 3a A 52/23, Randnummer
51 ff.; VG Koblenz, Urteil vom 05.06.2023 — 1 K 922/22.KO —, Randnummer 24 f).
Das Ministerium fur Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung des Landes
Nordrhein-Westfalen hat unter Hinweis auf den sich aus Artikel 18 der Verfassung
des Landes Nordrhein-Westfalens ergebenden Verfassungsrang des
Denkmalschutzes mit den Entscheidungsleitlinien fur Solaranlagen auf Denkmalern
vom 08.11.2022 (Az. 52.21.32) einen gesonderten Erlass fur die Photovoltaik auf
Denkmalern erlassen.

34
Raumordnungs-, Bauplanungs- und Bauordnungsrecht

a) Entscheidung liber die Untersagung oder Zuruckstellung raumbedeutsamer
Planungen und MaRnahmen nach § 12 des Raumordnungsgesetzes vom 22.
Dezember 2008 (BGBI. | S. 2986), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom
22. Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 88) geandert worden ist und § 36
Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S.
430), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904)
geandert worden ist,

b) Entscheidung uber die Zulassung einer Abweichung nach § 69 Absatz 1 der
Landesbauordnung 2018 vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 421), die zuletzt durch
Gesetz vom 31. Oktober 2023 (GV. NRW. S. 1172) geandert worden ist, von
Anforderungen der Landesbauordnung im Hinblick auf die &ffentlichen Belange
beziehungsweise aus Grunden des allgemeinen Wohls (vergleiche in Bezug auf
Abstandsflachen: OVG Berlin, Urteil vom 07.06.2023 — OVG 3a A 57/23,
Randnummer 33 ff.),

c) Befreiung von Festsetzungen eines Bebauungsplans nach § 31 Absatz 2 Nummer
1 des Baugesetzbuches,

d) zu beachten ist, dass § 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes die

grundlegende gesetzliche Systematik der Unterscheidung privilegierter und
sonstiger Vorhaben in § 35 des Baugesetzbuches unangetastet lasst,
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e) § 35 Absatz 1 des Baugesetzbuches: § 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ist
bei der nachvollziehenden Abwagung zu bertcksichtigen, sofern keine
Ausschlussplanung erfolgt ist,

f) § 35 Absatz 2 des Baugesetzbuches: § 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
kann nur ausnahmsweise in atypischen Sonderkonstellationen einzubeziehen sein
(vergleiche OVG NRW, Urteil vom 16.05.2023 — 7 D 423/21.AK) und

g) Entscheidung Uber Ausnahmen von der Regelvermutung des § 249 Absatz 10 des
Baugesetzbuches.

3.5
Wasserrecht

a) Wasserrechtliche Gestattungen im Rahmen des Bewirtschaftungsermessens nach
§ 12 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), das
zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 409)
geandert worden ist,

b) Entscheidung Uber einen vorzeitigen Beginn der Gewasserbenutzung nach § 17
Absatz 1 Nummer 2 des Wasserhaushaltsgesetzes,

c) Ausnahme von den Bewirtschaftungszielen nach § 31 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2
des Wasserhaushaltsgesetzes,

d) Befreiung von Verboten, Beschrankung sowie Duldungs- und Handlungspflichten
gemald § 52 Absatz 1 Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes; zu beachten ist jedoch
in diesen Fallen die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung als Aufgabe der
Daseinsvorsorge als vorrangiger Belang und

e) Befreiung von Anforderungen nach § 49 Absatz 4 der Verordnung uber Anlagen
zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen vom 18. April 2017 (BGBI. | S. 905),
die durch Artikel 256 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328) geandert
worden ist.

3.6
StraBen- und Wegerecht

Entscheidung Uber Zustimmung zu baulichen Anlagen gemaR § 25 Absatz 1 des
StralRen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. September 1995 (GV. NRW. 1995, S. 1028, ber. 1996 S.
81, S. 141, S. 216 und S. 355), das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 1.
Februar 2022 (GV. NRW. S. 122) geandert worden ist.

3.7
Immissionsschutzrecht

a) In bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nach den § 4 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.
Mai 2013 (BGBI. | S. 1274; 2021 1 S. 123), das zuletzt durch Artikel 11 Absatz 3 des
Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 202) geandert worden ist), soweit nach
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dem gemaf § 6 Absatz 1 Nummern 1 und 2 beziehungsweise § 13 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes einzubeziehenden Fachrecht Ermessens- oder
Abwagungsentscheidungen zu treffen sind beziehungsweise im Sinne der Nummer
1.1 Beurteilungsspielraume eroffnet, unbestimmte Rechtsbegriffe auszulegen oder
VerhaltnismaRigkeitsprifungen vorzunehmen sind,

b) Entscheidung Uber die Zulassung eines vorzeitigen Beginns nach § 8a Absatz 1
Nummer 2 des Bundesimmissionsschutzgesetzes (,6ffentliches Interesse®) und

c) Ermessensentscheidung uber die Zulassung des Nachreichens von Unterlagen
nach § 7 Absatz 1 Satz 4 der Verordnung Uber das Genehmigungsverfahren in der
Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 1992 (BGBI. | S. 1001), die zuletzt durch
Artikel 10 des Gesetzes vom 22. Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 88) geandert worden
ist.

3.8
Auskunftsrecht

Offentliches Interesse im Sinne von § 2 Satz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
ist ,berechtigtes Interesse” zum Beispiel nach § 14 des Vermessungs- und
Katastergesetzes vom 1. Marz 2005 (GV. NRW. S. 174), das zuletzt durch Artikel 3
des Gesetzes vom 1 Dezember 2020 (GV. NRW. S. 1109) geandert worden ist
(vergleiche VGH Muinchen, Urteil vom 09.03.2023 — 13a B 22.1688, Randnummer 34
f.).

3.9
Luftverkehrsrecht

Entscheidung Uber die Versagung einer Zustimmung nach § 14 Absatz 1 des
Luftverkehrsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2007 (BGBI.
| S. 698), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI.
2023 | Nr. 409) geandert worden ist (vergleiche VGH Mannheim, Urteil vom
04.04.2023 — 10 S 1560/22, Randnummer 51).

3.10
Flurbereinigungsrecht

Entscheidung Uber Zustimmung zur Errichtung von Anlagen oder Nebenanlagen der
erneuerbaren Energien der zustandigen Flurbereinigungsbehérde im Rahmen der
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung oder zusatzlich zur erteilten
Baugenehmigung bei baugenehmigungsbedurftigen Anlagen. Fir Flachen in
laufenden Flurbereinigungsverfahren (www.gisile.nrw.de) ist die Veranderungssperre
nach § 34 des Flurbereinigungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
16. Marz 1976 (BGBI. | S. 546), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19.
Dezember 2008 (BGBI. | S. 2794) geandert worden ist, bis zur Unanfechtbarkeit des
Flurbereinigungsplanes zu bertcksichtigen.

4
Inkrafttreten

Dieser Runderlass tritt am 26.06.2024 in Kraft.
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Urteil des Verwaltungsgerichts Diisseldorf zu Konflikt Baum und PV-Anlage

Kurziiberblick: Der Konflikt rund um die Verschattung von PV-Anlagen durch Baume muss
aufgrund des neuen § 2 EEG 2023 grundsatzlich neu bewertet werden. Dieser raumt dem
Ausbau Erneuerbarer Energien ein liberragendes 6ffentliches Interesse ein. Wir méchten Sie
auf ein Urteil des Verwaltungsgerichts Disseldorf hinweisen, in dem die Klage auf Baumfal-
lung abgewiesen wurde. Im vorliegenden Fall geht nach der Auffassung des VG die notwen-
dige Abwagung des Einzelfalls zwischen dem 6ffentlichen Interesse an der Nutzung erneuer-
barer Energien und dem Schutz des Baumes zugunsten des Baumschutzes aus. Das Gericht
argumentiert, dass nach wie vor eine umfassende Abwagungsentscheidung im Einzelfall er-
forderlich sei. Der § 2 EEG 2023 fiihre nicht zu einem automatischen und absoluten Vorrang
der erneuerbaren Energien. Das Uberragende Interesse an der Errichtung und dem Betrieb
von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien konne auch auf gleichrangige Interessen
stoRen. Das Urteil ist rechtskraftig.

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir mochten Sie auf das Urteil des Verwaltungsgerichts Diisseldorf vom 24. April 2024 zum
Konflikt zwischen kommunalem Baumschutz und der Verschattung von Photovoltaikanlagen
hinweisen. Das Urteil ist seit dem 28. Mai 2024 rechtskraftig.

Hausvogteiplatz 1, 10117 Berlin - Telefon 030 37711-0 Telefax 030 37711-999
GereonstralRe 18 - 32, 50670 KolIn - Telefon 0221 3771-0 Telefax 0221 3771-128
Avenue des Nerviens 9-31, 1040 Bruxelles / Belgien* Telefon +32 2 882 774-0 Telefax 0221 3771-399
Internet: www.staedtetag.de
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Hintergrund

Derzeit bestehen vermehrt Konflikte zwischen dem Erhalt von Stadtbaumen und der Errich-
tung von Photovoltaikanlagen. In diesem Zusammenhang bestehen oftmals Unsicherheiten
zum Ermessensspielraum bei der Abwagungsentscheidung aufgrund des neuen § 2 EEG 2023.
Danach liegen die Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie den dazugehoérigen Nebenan-
lagen im Uberragenden 6ffentlichen Interesse und dienen der 6ffentlichen Sicherheit. Es stellt
sich daher die Frage, ob ein Baum, der eine PV-Anlage verschattet, gefallt werden kann, auch
wenn er laut stadtischer Baumsatzung unter Schutz steht.

Dem Uiberragenden 6ffentlichen Interesse des Ausbaus der erneuerbaren Energien stehen in
der Abwagung die Belange des Naturschutzes gegeniiber. Wurden Antrdage auf Baumfallung
bzw. Befreiung von der jeweiligen Baumschutzsatzung im Zusammenhang mit der Errichtung
einer PV- oder Solaranlage in der Vergangenheit oftmals mit Verweis auf die héhere Gewich-
tung der Natur- und Baumschutzbelange abgelehnt, hat sich die Abwagungsgrundlage durch
die Einfihrung des § 2 EEG veradndert. Es gibt unterschiedliche rechtliche Auffassungen, ob
dem § 2 EEG immer Prioritat einzurdaumen ist.

Wird ein Antrag auf eine Ausnahmegenehmigung gestellt, wagt die zustandige Behorde ab, ob
der Vorrang des § 2 EEG angemessen und erheblich ist, also der Nutzen der PV-Anlage fir den
Ausbau der erneuerbaren Energien die Belange des Naturschutzes liberwiegt und eine Baum-
fallung rechtfertigt. Hier kann einerseits z. B. die GroRRe der PV-Anlage, das Ausmal$ der Ver-
schattung durch den Baum, bestehende Optimierungsmoglichkeiten der Anlage und anderer-
seits die sogenannte Wohlfahrtswirkung des Baumes (abhangig von seiner Vitalitdt und den
dadurch erbrachten Leistungen) eine Rolle spielen.

Klage

Ein Grundstiickseigentlimer klagte im Marz 2023 auf die Erteilung einer Genehmigung zur Fal-
lung einer etwa 17 Meter hohen Nordmanntanne auf seinem Grundstlick, welches sich im
Geltungsbereich der Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Landeshauptstadt Dissel-
dorf vom 19. Dezember 1986 (BSchS) befindet. Zuvor hatte die Beklagte einen ,,Antrag auf
Baumaustausch wegen Photovoltaik-Anlage” abgelehnt. Der Klager beabsichtigte, aufgrund
des Schattenwurfs der Tanne und die damit einhergehende Beeintrachtigung der Effektivitat
der geplanten PV-Anlage, diese durch einen kleineren Laubbaum zu ersetzen. Die Beklagte be-
griindete die Ablehnung des Antrags damit, dass es sich um einen gesunden und erhaltens-
werten Baum handele. Es hatten keine genehmigungsrelevanten Beeintrachtigungen bzw.
Schaden festgestellt werden kdnnen, die eine Fallung rechtfertigen wiirden.

Der Klager erhob Klage gegen diesen Bescheid. Er argumentierte, die Ablehnungsentschei-
dung sei ermessensfehlerhaft, weil die geplante Errichtung der Photovoltaikanlage und die an-
gebotene gleichwertige Ersatzpflanzung nicht beriicksichtigt worden seien. Er fiihrte an, dass
die Errichtung einer Photovoltaikanlage nach § 2 EEG 2023 im Uiberwiegenden o6ffentlichen In-
teresse liege und mit einem Energieverlust durch die Beschattung der PV-Anlage von 20 Pro-
zent zu rechnen sei. Das Fallverbot des Baumes bedeute eine unzumutbare Harte im Sinne des
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Befreiungstatbestands nach § 4 Abs. 2 der Baumschutzsatzung. Durch die Anlage wiirden pro
Jahr 4,84 Tonnen CO,-Emissionen eingespart, was 222 gepflanzten Baumen entsprache.

Die Beklagte argumentierte, dass gemals der Baumschutzsatzung (BSchS) kein Ausnahmetat-
bestand vorliege. Die Beschattung der Photovoltaikanlage durch den Baum sei tiber den Ta-
gesverlauf zeitlich begrenzt. Der Betrieb der Anlage sei aufgrund der Verschattungswirkung
nicht unmaoglich oder wirtschaftlich bzw. energietechnisch sinnlos. Sie verwies auf Simulatio-
nen des Solarpotentialkatasters der Stadt Y nach denen der fast Gberwiegende Teil des Daches
fiir Photovoltaik geeignet sei. Die Abwagung sei im Einzelfall zu entscheiden. Laut der Beklag-
ten sei ,[d]er Energiegewinnung jedenfalls dann kein Vorrang einzuraumen, wenn die er-
zeugte Energiemenge, wie bei einer kleinen Photovoltaikanalage, relativ gering sei, aber
standortgebundene Interessen des Naturschutzes entgegenstlinden”. Dabei verweist sie auf
vielfiltige Okosystemleistungen von Bidumen. Zudem erachtete die Beklagte eine Ersatzpflan-
zung aufgrund der zunachst geringeren okologischen Funktion eines Jungbaumes im Vergleich
zur Tanne und ihres gesunden und vitalen Zustands als ungeeignet. Ebenso bewertete sie eine
Kirzung der Tanne als ungeeignet, da dies das Wachstum und die 6kologische Leistung des
Baumes beeintrachtigen wiirde.

Gerichtsurteil und Begriindung

Das Gericht wies die zulassige Klage als unbegriindet ab. Es lagen keine ausreichenden Griinde
fir eine Ausnahme oder Befreiung von den Verboten der Baumschutzsatzung vor. Die Ableh-
nung des Antrags auf Fallung wurde als rechtmaRig und der Klager als nicht in seinen Rechten
verletzend beurteilt.

Das Gericht argumentiert, dass nach wie vor eine umfassende Abwagungsentscheidung im
Einzelfall erforderlich sei. Der § 2 EEG 2023 fiihre nicht zu einem automatischen und absolu-
ten Vorrang der erneuerbaren Energien. Das Uberragende Interesse an der Errichtung und
dem Betrieb von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien konne auch auf gleichrangige
Interessen stoRen.

Im vorliegenden Fall gehe die notwendige Abwagung des Einzelfalls zwischen dem 6ffentli-
chen Interesse an der Nutzung erneuerbarer Energien und dem Schutz des Baumes zugunsten
des Baumschutzes aus. Als Griinde fur die Entscheidung fuhrte das Gericht die vergleichsweise
geringe GroRe der geplanten PV-Anlage, die Qualitat der Nordmanntanne, die Folgen einer
Fallung sowie mogliche Alternativstandorte fiir erneuerbare Energien im unmittelbaren Um-
feld an. Daher Gberwiege mithin das 6ffentliche Interesse am unverdanderten Erhalt der Nord-
manntanne die Griinde fiir ihre Fallung zur Effektivitatssteigerung der geplanten Photovoltaik-
anlage. Auch die angebotene Ersatzpflanzung fiihrt nach Ansicht des Gerichts zu keinem ande-
ren Abwagungsergebnis.

Ausblick
Der Fall zeigt, dass keine pauschale Beurteilung moéglich und immer eine Einzelfallbetrachtung

unter Berlicksichtigung der 6rtlichen Gegebenheiten erforderlich ist. Auch der Denkmalschutz
spielt bei PV-Dachanlagen eine nennenswerte Rolle. Einige Stadte haben bereits Handlungs-
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hilfen fur die Konflikte mit Dach-PV erarbeitet. Dem Vernehmen nach kénnen eine Vielzahl
von Konflikten vor Ort im Einvernehmen geldst werden.

Mit freundlichen GriRRen
Im Auftrag

¢ aﬁk }*’\J/‘)\M \{

Inga Melchior
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Gemeinde Nottuln offentliche
Der Biirgermeister Beschlussvorlage

Vorlagen-Nr. 021/2023/4

Natur

, Produktbereich/Betriebszweig:
09 Raumliche Planung und

» Entwicklung, Geoinformationen

Datum:

NOTTULN. 17.09.2024

Tagesordnungspunkt:

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 167 ,Daruper Stralle, im beschleunigten Verfahren
gem. § 13a BauGB
Hier: Satzungsbeschluss

Beschlussvorschlag:

1. Der Abwagung zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 167 ,Daruper Stralle®

abgegebenen Stellungnahmen wird, wie in Anlage 1 vorgeschlagen, zugestimmt.

2. Die vorliegende Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 167 ,Daruper Stral’e* (siehe
Anlage 2) im beschleunigten Verfahren gem. § 13 a BauGB wird gemaR § 10 BauGB
als Satzung beschlossen. Die zugehorige Begriindung (siehe Anlage 3) wird
beschlossen.

Finanzielle Auswirkungen:
Fur die Erarbeitung des Bebauungsplanes sind folgende externe Kosten angefallen:

Planungskosten Bebauungsplanverfahren Nr. 6: 8.046,01 €
Planungskosten Bebauungsplanverfahren Nr. 167: 4.284,00 €
Schalltechnische Untersuchung Bebauungsplanverfahren Nr. 6: 4.337,55 €
Schalltechnische Untersuchung Bebauungsplanverfahren Nr. 167: 3.332,00 €
Hohenvermessung Bebauungsplanverfahren Nr. 6 und 167: 3790,88 €
Rechtliche Beratung Bebauungsplanverfahren Nr. 167: 838,96 €
Gesamtkosten: 24.629,40 €

sowie interne Personalkosten zur Betreuung des Verfahrens

Klimatische Auswirkungen:

Durch die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen wie im Sachverhalt
beschrieben, wird eine weitere Bodenversieglung erméglicht. Wachsende
Bodenversieglungen beglnstigen u.a. die Ausbildung von Hitzeinseln und verschlechtern im
Allgemeinen den Oberflachenabfluss. Gleichzeitig ist die zu erwartende Bautatigkeit mit
Auswirkungen auf den Naturhaushalt verbunden. Im beschleunigten Verfahren nach § 13a
BauGB werden Umweltbelange weniger dezidiert aufgearbeitet als im Regelverfahren. Der
naturschutzrechtliche Ausgleich entfallt.
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Vorlage Nr. 021/2023/4

Beratungsfolge:

Gremium Sitzungstermin Behandlung

Ausschuss Planen und Bauen 01.10.2024 offentlich

Beratungsergebnis

einstimmig ja nein enthalten

Rat 29.10.2024 offentlich

Beratungsergebnis

einstimmig ja nein enthalten

gez. Dr. Thbénnes
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Vorlage Nr. 021/2023/4

Sachverhalt:

Zur Realisierung der Burgeranregung aus der VL 021/2023 hat der Rat der Gemeinde
Nottuln am 14.03.2023 das Bauleitplanverfahren Nr. 167 ,Daruper Stralie eingeleitet. Wie
bereits in der damaligen VL erwéhnt, hat die Verwaltung durch die Festsetzung des
allgemeinen Wohngebiets mit Larmvorbelastung (WA*) eine Festsetzung getroffen, mit der
die unbebauten Grundstiicke nun einer Nachverdichtung zugefiihrt werden kénnen.

Die Unterlagen zu dem oben genannten Bauleitplanverfahren haben zur friihzeitigen
Information Uber Ziele und Zwecke gem. § 13 a BauGB in der Zeit vom 20.04.2023 bis
einschlieRlich 22.05.2023, sowie zur formellen Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 (2)
BauGB sowie der Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB 02.01.2024 bis
einschlie3lich 02.02.2024 ausgelegt worden.

Nach Durchfiihrung aller verfahrensrechtlich notwendigen Schritte kann das Verfahren nun
durch den Satzungsbeschluss Uber die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 167 ,Daruper
Stralde” zum Abschluss gebracht werden. Details sind der Planzeichnung (Anlage 2) und der
Begrindung (Anlage 3) sowie der schalltechnischen Prifung (Anlage 4) zu entnehmen.

Im Zuge der Erstellung der Mitteilungen der Abwagungsergebnisse an die Offentlichkeit hat
sich herausgestellt, dass bei der Stellungnahme von Einwender 2 Abbildungen fehlten (siehe
Anlage 1, Seite 2 ff.). Aus verfahrensrechtlichen Griinden soll der Satzungsbeschluss nun
erneut — mit Vorlage aller notwendigen Abwagungsunterlagen — gefasst werden.

Anlagen:

Anlage 1: Abwagung zum Bebauungsplan Nr. 167 ,Daruper Stralle®
Anlage 2: Planzeichnung des Bebauungsplanes Nr. 167 ,Daruper Stralle®
Anlage 3: Begriindung des Bebauungsplanes Nr. 167 ,Daruper Stral3e®
Anlage 4: Schalltechnische Priifung

Verfasst: Fachbereichsleitung:
gez. Mutherig, Elisa gez. Breuksch
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O 4.1

Eingegangene Stellungnahmen und Abwagungsvorschlage zur
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 167 ,,Daruper StraBe‘ der Gemeinde Nottuln

Beteiligung der Offentlichkeit i.S.v. § 3 Abs. 2 BauGB (02.01.2024 - 02.02.2024)

Einwendung

Anregungen und Bedenken

Abwagungsvorschlag

Einwendung 1

Hiermit mochten wir zu dem derzeit in der 6ffentlichen Auslegung befindlichen o.a.
Bebauungsplan unseren Einwand abgeben mit der Bitte diesen bei der Beschluss-
fassung Uber den Bebauungsplan gemafR nachstehender Erlauterung in unserem
Sinne zu berucksichtigen.
Die mit dem Bebauungsplan neu geschaffenen planungsrechtlichen Vorausset-
zungen bertihren unsere aktuelle Wohnlage sowie eine evtl. kiinftige Bebauung
des bisher unbebauten Grundstlickes ,Flurstlick 315“. Insbesondere das direkt ge-
genuber liegende unbebaute ,Flurstiick 493“ (WA1, offene Bauweise, 2 Vollge-
schosse, 2 Wohneinheiten) ist mit einer max. Bebauung von 115 m 0. NHN aus-
gewiesen. Dies wirde eine mdgliche maximale Gebaudehdhe von 11 m ergeben.
In der beigefligten Anlage ist die Situation der Bestandsgebaude im Umfeld sowie
zu unserem Wohngebaude dargestellt. Im Ergebnis wiirde somit bei Beibehaltung
der Bauhthe ein neues Gebaude mit einer H6he von 11 m die Umgebungsge-
baude wie folgt Gberragen:
- 1,1 m hoher als unser Wohngebéaude (Flurstiick 549, Am Hang 32)
- 2,1 m hoher als ein méglicher Neubau (unbebautes Flurstiick 315)
- 3,0 m hoher als das stidéstlich gelegene Bestandsgebaude (Flurstiick 599, Da-
ruper Stral3e 25)

Aufgrund dieser enormen Hohenunterschiede halten wir die geplante Bebauung
des ,Flurstiickes 493“ mit einer Gebaudehéhe von 11,5 m gegeniber der umlie-
genden Bestandsbebauung fur Giberzogen und nicht maf3voll.

Wir bitten daher um Ab&nderung des Bebauungsplanes, z.B. 2 Vollgeschosse mit
einem niedrigeren Dachstuhl und einer max. Gebaudehéhe von z. B. 9 m, damit
sich das neue Gebaude angemessen in die Umgebungsbebauung anpasst.

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Die Bedenken im Hinblick auf
einen enormen Hohenunterschied ge-
genlber der Bestandsbebauung werden
zurlickgewiesen.

Die maximal zulassigen Hohen der bau-
lichen Anlagen werden in Metern Uber
NHN festgesetzt. In Bezug auf die an-
grenzende Verkehrsflache ,Am Hang*
(rd. 105 m U. NHN) betrégt die zulassige
Hohe fur das Flurstiick 493 maximal 10
m. Die zuléssige Gebaudehdhe von 10 m
entspricht dem heute Ublichen und am
Markt nachgefragten Mafd flr zweige-
schossige Gebaude (s. BP 135). Die ge-
wahlte HOhe ist auRerdem geeignet, um
eine mal3volle Ergdnzung des Bestandes
im Rahmen der Nachverdichtung sicher-
zustellen und gleichzeitig im Sinne des
sparsamen Umgangs mit Grund und Bo-
den eine angemessene Ausnutzung zu
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Anlage

Fotoaufnahme mit eigenen Erganzungen (PowerPoint- Datei, Seite 1)
Bebauungsplan mit eigenen Ergénzungen (PowerPoint- Datei, Seite 2)

Bauweise

Ck/ 1,5 bis 3,0 m héhere
|

Fotoaufnahme vom 17.01.2024

vom Grundstiick ,Am Hang 32“
in Gstlicher Richtung

Hmax:
115,0 m ii. NHN
—_

max. Gebaude-
héhe 11m

* A hme wg. fehlender A b

(1 Geschoss plus Dach)

112,0 m ti. NHN
[104,1 m ii. NHN + 8,0m*]

ermdglichen. Es ist nicht ersichtlich,
dass mit der geringfiigigen Uberschrei-
tung einzelner Bestandsgebdude eine
stadtebauliche Beeintrachtigung einher-
geht, zumal die bauordnungsrechtlichen
Abstandsflachen einzuhalten sind und
die Baugrundstulicke teilweise durch eine
Verkehrsflache voneinander getrennt
werden. Die Differenz zum angefihrten
sudostlichen Gebéaude ergibt sich im We-
sentlichen durch den Gelandeversprung
von bis zu 5 m.

Der Anregung, die maximale Gebaude-
hohe zu reduzieren, wird daher nicht ge-
folgt.
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Einwendung 2

Ich widerspreche fristgerecht der Anderung am Bebauungsplan Nr. 167 vom
23.11.2023. Als direkter Eigentiimer bin ich unmittelbar von der geplanten Ande-

rung betroffen und widerspreche dieser daher mit folgender Begriindung:

In dem bestehenden Bebauungsplan liegt das Grundstiick in einem MI-Gebiet, of-

fene bauweise, 0,4 und 0,8 ohne Einschrankungen der Anzahl der Nutzungen.

Im neu geplanten Bebauungsplan liegt das Grundstlick im WA1 Gebiet, offen bau-

weise, 0,4 mit max. 2 WE pro Wohngebaude.

Dieses stellt eine enorme Einschréankung fir das Grundsttick darf, welche in alten
BBP nicht gewollt war. Zudem steht neben an ein Mehrfamilienhaus. Unser Grund-
stiick sollt mindestens die gleiche Bebaubarkeit behalten, wie das Nachbargrund-

stuck,

Die Bedenken im Hinblick auf die Be-
schrankung der zuldssigen Wohneinhei-
ten fur das genannte Grundstiick werden
zurlickgewiesen.

Das in Rede stehende Grundstick wird
uber die Sackgasse ,Am Hang“ (Fahr-
bahnbreite 4,0 m) und eine schmale An-
bindung an die Daruper Stral3e (Stich-
wegbreite 3,0 m) erschlossen. Mit der in
Rede stehenden Festsetzung soll eine
tiberméaRige Verdichtung der einzelnen
Grundstticke sowie negative
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Ich fordere Sie weiterhin auf, die Entscheidung noch einmal zu tGberprifen und eine
Anderung am Bebauungsplan fiir das Grundstiick Gemarkung: Nottuln, Flur: 80,
Flurstiick 490 in WA 2 vorzunehmen.

’ Bebauungplan alt

stadtebauliche Auswirkungen durch ei-
nen sonst nicht vorhersehbaren zusatzli-
chen privaten Stellplatzbedarf und ein er-
hohtes Verkehrsaufkommen in den eng
begrenzten offentlichen Strallenrdumen
der inneren ErschlieBungsstralRe vermie-
den werden.

Der Anregung, die zulassige Zahl der
Wohneinheiten zu erhdhen, wird daher
nicht gefolgt.
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Einwendung 3

Wir wohnen im Bereich des geplanten Bebauungsplans Nr. 167 ,Daruper Stralle"
bzw. grenzen direkt an und sind daher direkt von der Planung betroffen:
B D:ruper Straie 29, 48301 Nottuln (Eigentiimer) || . paru-
per Strae 29 a, 48301 Nottuln (Mieterin) |, Daruper StraRe 29 b, 48301
Nottuln (Eigentimer) [, Daruper StraRe 29 ¢, 48301 Nottuln (Eigenti-
merin) | Daruper StraRe 29 d, 48301 Nottuln (Eigentiimer)
B D-ruper Straie 29 e, 48301 Nottuln (Eigentiimer) | . Da-
ruper StralRe 31, 48301 Nottuln (Eigentimer) | |} j . A Hang 30 b, 48301
Nottuln (Eigentiimer)

Wir méchten uns gegen die Hohe der baulichen Anlagen im ,hdher/oben" gelege-

nen stdwestlichen Bereich zur Strae ,Am Hang" im B-Plan Nr. 167 wenden. Hier

geht es uns inshesondere um die max. Hohe von 115 m (. NHN beim Flurstiick Nr.

493 (Haus Nr.: Am Hang 30).

Die Begrundung zum B-Plan enthalt unter Nr. 7.2 ,Mal} der Nutzung", dort unter

,Zahl der Vollgeschosse, Hohe baulicher Anlagen" am Ende des 2. Absatzes fol-

genden Aussage: ,Entlang der Daruper Stral’e ergeben sich - bis auf einen ,Aus-

reiBer" - Gebaudehohen zwischen 11 und 12 m bezogen auf die Oberkante der

Fahrbahn. Zum Oberstockumer Weg und zur Stral3e ,Am Hang" liegen die Hohen

zwischen 8,5 m und 10,0, um insbesondere den Ubergang zum Bestand vertrag-

lich zu gestalten."

Betrachtung des zuvor genannten Zitates:

- Fur das Flurstiick 622 liegt die Hohe am Gehweg Daruper Stral3e bei rd. 100,0
m U NHN. Die max. Hohe soll dort mit einer Drei-Vollgeschoss-Bebauung bei
111,0 m G NHN liegen. Die Differenz betragt 11 m. Dies entspricht den Aussa-
gen in der Begrindung (zwischen 11 und 12 m).

- Furdas Flurstiick 493 liegt die Hohe an der Stichstralte ,Am Hang" beird. 104,4
bis 105,0 m U NHN. Auf der Flache selbst bei rd. 104,0 m 0 NHN. Es wird hier
im Mittel rd. 104,5 m U NHN angesetzt. Die max. H6he soll dort mit einer Zwei-
Vollgeschoss-Bebauung bei 115,0 m G NHN liegen. Die Differenz betragt 10,5
m. Die Aussagen in der Begrindung (zwischen 8,5 m und 10 m) liegen etwas
darunter. Hier soll es jetzt aber nicht um den ,+/- halben Meter" gehen.

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Die Bedenken im Hinblick auf
die festgesetzte Gebaudehdhe von 115
m 0. NHN werden zuriickgewiesen.

Die maximal zulassigen Hohen der bau-
lichen Anlagen werden in Metern Uber
NHN festgesetzt. In Bezug auf die an-
grenzende Verkehrsflache ,Am Hang*
(rd. 105 m U. NHN) betrégt die zulassige
Hohe fur das Flurstick 493 maximal 10
m. Die zulassige Gebaudehthe von 10 m
entspricht dem heute Ublichen und am
Markt nachgefragten Mal3 fur zweige-
schossige Gebaude (s. BP 135). Die ge-
wahlte Hohe ist auRerdem geeignet, um
eine mafvolle Erganzung des Bestandes
im Rahmen der Nachverdichtung sicher-
zustellen und gleichzeitig im Sinne des
sparsamen Umgangs mit Grund und Bo-
den eine angemessene Ausnutzung zu
ermdglichen. Es ist nicht ersichtlich,
dass mit der geringfligigen Uberschrei-
tung einzelner Bestandsgebdude eine
stadtebauliche Beeintrachtigung einher-
geht, zumal die bauordnungsrechtlichen
Abstandsflachen einzuhalten sind und
die Baugrundstuicke teilweise durch eine
Verkehrsflache voneinander getrennt
werden. Die Differenz zu den sudostli-
chen Gebauden/Grundsticken ergibt
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- Die dreigeschossige Bebauung an der Daruper Stral3e kann damit ungefahr
gleich hoch ausfallen, wie die zweigeschossige Bauweise an der Strale ,Am
Hang".

Fur uns stellt sich die Frage, warum muss eine zweigeschossige Bauweise mit
zwei Wohneinheiten eine Hohe von rd. 10,5 m haben? Dies auszugestalten bleibt
naturlich dem Bauherrn mit dem Architekten vorbehalten. Ist hier nicht eine etwas
niedrigere Hohe angemessen, um z.B. auf die max. Héhe von 112,5 m (1 NHN wie
beim Flurstiick 490 zu kommen?

In der Begriindung zum B-Plan ist unter Nr. 7.2,3. Absatz, dargestellt, dass die
Festsetzungen zu Baukorperhéhen und Geschossigkeit sich an dem vorhandenen
baulichen Bestand orientieren soll. In Nr. 7.3, 2. Absatz, werden die Nachverdich-
tungspotenziale beschrieben, die auf eine optimale Ausnutzung von Bauflachen
abzielen.

Die umliegenden bereits bestehenden Gebaude im alten B-Plan haben eine ein-
geschossige Bauweise. Wir nehmen Bezug auf die Gebaude auf dem

- Flurstiick 623 (Am Hang 30 b),

- Flurstiick 549 (Am Hang 32),

- Flurstiick 484 (Am Hang 18),

- Flurstiick 623 (Am Hang 20) und

- Flurstick 623 (Am Hang 24).

Die Firsthohen dieser Gebaude liegen alle unter 115 m 0 NHN, obwohl sie vom
Gelande 1-2 m hoéher liegen, als das Geldnde vom Flurstiick 493 mit 104,0 m U
NHN.

Fazit:

Nach unserer Sichtweise ist eine Bebauung fiir den stidwestlichen Bereich des B-
Plans (Am Hang) mit einer max. Hohe von 115 m G NHN nicht angemessen.

Wir kdnnen die Aspekte der Nachverdichtung und die Intention des B-Plans nach-
vollziehen. Anderseits soll sich die zukiinftige Bebauung an der vorhandenen Be-
bauung orientieren.

sich im Wesentlichen durch den Gelan-
deversprung von bis zu 5 m.

Der Anregung, die maximale Gebaude-
hohe zu reduzieren, wird daher nicht ge-
folgt.
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Wir halten fir die zweigeschossige Bauweise in diesem Bereich eine max. Héhe
von rd. 113 m ( NHN fir vertretbar. Somit ist der ,Ubergang zum Bestand vertrag-
lich gestaltet" (siehe oben genanntes Zitat).

Wir bitten den Entwurf des B-Plans Nr. 167 entsprechend zu andern.

Wir beziehen uns hier auch auf den Schriftverkehr vom Juni 2020 zwischen dem
Bauamt des Kreises Coesfeld, der Kanzlei Baumeister Rechtsanwalte aus Minster
und Ihnen. Im Fazit ging es dort auch um eine maf3volle Bauweise, die sich ange-
messen in die vorhandene Umgebungsbebauung anpassen muss.

47




Beteiligung der Behtdrden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange i.S.v. § 4 Abs

. 2 BauGB (02.01.2024 - 02.02.2024)

Behorden /
Trager offentli-
cher Belange

Anregungen und Bedenken

Abwagungsvorschlag

Bezirksregierung
Munster,
Dezernat 32
30.01.2024

Gegen die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 167 werden keine raum-
ordnungsrechtlichen Bedenken erhoben.

Grundsatzlich liegt die Wahl des Verfahrens in der Planungshoheit der
Kommune. Seitens Dezernat 35 — Stadtebau wird empfohlen, die Verfah-
renswahl des § 13a BauGB kritisch zu hinterfragen, insbesondere aufgrund
der enthaltenden Immissionsproblematik:

Im vorliegenden Planvorhaben soll ein Mischgebiet in ein Allgemeines
Wohngebiet umgewandelt werden. Gemafd TA Larm entstehen hierdurch
hohere Anforderungen an die Vermeidung von Larmimmissionen. Laut den
vorgelegten Planunterlagen kommt es durch die Daruper Stral3e sowie den
gegenuberliegenden grof3flachigen Einzelhandel zu erheblichen Larmim-
missionen, welche die zulassigen Grenzwerte gemal TA Larm fir ein All-
gemeines Wohngebiet wesentlich tberschreiten. Aufgrund des damit ver-
bundenen Konfliktpotenzials mit dem Schutzgut Mensch und der Tatsache,
dass sich die Erleichterungen durch das Verfahren nach 813a in Grenzen
halten und insbesondere kaum eine wesentliche Beschleunigung erreicht
werden kann, wird empfohlen, die Planung aus Griinden der Rechtssicher-
heit in einem Vollverfahren (FNP, BPlan) zu bearbeiten.

Der Hinweis, dass keine raumordnungsrecht-
lichen Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis
genommen.

Der Anrequng, die Verfahrenswahl zu tber-
prufen, wurde gefolgt.

Im Ergebnis liegen keine Anhaltspunkte daftr
vor, dass das vorliegende Bauleitplanverfah-
ren nicht nach § 13a BauGB durchgefiihrt
werden kann. Auch nach juristischer Prifung
durch die Kanzlei Wolter Hoppenberg sind die
genannten Schallimmissionen kein Aus-
schlusskriterium fir die Anwendung des 8§
13a (1) Satz 2 Nr. 1 BauGB. Die Aufstellung
des Bebauungsplanes erfolgt demnach im
beschleunigten Verfahren, die Anpassung
des Flachennutzungsplanes erfolgt auf dem
Wege der Berichtigung.

GasLINE GmbH
(PLEdoc GmbH)
02.02.2024

Von der GasLINE GmbH & Co. KG, Straelen, sind wir mit der Wahrnehmung
ihrer Interessen im Rahmen der Bearbeitung von Fremdplanungsanfragen
und offentlich-rechtlichen Verfahren beauftragt. GasLINE ist Eigentimerin
eines deutschlandweiten Kabelschutzrohr(KSR)-Anlagennetzes mit einlie-
genden Lichtwellenleiter(LWL)-Kabeln, nachfolgend LWL-KSR Anlagen ge-
nannt.
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Die uns Ubermittelten Entwurfsunterlagen zu dem angezeigten Bauleitplan-
verfahren haben wir ausgewertet. Die Trassenfuihrung der LWL-KSR-Anla-
genist aus den Planunterlagen zu entnehmen. Berlcksichtigen Sie bitte das
Merkblatt zur Dokumentation.

Entlang der sudlichen Grenze des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes
,2Daruper Strale” verlauft die eingangs unter Ifd. Nr.1 aufgefuhrte LWL-
KSR-Anlage in einem 2 m breiten Schutzstreifen (1 m beiderseits der Lei-
tungsachse). Die Kabeltrasse wurde unmittelbar auf3erhalb des angezeig-
ten Geltungsbereichs, im Bereich der StraRe Oberstockumer Weg verlegt.
Eine Uberschneidung mit dem Schutzstreifenbereich ergibt sich nicht.
Insofern bestehen von unserer Seite keine grundsatzlichen Bedenken ge-
gen den hier vorliegenden Bebauungsplan Nr. 167 ,Daruper Strale®.

Wir weisen vorsorglich darauf hin, dass alle MaRnahmen, die Einfluss auf
den Bestand und den Betrieb der KSR-Anlagen haben, mit uns abzustim-
men sind. Beigefligt erhalten Sie auch ein Merkblatt der GasLINE ,Ber(ick-
sichtigung von unterirdischen Kabelschutzrohranlagen mit einliegenden
Lichtwellenleiterkabeln bei der Aufstellung von Flachennutzungsplanen und
Bebauungsplanen®. Die dort genannten Anregungen und Hinweise sind
grundsatzlich bei allen Bauleitplanverfahren im Bereich und / oder in der
Néhe von KSR-Anlagen der GasLINE zu beachten.

Beziglich der MalZnahmen zum Ausgleich und zum Ersatz der Eingriffsfol-
gen entnehmen wir der Begriindung unter Punkt 8.2 dass die Aufstellung
des Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren erfolgt und eine Ein-
griff- und Ausgleichsbilanzierung entbehrlich ist.

Somit ist eine Betroffenheit weiterer von uns verwalteter Versorgungsein-
richtungen auszuschlie3en.

Die Hinweise in Bezug auf die vorhandene
Leitung werden zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis, dass keine Uberschneidungen
mit dem Plangebiet vorliegen, wird zur Kennt-
nis genommen.
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Ifd. Schutz-

Eigentiimer | Leitungstyp | Status Leitungsnr. Blatt streifen Ansprechpartner

LWLKSR- Maintenance Management

1 GasLIME Anlage in Betrieb | GLT_005_029 | 028, 029 2m Center (MMC)
g hitps:Veinweisung mme-portal de
LWLKSR- | ) Maintenance Management
2 GasLIME Anlage in Betrieb | GLT_005_032 001 2m Center (MMC)
9 hitps:Veinweisung. mme-portal de
Gemeindewerke Erstellt am:

Nottuln, Gebuhren
und Betrage

Flurstiick 490: Beitragspflicht in Abhangigkeit der ErschlieBungsstralle,
sonst keine Gebuhrenpflicht

Der Hinweise wird zur Kenntnis genommen.

03.01.2024
Gemeindewerke, Das Plangebiet kann Uber die vorhandene offentliche Mischwasserkanali- | Der Hinweise wird zur Kenntnis genommen.
Abwasser sation entwassert werden.

Kreis Coesfeld
31.01.2024

Zu dem o.g. Verfahren nimmt der Kreis Coesfeld wie folgt Stellung:

Aus Sicht der Bauaufsicht bestehen hinsichtlich der Aufstellung des o.a. Be-
bauungsplanes keine Bedenken.

Folgende Hinweise werden gegeben:

1. Entlang der Daruper Straf3e ist sowohl fiir das Gebiet WA 1* als auch fir
das Gebiet WA 2* geplant die offene Bauweise (0) festzusetzen. Unter Be-
ricksichtigung der bauordnungsrechtlichen Abstandsflachenvorschriften
entstehen in der Regel Gebaudeabstande von mindestens 5 - 6 m. Alterna-
tiv konnte -je nach planerischem Willen- die abweichende Bauweise (a) in
Frage kommen um eine "liickenlose" Bebauung > 50 m zuzulassen.

2. Gern. § 8 (5) BauO NRW sind Gelandeauffullungen u.a. nur dann zulas-
sig, wenn fur Nachbargrundstiicke keine Nachteile entstehen. Sofern bei
der Durchfihrung der MalRnahme mit Gel&ndeauffullungen zu rechnen ist,
wird angeregt Hohenfestsetzungen zu den Baugrundstiicken zu treffen, um
im Genehmigungsverfahren unabhdngig von den Nachbargrundstiicken
(Nachbarzustimmungen oder Baulasten) zu sein.
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Seitens der Abteilung Umwelt und aus brandschutztechnischer Sicht beste-
hen gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes keine Bedenken.

Seitens des Gesundheitsamtes bestehen gegen die Aufstellung des Bebau-
ungsplanes ebenfalls keine Bedenken, sofern die im Gutachten zur Schall-
technischen Untersuchung (Zech, Projekt-Nr. LL16756.2/01 vom
25.08.2023 aufgefiihrten Empfehlungen zum Schallschutz eingehalten wer-
den.

Der Hinweise wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweise wird zur Kenntnis genommen.
Das Schallgutachten ist Bestandteil der Un-
terlagen zum vorliegenden Bebauungsplan.

Vodafone West
GmbH
30.01.2024

Wir teilen lhnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von
Ihnen geplante Baumafnahme keine Einwande geltend macht. Im Planbe-
reich befinden sich keine Telekommunikationsanlagen unseres Unterneh-
mens. Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist unsererseits
derzeit nicht geplant.

Fiur Ruckfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfigung. Bitte geben Sie da-
bei immer unsere obenstehende Vorgangsnummer an.

Bitte beachten Sie:

Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, Baufeld-
freimachung, etc. oder eine Koordinierung/Abstimmung zum weiteren Vor-
gehen, dass die verschiedenen Vodafone-Gesellschaften trotz der Fusion
hier noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die bisheri-
gen Kommunikationswege. Wir bitten dies fur die nachsten Monate zu be-
denken und zu entschuldigen.

Der Hinweise wird zur Kenntnis genommen.

Westnetz GmbH
15.01.2024

Hiermit nehmen wir Bezug auf lhr Schreiben vom 02.01.2024 zur Beteili-
gung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach § 4 Abs.
2 BauGBi. V. m. §4a Abs. 4 BauGB des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 167 "Daruper Str.".

Da unterirdische Versorgungsleitungen sich in bzw. in unmittelbarer Nahe
des Bebauungsplanes verlaufen, ist sicherzustellen, sich bei entsprechen-
der Annéherung rechtzeitig vor Baubeginn mit uns Netzbetrieb Billerbeck

Der Hinweise wird zur Kenntnis genommen
und im Rahmen der Umsetzung der Planung
bertcksichtigt.
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02543 211-3611 ) in Verbindung zu setzen, um eine aktuelle Planauskunft
zu bekommen und um ggf. eine Einweisung vor Ort vornehmen zu kdnnen.
Als Anlage erhalten Sie Planunterlagen aus denen die Lage der erforderli-
chen elektrischen Einrichtungen zur 6ffentlichen Versorgung ersichtlich ist.
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Gemeinde Nottuln,
Ordnungsamt

Hinsichtlich einer Kampfmittelbelastung fir den o.g. Planbereich bestehen
nach Auswertung der entsprechenden Luftbilder keine Hinweise. Es sind
daher keine weiteren MalRnahmen notwendig. Es gelten die allgemeinen
Regeln fir Erdarbeiten.

Keine Einwande/ Hinweise von:
- Stadt Dllmen, Schreiben vom 08.01.2024
- Gemeinde Senden, Schreiben vom 09.01.2024
- Gemeinde Havixbeck, Schreiben vom 25.01.2024
- LWL - Arch&ologie fur Westfalen, Auf3enstelle Minster, Schreiben vom 29.01.2024
- Industrie- und Handelskammer Nord-Westfalen zu MUinster, Schreiben vom 29.01.2024
- Handwerkskammer Munster (Wirtschaftsférderung), Schreiben vom 01.02.2024
- Ericsson Services GmbH (Richtfunk-Trassenauskunft), Schreiben vom 30.01.2024
-  GELSENWASSER Energienetze GmbH - Betriebsdirektion Mlnsterland, Schreiben vom 04.01.2024
- Gemeindewerke Nottuln, Bereich Grunanlagen, Schreiben vom 08.01.2024
- Gemeindewerke Nottuln, Bereich StralRenbau, Schreiben vom 31.01.2024
- Gemeindewerke Nottuln, Bereich Trinkwasser, Schreiben vom 02.01.2024
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Gemeinde Nottuln

PLANZEICHENERLAUTERUNG
FESTSETZUNGEN gem. § 9 BauGB und BauNVO

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
gem. § 9 BauGB und BauNVO

AUFSTELLUNGSVERFAHREN

ART DER BAULICHEN NUTZUNG gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO

WA*

Allgemeine Wohngebiete, siehe Hinweis Nr. 6

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(gem. §9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (5 - 10) BauNVO)

Die Darstellung der Grundstiicksgrenzen stimmt mit dem Katasternachweis Gberein. Stand: __ .
Die Planunterlage entspricht den Anforderungen des § 1 der Planzeichenverordnung.
,den .

1.1 Allgemeines Wohngebiet
In dem festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet sind die Ausnahmen gem. § 4 (3)Nr. 1, 3,4 und 5
BauNVO (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Anlagen fir Verwaltungen, Gartenbaubetriebe,
MAB DER BAULICHEN NUTZUNG gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 bis 21 BauNVO Tankstellen) nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.
B e b a u u n S I a n N r 1 6 ; Der Rat der Gemeinde hatam __ . . gem. § 2 und § 2a des Baugesetzbuches beschlossen, diesen
u 0,4 Grundflachenzahl 2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG Bebauungsplan aufzustellen. Dieser Beschlussistam __ . . ortsiblich bekannt gemacht worden.
(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 (2) Nr. 4 BauNVO) Nottuln,den . .
n n [! Zahl der Vollgeschosse - als HéchstmaR .
21 Hohe der baullchen Anlagen . ............ s e ; . ...................
. _ _ Die maximal zulassigen Héhen der baulichen Anlagen sind in den jeweiligen Bereichen des Blrgermeister SchriftfGhrer
H max: Hoéhe Baulicher Anlagen in Meter Uber Normalhéhennull (NHN) als Hochstmal, siehe Plangebietes in Meter tiber NHN festgesetzt.
textliche Festsetzung Nr. 2 Eine Uberschreitung der maximal zulassigen Hohen der baulichen Anlagen fiir technisch o _ ) o _ _
kann ausnahmsweise gem. § 16 (6) BauNVO um bis zu 1,0 m zugelassen werden. Die technische ﬂle?tl?:laugesetzbuches stattgefunden.
Erforderlichkeit ist im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. ottuln,den __ . .
BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO g gung
X 1182 ' RN (‘,/// "\/ . N 733 7= S 7 o Offene Bauweise 3. HOCHSTZULASSIGE ZAHL DER WOHNEINHEITEN IN WOHNGEBAUDEN Blrgermeister
)} - ‘“‘/ RN o 30073 el )/ R (gem. § 9 (1) Nr. 6 BauGB)
‘ ////‘ /A’/)}:‘ lé//‘ (/// © ° ® s mmemsmmemeeme=  Baugrenze . . .. : s .. ] . ] ]
. =" 7 364 S - 2 31 In den mit WA 1 gekennzeichneten Allgemeinen Wohngebieten wird die Zahl der Wohneinheiten auf Die Unterrichtung der Behdérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange Uber die Bauleitplanung hat
566 4 / maximal 2 Wohnungen je Wohngeb&ude begrenzt. vom __.__ . bis__.__. einschlieflich gem. § 4 Abs. 1 des Baugesetzbuches stattgefunden.
“aqse 1172 Nottuln, den e
nS 177 . i i i i ird di
onle ~ \ VERKEHRSFLACHEN ) 1)Nr. 11 B B 3.2 In den mit WA 2 gekennzeichneten Allgemeinen Wohngebieten wird die Zahl der
N\ \ @ S ¢ gem. § 9 (1) Nr auG Wohneinheiten auf maximal 6 Wohnungen je Wohngeb&ude begrenzt. | e e
_ %, Biurgermeister
o 1 Strallenverkehrsflache
305 1173 s 4, VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHADLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN Der Rat der G nde hat § 3 Abs. 2 des B tbuches beschl g
- - gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB er Rat der Gemeinde hatam__ . __ . gem. s. 2 des Baugesetzbuches beschlossen, diesen
394 174 \ Stralienbegrenzungslinie ( 39D ) Bebauungsplan - Entwurf mit Begriindung - 6ffentlich auszulegen.
\ ' 4.1 Stralenverkehrslarm Nottuln,den . .
P Strallenverkehrsflache besonderer Zweckbestimmung Zum Schutz vor Larmeinwirkungen durch den StraRenverkehr werden bei einer Errichtung oder
R baulichen Anderung von Raumen, die nicht nur zum voriibergehenden Aufenthalt von Menschen SCREARIEELE sreneene AERAARREEEIEEL L
0 A Zweckbestimmung: bestimmt sind, unterschiedliche Anforderungen an das Schallddammmal von AuRenbauteilen gestellt. Blrgermeister Schriftfihrer
0 afX ~ 1534 Zur Festlegung der erforderlichen Luftschallddmmung von AulRenbauteilen gegeniber AuRenlarm
{ < F+R > FuBweg / Radweg werden in der DIN 4109-2:2018-01 verschiedene Larmpegelbereiche zugrunde gelegt, denen die ) ] ) ) ]
alk 3 vorhandenen oder zu erwartenden ,maRgeblichen AuRenlarmpegel“ zuzuordnen sind. Fiir Dieser Bebauungsplan - Entwurf mit Begriindung - hat gem. § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches in der Zeit
N qpi g T ~ - AuRenbauteile von Aufenthaltsraumen von Wohnungen (mit Ausnahme von Kiichen, Badern und vom__.__.____bis__.__.___ einschliefSlich zu jedermanns Einsicht &ffentlich ausgelegen.
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I. Begriindung
1. Ziel und Zweck der Planung

Der Bebauungsplan ,,Zwischen Nieder- und Oberstockumer Weg und Auf dem Esch" wurde in
seiner urspriinglichen Fassung bereits im Jahre 1972 in Kraft gesetzt. Seitdem wurde der Be-
bauungsplan einer Vielzahl von Anderungsverfahren unterzogen, die zum Teil gréBere, regel-
maBig aber nur kleine Bereiche in den Blick genommen haben. Beinahe funf Jahrzehnte raum-
licher Planungsvorstellungen finden nunmehr ihren Niederschlag im betreffenden Bebauungs-
plan. Insgesamt flihrt der Bebauungsplan mittlerweile eine bauplanungsrechtliche Situation
herbei, der es nicht mehr gelingt, eine nachvollziehbare stadtebauliche Entwicklung und Ord-
nung vorzuformulieren.

Insbesondere die Ausweisung eines Mischgebietes im Kreuzungsbereich Daruper StraBe /
Oberstockumer Weg entspricht nach Aufgabe der ehemals pragenden gewerblichen Nutzun-
gen nicht mehr der stadtebaulichen Zielsetzung. Durch das erforderliche ausgewogene Ver-
haltnis zwischen Wohnen und Gewerbe entspricht die heutige vorrangige Wohnnutzung, die
nur durch einzelne wohnvertragliche gewerbliche Nutzungen erganzt wird, nicht mehr der
Charakteristik eines Mischgebietes. Dariiber hinaus sind neue Wohnnutzungen vor dem Hin-
tergrund der bisherigen Festsetzungen nicht genehmigungsfahig. Konkrete Anfragen von In-
vestoren liegen der Gemeinde Nottuln bereits vor.

Mit der beabsichtigten Ausweisung eines allgemeinen Wohngebietes ist grundsatzlich ein ho-
herer immissionsschutzrechtlicher Schutzanspruch verbunden. Im vorliegenden Fall besteht
allerdings eine gewachsene Gemengelage zwischen der Wohnnutzung im Plangebiet und der
benachbarten Einzelhandelsansiedlung. Die Wahrung gesunder Wohnverhaltnisse im Plange-
biet unter Berlicksichtigung der langfristigen Sicherung des Einzelhandelsstandortes ist im
Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung ebenfalls zu beriicksichtigen.

Die Ziele der Bauleitplanung lassen sich somit wie folgt zusammenfassen:

e Aktivierung von Nachverdichtungspotenzialen i.S. einer maBvollen Weiterentwicklung
des Bestandes
¢ Neuordnung der zulassigen Nutzungen unter Berlicksichtigung des Immissionsschutzes

2. Erforderlichkeit

Im Sinne der Erhaltung und maBvollen Weiterentwicklung gewachsener stadtebaulicher Struk-
turen beabsichtigt die Gemeinde Nottuln, mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 167
»Daruper StraBe" die planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir die kiinftige stadtebauliche Ent-
wicklung im Plangebiet zu definieren. Wie unter Pkt. 1 erlautert, ist der bisher geltende Be-
bauungsplan ,Zwischen Nieder- und Oberstockumer Weg und Auf dem Esch®™ nicht mehr zeit-
gemaB und geeignet die formulierten Planungsziele umzusetzen, sodass die Aufstellung des
vorliegenden Bebauungsplanes erforderlich wird. Insbesondere die Festsetzung der Baufla-
chen als Mischgebiet steht der angestrebten Entwicklung von zusatzlichen Wohnnutzungen
bislang entgegen.
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3. Lage und Geltungsbereich / Bestandssituation

Das ca. 7.400 gm groBe Plangebiet befindet sich im Nordwesten der Ortslage Nottuln direkt
angrenzend an den Ortskern. Der Geltungsbereich wird begrenzt durch

e private Grundstiicke und die StraBe ,,Am Hang" im Norden und Westen,
e die Daruper StraBe im Osten sowie
e den Oberstockumer Weg im Slden.

Die Grenzen des Plangebiets sind gem. § 9 (7) des Baugesetzbuches (BauGB) entsprechend
in der Planzeichnung des Bebauungsplanes festgesetzt.

Das Plangebiet liegt am nérdlichen Ortseingang von Nottuln. Ostlich grenzen der Franz-Rhode-
Park sowie der Busbahnhof mit angegliederter Park & Ride-Anlage an das Plangebiet. Dariiber
hinaus befinden sich hier ein Lebensmittelvollsortimenter und ein Drogeriefachmarkt mit ge-
meinsamer Stellplatzanlage. Die nérdlich, westlich und sidlich des Plangebietes gelegenen
Bereiche werden vorrangig wohnbaulich genutzt.

Uber die Daruper StraBe und den Oberstockumer Weg wird das Plangebiet an das tibergeord-
nete StraBennetz angebunden. Die Anbindung der Ubrigen Bauflachen erfolgt tber die Stich-
straBe ,,Am Hang".

Die Bebauungsstruktur entlang der Daruper StraBe ist eher heterogen. Neben ein- und zwei-
geschossigen Reihenhdusern sind in diesem Bereich des Plangebietes auch Mehrparteienhdu-
ser und einzelne nicht stérende Gewerbebetriebe wie z.B. ein Hundesalon und eine physiothe-
rapeutische Praxis vorhanden. Im riickwartigen Bereich des Grundstticks ,Daruper StraBe 27"
befinden sich Hallen aus einer ehemals gewerblichen Nutzung. Im zentralen Plangebiet befin-
det sich eine Baullicke und auch die rlickwartigen Grundstlicksflachen weisen teilweise Nach-
verdichtungspotenziale auf.
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Ubersichtsplan (ohne MaRstab)
4. Verfahren

Da sich das Plangebiet innerhalb des bebauten Siedlungszusammenhanges befindet, wurde
gepriift, ob die Voraussetzungen fir die Anwendung des § 13a BauGB vorliegen und das Be-
bauungsplanverfahren im beschleunigten Verfahren durchgefiihrt werden kann.

e Aufgrund der GroBe des Plangebietes von ca. 7.400 gm und der dementsprechend
zuldssigen Grundflache von weniger als 20.000 gm erflillt der Bebauungsplan die in §
13a (1) Nr. 2 BauGB genannten GréBenbeschrankungen.

e Durch den Bebauungsplan wird die Zuldssigkeit von Vorhaben, die der Pflicht zur
Durchflihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung gem. dem Gesetz tber die Umwelt-
vertraglichkeitsprifung (UVPG) unterliegen, nicht begriindet.

¢ Eine Beeintrachtigung der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH) oder der
europaischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes sind eben-
falls nicht zu beftirchten.
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Auf Basis der oben dargestellten Prifung hat die Gemeinde Nottuln daher beschlossen, das
vorliegende Aufstellungsverfahren auf der Grundlage des § 13a BauGB und den danach gel-
tenden Verfahrensvorschriften als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten
Verfahren durchzufiihren. Aufgrund der geringen GroBe, der zuldssigen Grundflache von we-
niger als 20.000 gm finden auf den Bebauungsplan die Vorschriften des § 13a (2) Nr. 4 BauGB
Anwendung. Demnach gelten Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes
zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a (3) Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung
erfolgt oder zuldssig. Gem. § 13a BauGB wird ein Umweltbericht im Sinne § 2a BauGB nicht
erforderlich. Die Offentlichkeit, die beriihrten Behdrden und sonstigen Tréger offentlicher Be-
lange werden im Beteiligungsverfahren gem. § 13 (2) Nr. 2 und 3 BauGB entsprechend darauf
hingewiesen.

Der Rat der Gemeinde Nottuln hat am 14.03.2023 die Einleitung eines Verfahrens zur Aufstel-
lung des Bebauungsplans (Aufstellungsbeschluss gem. § 2 BauGB) beschlossen.

5. Planungsbindungen
5.1 Ziele und Grundsatze der Raumordnung

Der Regionalplan Miinsterland stellt den Geltungsbereich als Allgemeinen Siedlungsbereich
(ASB) dar, damit steht der Regionalplan der Nutzung des Bebauungsplanes Nr. 167 ,Daruper
StraBe" nicht entgegen. Der Bebauungsplan entspricht somit den Zielen der Raumordnung.

5.2 Landeriibergreifender Raumordnungsplan fiir den Hochwasserschutz

Da Hochwasserereignisse in den letzten beiden Jahrzehnten landesweit erhebliche Schaden
angerichtet haben und auch zukilinftig mit einem erhdhten Schadenspotential zu rechnen ist,
ist am 01.09.2021 die Verordnung Uber die Raumordnung im Bund fur einen Ubergreifenden
Hochwasserschutz vom 19.08.2021 in Kraft getreten (BGBI. I 2021, S. 3712). Die Bundes-
Verordnung beinhaltet einen landeriibergreifenden Raumordnungsplan flir den Hochwasser-
schutz.

Die Vereinbarkeit der vorliegenden Planung mit den relevanten Zielen und Grundsatzen des
BRPH wurde gepriift und bestdtigt. Ein Konflikt zwischen dem BRPH und der vorliegenden
Bauleitplanung besteht nicht.

Das Plangebiet liegt innerhalb des Flussgebietes ,,Rhein™ im Teileinzugsgebiet , Lippe" und der
untergeordneten Planungseinheit ,Stever". Das Plangebiet und sein direktes Umfeld befinden
sich nicht im direkten Einflussgebiet von Risikogewassern. Das nachstgelegene Risikogewasser
ist der Nonnenbach in einer Entfernung von ca. 100 m. Entlang dieses Gewassers liegen Be-
reiche, die laut den Hochwassergefahrenkarten im Falle von Hochwasserereignissen (HQhau-
fig, HQ100, HQextrem) Uberflutet werden. Es handelt sich vorrangig um Wohnbauflachen /
Flachen mit gemischter Nutzung sowie Vegetations- und Freiflachen.

Das nachstgelegene Uberschwemmungsgebiet befindet sich auBerhalb der Ortslage entlang
der Stever in einer Entfernung von ca. 2,7 km zum Plangebiet. Uberschwemmungsgebiete
dienen der schadlosen Abfiihrung von Hochwasser und sichern die daflr erforderlichen Fla-
chen fir den Hochwasserabfluss sowie Retentions- oder Riickhalteraume.
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GemaB Starkregenhinweiskarte flir NRW des BKG kommt es im Falle von seltenem Starkregen
(Wiederkehrintervall 100 Jahre) sowie im Falle von extremem Starkregen (90 mm/h) in den
abgesenkten Terrassenzonen der bestehenden Reihenhduser zu Einstautiefen von bis zu 60
cm. Hier sind MaBnahmen des architektonischen Selbstschutzes erforderlich. Die ibrigen Fla-
chen im Plangebiet und die umgebenden Flichen weisen kein signifikantes Uberflutungsrisiko
bei Starkregen auf.

Die Auswirkungen des Klimawandels wurden i.S.d. Ziels I.2.1 BRPH geprtft. Den Auswirkungen
des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasserereignisse z.B. durch Starkregen wird im Rahmen
der verbindlichen Bauleitplanung insofern entsprochen, als dass der zulassige Versiegelungs-
grad planungsrechtlich nicht erhéht wird. Weitere MaBnahmen sind im Rahmen der konkreten
Bauvorhaben vorzusehen.

5.3 Landschaftsplanung

Flr den Geltungsbereich des Bebauungsplans existiert kein Landschaftsplan. Schutzgebiete
oder sonstige geschutzte Teile von Natur und Landschaft bestehen nicht.

5.4 Flachennutzungsplan

Im Flachennutzungsplan der Gemeinde Nottuln wird der Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes bislang als ,gemischte Bauflache"™ dargestellt. Der Flachennutzungsplan soll zukiinftig ge-
maB dem im folgenden begriindeten Planungsziel ,,Wohnbauflachen™ darstellen. Die Anpas-
sung erfolgt gemaB § 13a (2) Nr. 2 BauGB auf dem Wege der Berichtigung.

5.5 Bebauungsplan

Der Bebauungsplan ,,Zwischen Nieder- und Oberstockumer Weg und Auf dem Esch" wurde in
seiner urspringlichen Fassung bereits im Jahre 1972 in Kraft gesetzt. Fiir das Plangebiet gelten
bisher die Anderungen aus den Jahren 1975, 2001 und 2019 sowie die 1983 neu gefasste
Gestaltungssatzung fiir den gesamten Geltungsbereich.

Im sldostlichen Plangebiet werden die Bauflachen als Mischgebiet festgesetzt. Die zuldssige
Geschossigkeit liegt hier zwischen maximal II und III Vollgeschossen. Die Grundflachenzahl
liegt bei 0,4 und die Geschossflachenzahl variiert in Abhdngigkeit von der zuldssigen Geschos-
sigkeit zwischen 0,8 und 1,1. Es gilt teils die offene und teils die geschlossene Bauweise.

Die Gestaltungssatzung umfasst insbesondere Regelungen zu AuBenwandflachen und zur
Dachgestaltung.

6 Planinhalte

6.1 Stadtebauliches Konzept

Die Bauflachen im Plangebiet sollen zukiinftig vorrangig wohnbaulich genutzt werden, ent-
sprechend erfolgt die Ausweisung als allgemeines Wohngebiet. Auf diesem Wege sollen
Nachverdichtungspotenziale, die durch die bisherige Mischgebietsfestsetzung gehemmt wur-
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den, aktiviert werden. Der bestehenden Gemengelage zwischen der Wohnnutzung im Plan-
gebiet und den 6stlich angrenzenden Einzelhandelsbetrieben wird durch die Kennzeichnung
als larmvorbelasteter Bereich Rechnung getragen.

Das Plangebiet wird in zwei Teilabschnitte mit unterschiedlicher Dichte unterteilt. Im zentra-
len Bereich befinden sich bereits heute Mehrparteienhduser mit entsprechend héheren Ge-
bauden und Geschossigkeiten. Dies wird in den Festsetzungen berticksichtigt. In den Gbrigen
Bereichen im Plangebiet soll die bestehende eineinhalb- bis zweigeschossige Bebauung gesi-
chert und fortgefiihrt werden. Dies entspricht auch der Bebauungsstruktur auf den westlich
angrenzenden Grundstlicken.

6.2 ErschlieBung des Plangebietes
Verkehrliche ErschlieBung

Die verkehrliche ErschlieBung des Plangebietes erfolgt wie bisher iber die Daruper StraBe, den
Oberstockumer Weg und die StraBe ,Am Hang". Die StraBenverkehrsflachen werden weiterhin
als solche festgesetzt. Das Gebiet ist durch einen erganzenden FuB- und Radweg fiir den nicht
motorisierten Verkehr erschlossen. Dieser wird als StraBenverkehrsflachen mit der besonderen
Zweckbestimmung ,FuB- und Radwege" festgesetzt.

Die Anzahl der erforderlichen privaten Stellplatze richtet sich nach der Verordnung tber not-
wendige Stellplatze fir Kraftfahrzeuge und Fahrrader (StellplatzZVO NRW).

Die Anbindung an den OPNV erfolgt iiber den Busbahnhof Rhodeplatz mit angegliederter
Park&Ride-Anlage. Der Haltepunkt wird von den Linien B31, B32, D60, N8 und S60 angefahren.

Ver- und Entsorgung

Die Versorgung des Plangebietes mit Strom und Wasser wird wie bisher tber die vorhandenen
Netze sichergestellt.

Das Schmutz- und Regenwasser kann in die vorhandenen Kanalisationsanlagen eingeleitet
werden, die innerhalb der 6ffentlichen Verkehrsflachen verlaufen.

6.3 Belange des Immissionsschutzes
Gewerbeldrm

GemaB der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 151 ,Ein-
kaufsbereich Rhodeplatz" der Gemeinde Nottuln! sind im Bereich der bestehenden Wohnbe-
bauung im Plangebiet Beurteilungspegel von bis zu 59 dB(A) im Tageszeitraum zu erwarten.

I Zech Ingenieurgesellschaft mbH Lingen (30.07.2020): Schalltechnischer Bericht Nr. LL13353.1/02 zum Bebau-
ungsplan Nr. 151 "Einkaufsbereich Rhodeplatz" in 48301 Nottuln. Lingen
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Somit wird hier der Immissionsrichtwert fir Allgemeine Wohngebiete (55 dB(A) tags) lber-
schritten und der Immissionsrichtwert flir Mischgebiete (60 dB(A) tags) eingehalten.

Es ist darauf hinzuweisen, dass es sich im vorliegenden Fall um eine gewachsene Gemengelage
zwischen dem Einzelhandelsstandort und den liberwiegend dem Wohnen dienenden Bereichen
im Plangebiet handelt (s. 6.7 TA Larm). Die Einzelhandelsnutzung wurde vor fast 20 Jahren
auf Grundlage des Bebauungsplanes Nr. 104 ,Franz-Rode-Platz" angesiedelt. Damals ent-
sprach die Nutzungsstruktur im Plangebiet weitgehend dem Charakter eine Mischgebietes.
Dies wandelte sich im Laufe der letzten Jahre mit Aufgabe der pragenden gewerblichen Nut-
zungen, sodass die heutige Nutzungsstruktur der eines allgemeinen Wohngebietes entspricht.
Aufgrund der Festsetzung als Mischgebiet wurde der entsprechend niedrigere Immissions-
schutzanspruch in den friiheren Genehmigungen und zuletzt bei der Umstrukturierung auf
Grundlage des 0.g. Bebauungsplanes Nr. 151 ,Einkaufsbereich Rhodeplatz" angesetzt.

Der Gemengelage wird durch die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes und die Kenn-
zeichnung der Bauflachen als larmvorbelasteter Bereich (WA*), in dem in Bezug auf Gewerbe-
larmimmissionen eine Uberschreitung der gem. TA Larm fiir Allgemeine Wohngebiete zuléssi-
gen Immissionsrichtwerte bis hin zu den Immissionsrichtwerten flir Mischgebiete zuldssig ist,
Rechnung getragen. Da die Berechnungsergebnisse der 0.g. Untersuchung sich auf die Beur-
teilung mit dem Schutzanspruch eines Mischgebietes beziehen, sind im Rahmen der schall-
technischen Untersuchung fir die entsprechenden schiitzenswerten Nutzungen an der Daru-
per StraBe keine Ruhezeitenzuschlage gem. 6.5 TA Larm berticksichtigt worden. Dies soll auch
weiter so gehandhabt werden.

Unter der Berticksichtigung dieser Rahmenbedingungen sind auf der Grundlage der vorliegen-
den schalltechnischen Untersuchung keine unzuldssigen Gewerbelarmimmissionen im Plange-
biet zu erwarten. Auch die zukiinftigen Entwicklungsmdglichkeiten der Einzelhandelsbetriebe,
werden gegenuber der Ausgangssituation nicht weiter eingeschrankt.

Verkehrsldrm

Das Plangebiet unterliegt Larmimmissionen aus dem StraBenverkehr auf der Daruper StraBe
und der Nutzung des angrenzenden Busbahnhofs. Fuir das Plangebiet wurde daher eine schall-
technische Untersuchung? erarbeitet, in der die auf das Plangebiet einwirkenden Verkehrslar-
mimmissionen untersucht und geeignete SchallschutzmaBnahmen fir die geplante Bebauung
definiert wurden.

Im Ergebnis ist festzustellen, dass auf Grund der von dem Verkehr ausgehenden Larmimmis-
sionen flr die innerhalb des Plangebietes zuldssigen schutzwirdigen Nutzungen Larmschutz-
maBnahmen erforderlich werden, da die Orientierungswerte der DIN 18005-1 (Schallschutz im
Stadtebau) fir Mischgebiete und Allgemeine Wohngebiete in den zur Daruper StraBe orien-
tierten Teilbereichen des Plangebietes Uiberschritten werden.

Im Allgemeinen ist dem aktiven Larmschutz an der Immissionsquelle gegenliber dem passiven
Larmschutz an den Gebduden Vorrang zu geben. Neben aktiven MaBnahmen, die Giberwiegend

2 Zech Ingenieurgesellschaft mbH Lingen (25.08.2023): Schalltechnischer Bericht Nr. LL16756.2/01 zum Bebau-
ungsplan Nr. 167 in 48301 Nottuln. Lingen

7
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dazu dienen, den Freiraum zu schiitzen oder auch passive MaBnahmen zu reduzieren, kann
durch eine glinstige Wohnungsgrundrissgestaltung oder bauliche MaBnahmen am Gebaude
erreicht werden, dass die anzustrebenden Innenschallpegel flir Wohnraume eingehalten wer-
den. Aktive SchallschutzmaBnahmen — wie etwa ein Larmschutzwall/-wand — scheiden entlang
der Daruper StraBe aufgrund des baulichen Bestandes jedoch aus.

Auf Grundlage des schalltechnischen Gutachtens werden daher passive SchallschutzmaBnah-
men, d.h. die erforderlichen SchallddmmmaBe der AuBenwand gem. DIN DIN 4109-2:2018-01
(Schallschutz im Hochbau) auf Basis der im Gutachten ermittelten Larmpegelbereiche festge-
setzt. Fenster von nachts genutzten Raumen (I. d. R. Schlaf- und Kinderzimmer) sind innerhalb
des Plangebietes zu Liftungszwecken mit einer schallddmmenden Luftungseinrichtung auszu-
statten. Das SchallddmmmaB von Liftungseinrichtungen / Rollladenkasten ist bei der Berech-
nung des resultierenden SchallddmmmaBes R'w,res zu berlicksichtigen.

Ausnahmsweise kann von den vorgenannten Festsetzungen abgewichen werden, wenn im
Rahmen eines Einzelnachweises nach DIN DIN 4109-2:2018-01 ermittelt wird, dass durch die
Errichtung vorgelagerter Baukorper oder sonstiger baulicher Anlagen aufgrund der verminder-
ten Larmbelastung geringere Anforderungen an den Schallschutz erforderlich sind. Die im Rah-
men des Schallgutachtens ermittelten Larmpegelbereiche sind entsprechend in der Planzeich-
nung des Bebauungsplanes gekennzeichnet.

In Bezug auf AuBenwohnbereiche wird der schalltechnische Orientierungswert von 55 dB(A)
zur Tageszeit nur im gesamten Plangebiet Gberschritten. Hier werden fiir AuBenwohnbereiche
nach den Beurteilungskriterien der DIN 18005-1 erganzende SchutzmaBnahmen empfohlen.
Da in groBen Teilen des Plangebietes auch ein Beurteilungspegel von tags 62 dB(A) - der die
Grenze der ungestdrten Nutzung des AuBenwohnbereiches kennzeichnet - Giberschritten wird,
sind hier AuBenwohnbereiche ohne zusatzliche SchutzmaBnahmen unzuldssig. Der Nachweis
Uber geeignete SchallschutzmaBnahmen ist im jeweiligen Bauantragsverfahren zu flihren.

7. Planfestsetzungen

7.1 Art der baulichen Nutzung

Die Bauflachen im Plangebiet werden entsprechend dem oben formulierten Planungsziel als
~Allgemeines Wohngebiet” (WA) gem. § 4 BauNVO festgesetzt. Das allgemeine Wohngebiet
umfasst die Bereiche entlang der Daruper StraBe und im Kreuzungsbereich zum Oberstocku-
mer Weg, die bislang als Mischgebiet ausgewiesen waren. Aufgrund der heutigen, vorrangigen
Wohnnutzung, die durch untergeordnete nicht stérende gewerbliche Nutzungen erganzt wird,
ist das flr ein Mischgebiet charakteristische Gleichgewicht von Wohnen und Gewerbe nicht
mehr gegeben und wird auch nicht angestrebt.

Die gem. § 4 (3) Nr. 1, 3, 4 und 5 BauNVO sonst ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen (Be-
triebe des Beherbergungsgewerbes, Anlagen flir Verwaltungen, Gartenbaubetriebe, Tankstel-
len) werden ausgeschlossen, um eine méglichst hohe Wohnqualitat sicherzustellen. Die gem.
§ 4 (3) Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zulassigen sonstigen nicht stérenden Gewerbebetriebe
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bleiben als Ausnahme Bestandteil des Bebauungsplanes, um vor dem Hintergrund der zuneh-
menden Digitalisierung planungsrechtlich die Mdglichkeit zu erdéffnen, wohnvertragliche ge-
werbliche Nutzungen innerhalb des Gebietes zuzulassen.

7.2 MaB der Nutzung
Grundflachenzahl/

Die Grundflachenzahl (GRZ) wird im Sinne eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden
entsprechend dem Orientierungswert des § 17 BauNVO fur das Allgemeine Wohngebiet mit
0,4 festgesetzt. Diese Festsetzung entspricht auch den Festsetzungen des Ursprungsplanes.

Da flr den GroBteil des Plangebietes bisher die BauNVO 1968 galt, wurden Nebenanlagen
bisher nicht in die Grundflachen mit einbezogen. Bei der Grundflache sind gem. § 19 BauNVO
1990 nun die Grundflachen von Garagen und Stellplatzen sowie Nebenanlagen mitzurechnen.
Die zulassige Grundflache darf durch die Grundflachen der Garagen, Stellpldtze und Nebenan-
lagen bis zu 50 vom Hundert Uberschritten werden, hdchstens jedoch bis zu einer GRZ von
0,8. Es ergeben sich somit durch diese Uberschreitung Werte von 0,6.

Zahl der Vollgeschosse, Hohe baulicher Anlagen

Die Festsetzungen zu Baukdrperh6hen und Geschossigkeit orientieren sich an dem vorhande-
nen baulichen Bestand. Uberwiegend wird eine maximal zweigeschossige Bauweise festge-
setzt. Lediglich im zentralen Bereich an der Daruper StraBe wird eine maximal dreigeschossige
Bauweise zugelassen, um hier unter Berticksichtigung der historisch bestehenden héheren Be-
bauung eine nach heutigen MaBstaben wirtschaftliche Ausnutzung der Grundstticke zu ermdg-
lichen.

Die maximal zuldssigen Hohen der baulichen Anlagen werden in Metern (iber NHN festgesetzt
und sind den jeweiligen Baufeldern zugeordnet. Die Festsetzungen berlicksichtigen neben dem
baulichen Bestand im Plangebiet und den angrenzenden Bereichen auch die topographischen
Verhdltnisse im Plangebiet. Die Verkehrsflache der StraBe ,Im Hang" liegt bis zu 6 m Uber der
Verkehrsflache im Kreuzungsbereich Daruper StraBe / Oberstockumer Weg. Durch die festge-
setzte Obergrenze kann eine maBvolle Erganzung der bestehenden Bebauungsstrukturen im
Rahmen der Nachverdichtung sichergestellt werden. Entlang der Daruper StraBe ergeben sich
— bis auf einen , AusreiBer" — Gebdaudehéhen zwischen 11 und 12 m bezogen auf die Oberkante
der Fahrbahn. Zum Oberstockumer Weg und zur StraBe ,,Am Hang" liegen die H6hen zwischen
8,5 m und 10,0, um insbesondere den Ubergang zum Bestand vertréglich zu gestalten.

7.3 Bauweise und iiberbaubare Grundstiicksflache

Dem Gebietscharakter entsprechend und in Anlehnung an die bestehende Bebauung wird eine
offene Bauweise festgesetzt. Dadurch wird eine dem Standort angemessene Bebauung mit
Einzel- und Doppelhausern sowie Hausgruppen ermdglicht und der offene Charakter der Be-
standsbebauung wird planungsrechtlich gesichert.
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Die uberbaubaren Grundstticksflachen werden durch Baugrenzen groBzligig festgesetzt, um
ein hohes MaB an Flexibilitat flr zukunftige Neustrukturierungen zu ermdglichen. Zu den 6f-
fentlichen Verkehrsflachen wird grundsatzlich ein Abstand von 3,0 m eingehalten; unter Be-
rucksichtigung des Bestandes sind geringere Abstande mdglich. Wesentliche Nachverdich-
tungspotenziale bilden das Flurstlick 490 und die rlickwartigen Grundstlicksflachen, die zur
StraBe ,,Am Hang" orientiert sind. Auch hier sind die Bauflachen groBzligig festgesetzt.

7.4 Beschriankung der Zahl der Wohneinheiten

Im WA 1 sind je Wohngebdude maximal 2 Wohneinheiten zulassig. Mit dieser Festsetzung soll
eine UbermaBige Verdichtung der einzelnen Grundstlicke sowie negative stadtebauliche Aus-
wirkungen durch einen sonst nicht vorhersehbaren zusatzlichen privaten Stellplatzbedarf und
ein erhdhtes Verkehrsaufkommen vermieden werden. Die Beschrankung orientiert sich auBer-
dem an der Bestandsbebauung im Plangebiet und den westlich angrenzenden Wohngebauden.

Im WA 2 sind bereits heute Mehrparteienhduser vorhanden. Um den Bestand planungsrecht-
lich zu sicher und maBvoll zu entwickeln, sind im WA 2 je Wohngebdude maximal 6 Wohnein-
heiten je Wohngebaude zulassig.

8 Natur und Landschaft
8.1 Biotop- und Artenschutz

Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung ist gemaB der Handlungsempfehlung des Landes
NRW? die Durchfiihrung einer artenschutzrechtlichen Priifung (ASP) notwendig. Dabei ist fest-
zustellen, ob im Plangebiet Vorkommen europadisch geschitzter Arten aktuell bekannt oder zu
erwarten sind und bei welchen dieser Arten aufgrund der Wirkungen des Vorhabens Konflikte
mit artenschutzrechtlichen Vorschriften gem. § 44 (1) BNatSchG nicht ausgeschlossen werden
kdnnen. Gegebenenfalls lassen sich artenschutzrechtliche Konflikte durch geeignete Vermei-
dungsmaBnahmen, inklusive vorgezogener AusgleichsmaBnahmen (CEF-MaBnahmen) erfolg-
reich abwenden.

Fir die Beurteilung mdglicher artenschutzrechtlicher Konflikte ist dabei jeweils die aktuelle und
nicht die planungsrechtliche Situation im Plangebiet ausschlaggebend.

Bestandsbeschreibung

Die Bebauungsstruktur entlang der Daruper StraBe ist eher heterogen. Neben ein- und zwei-
geschossigen Reihenhdusern sind in diesem Bereich des Plangebietes auch Mehrparteienhdu-
ser und einzelne nicht stérende Gewerbebetriebe wie z.B. ein Hundesalon und eine physiothe-
rapeutische Praxis vorhanden. Im riickwartigen Bereich des Grundstticks ,Daruper StraBe 27"
befinden sich Hallen aus einer ehemals gewerblichen Nutzung. Im zentralen Plangebiet befin-
det sich eine Baullicke und auch die rlickwartigen Grundstlicksflachen weisen teilweise Nach-
verdichtungspotenziale auf. Die relevanten Griinstrukturen im Plangebiet werden aus privaten

3 Ministerium flir Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr NRW und des Ministeriums fiir Klimaschutz,
Umwelt, Landwirtschaft, Natur und Verbraucherschutz vom 22.12.2010: Artenschutz in der Bauleitplanung und bei
der baurechtlichen Zulassung von Vorhaben. Gemeinsame Handlungsempfehlungen.
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Gartenbereichen gebildet. Hier ist von regelmaBigen Stérungen durch eine entsprechende Gar-
tennutzung auszugehen. AuBerdem befindet sich im zentralen eine Baullicke (gemahte Wiese).

Arteninventar

Laut Abfrage des Fachinformationssystems* konnen im Bereich des Messtischblattes 4010
(Quadrant 3) potenziell 30 planungsrelevante Arten vorkommen; dazu gehéren unter Berlick-
sichtigung der im Plangebiet bzw. im auswirkungsrelevanten Umfeld vorkommenden Lebens-
raumtypen (Garten, Siedlungsbrachen, Parkanlagen, Gebaude) theoretisch 10 Saugetiere und
20 Vogelarten (s. Tab. 1).

Laut Landschaftsinformationssammlung NRW" sind keine Vorkommen planungsrelevanter Ar-
ten im Plangebiet und dessen Umfeld (<300 m) vorhanden.

Tab. 1: Planungsrelevante Arten fiir Quadrant 3 im Messtischblatt 4010, Stand: November 2021.
Status: B = Brutnachweis ab dem Jahr 2000; N = Nachweis ab 2000 vorhanden. Erhaltungszu-
stande: G = giinstig, U = unzureichend, S = schlecht. Na = Nahrungshabitat, FoRu = Fortpflan-
zungs- und Ruhestatte, Ru = Ruhestatte, () = potentielles Vorkommen, ! = Hauptvorkommen.

4 Landesamt fiir Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (0.].): Fachinformationssystem (FIS)
geschiitzte Arten in NRW. Online unter: https://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de/artenschutz/de/ar-
ten/blatt/liste/40103?gaert=1&gebaeu=1 (abgerufen: 22.11.2021).

5 Landesamt fiir Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (0.1.):

Fundortkataster fiir Pflanzen und Tiere/ Landschaftsinformationssammiung NRW @LINFOS. Online unter:
https://www.lanuv.nrw.de/natur/artenschutz/infosysteme

/fundortkataster/. (abgerufen: Marz 2021).
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Art Status Erhaltungszustand Garten  Gebdude
Wissenschaftlicher Name Deutscher Name in NRW (ATL)

Sdugetiere

Eptesicus serotinus Breitfliigelfledermaus N U- Na FoRu!
Myotis bechsteinii Bechsteinfledermaus N U+ Na (Ru)
Myotis brandtii Grofle Bartfledermaus N u Na FoRu!
Myotis daubentonii Wasserfledermaus N G Na FoRu
Myotis myotis Grofles Mausohr N u (Na) FoRu!
Myotis mystacinus Kleine Bartfledermaus N G Na FoRu!
Myotis nattereri Fransenfledermaus N G (Na) FoRu
Nyctalus noctula Abendsegler N G Na (Ru)
Pipistrellus pipistrellus Zwergfledermaus N G Na FoRu!
Plecotus auritus Braunes Langohr N G Na FoRu
Vogel

Accipiter gentilis Habicht B U Na

Accipiter nisus Sperber B G Na

Alcedo atthis Eisvogel B G (Na)

Asio otus Waldohreule B U Na

Athene noctua Steinkauz B U (FoRu) FoRu!
Bubo bubo Uhu B G (FoRu)
Carduelis cannabina Bluthénfling B U (FoRu), (Na)

Cuculus canorus Kuckuck B U- (Na)

Delichon urbica Mehlschwalbe B u Na FoRu!
Dryobates minor Kleinspecht B U Na

Falco tinnunculus Turmfalke B G Na FoRu!
Hirundo rustica Rauchschwalbe B u Na FoRu!
Luscinia megarhynchos Nachtigall B u FoRu

Passer montanus Feldsperling B U Na FoRu
Perdix perdix Rebhuhn B S (FoRu)
Phoenicurus phoenicurus Gartenrotschwanz B U FoRu FoRu
Serinus serinus Girlitz B S FoRu!, Na

Strix aluco Waldkauz B G Na FoRu!
Sturnus vulgaris Star B U Na FoRu
Tyto alba Schleiereule B G Na FoRu!

Wirkfaktoren und Auswirkungsprognose

Im Rahmen der vorliegenden Aufstellung des Bebauungsplanes werden die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen fiir eine zukiinftige stadtebauliche Entwicklung der Gemeinde Nottuln
definiert, um eine maBvolle Weitereckwicklung gewachsener stadtebaulicher Strukturen pla-
nungsrechtlich zu ermdglichen.

Mit einer nachfolgenden Umsetzung des Planvorhabens sind daher im Zuge von Nachverdich-
tungen einzelner Grundstiicke durch eine Rdumung von privaten Gartenstrukturen, einem Ab-
bruch von Gebduden/ Wohnhdusern bzw. eine Entfernung von Gehdlzen verschiedene Wirk-
faktoren denkbar, die grundsatzlich geeignet sind, artenschutzrechtliche Verbotstatbestéande
i.S. des § 44 (1) BNatSchG auszuldsen.

Da mit der Aufstellung des Bebauungsplanes jedoch derzeit keine konkrete Umsetzung eines
Planvorhabens verbunden ist, kbnnen die artenschutzrechtlichen Belange erst im Rahmen der
Genehmigungsplanung abschlieBend betrachtet werden. Aufgrund der bestehenden Nutzungs-
strukturen ist davon auszugehen, dass der Planung keine untiberwindbaren artenschutzfachli-
chen Griinde entgegenstehen. Die planungsrechtliche Sicherung und Steuerung der stadte-
baulichen Entwicklung im Plangebiet ist ohnehin nicht geeignet, artenschutzrechtliche Konflikte
auszuldsen. Eine artenschutzrechtliche Betroffenheit kann daher regelmaBig nur im Zuge der
Umsetzung eines Planvorhabens ausgeldst werden.
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Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte sind auf der Genehmigungsebene in Abstim-
mung mit der Unteren Naturschutzbehérde die artenschutzfachlichen Belange abschlieBend zu
prifen und ggf. geeignete VermeidungsmaBnahmen zu treffen. Diese Vorgaben, d.h. die Ein-
haltung der artenschutzrechtlichen Vorgaben gem. § 44 (1) BNatSchG sind jedoch bereits zum
jetzigen Zeitpunkt zu beachten. Mdgliche VermeidungsmaBnahmen kénnen eine artenschutz-
fachliche Gebdudebegehung im Fall von Abbruchvorhaben sowie die Einhaltung der gesetzli-
chen Vorgaben zur Entfernung von Gehélzen (auBerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten, d.h.
nicht in der Zeit vom 01.03. - 30.09.) umfassen.

Unter Berlicksichtigung der auf der Genehmigungsebene — wenn konkrete Vorhaben absehbar
werden — noch abschlieBend zu priifenden artenschutzfachlichen Belange kann festgehalten
werden, dass bei der Umsetzung des Planvorhabens Verbotstatbestande gemaB § 44 (1)
BNatSchG, unter Beachtung von VermeidungsmaBnahmen, ausgeschlossen werden kénnen.

8.2 Eingriffsregelung

Die vorliegende Bebauungsplanaufstellung wird auf der Grundlage des § 13a BauGB und den
danach geltenden Verfahrensvorschriften im beschleunigten Verfahren durchgefiihrt. Aufgrund
der geringen GroBe der zuldssigen Grundflache von weniger als 20.000 gm finden auf den
Bebauungsplan die Vorschriften des § 13a (2) Nr. 4 BauGB Anwendung. Demnach gelten Ein-
griffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des
§ 1a (3) Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zuldssig. Somit ist die
Erstellung einer Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung entbehrlich.

8.3 Natura 2000

Das nachstgelegene Natura 2000-Gebiet ,,Roruper Holz mit Kestenbusch® (DE-4009-301) be-
findet sich slidwestlich des Plangebietes in einer Entfernung von ca. 3 km. Aufgrund der Art
der geplanten bzw. vorhandenen Nutzung und aufgrund der Entfernung und Lage des FFH-
Gebietes, sind keine Auswirkungen der Planung auf das FFH-Gebiet zu erwarten.

8.4 Anforderungen des Klimaschutzes und der Anpassung an den Klimawandel

Das Plangebiet umfasst einen erschlossenen und zu Wohnzwecken bebauten Siedlungsbereich
der Gemeinde. Die planerische Aktivierung bzw. Nachverdichtung von Flachen im bestehenden
Siedlungsgebiet ist auch vor dem Hintergrund des § 1a (2) BauGB , Bodenschutzklausel™ und
damit auch des Klimaschutzes sinnvoll, um als MaBnahme der Innenentwicklung eine Flachen-
inanspruchnahme an anderer Stelle zu vermeiden. Durch die gewachsene Lage im Siedlungs-
bereich werden die mit der Nutzung des Plangebietes verbundenen Verkehrsbewegungen so-
weit wie moéglich reduziert. Zukiinftige Gebdude werden nach den dann aktuellen Vorschriften
des Gebdudeenergiegesetzes (GEG) errichtet. Dadurch werden bautechnische Standardanfor-
derungen zum effizienten Betriebsenergiebedarf sichergestellt. Mit dem geplanten Vorhaben
werden weder Folgen des Klimawandels erheblich verstarkt, noch sind Belange des Klima-
schutzes unverhaltnismaBig negativ betroffen.
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8.5 Belange des Bodenschutzes / Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Fla-
chen

Bodenschutzfachliche Belange sind im Rahmen der vorliegenden Aufstellung des Bebauungs-
planes insofern nicht bertihrt, als dass im Plangebiet liberwiegend bereits anthropogen liber-
formte Siedlungsflachen / bauliche Nutzungen bestehen. Eine zusatzliche Inanspruchnahme
bislang landwirtschaftlich genutzter Flachen liegt nicht vor.

II. Gerauschprognose (Anlage 1)
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=XVDP PHQIDVVXQJ

"LH *HPHLQGH 1RINXIQ SIDQI GLH $XIVIHIXQJ GHV %HEDXXQJIVSIDQHV 1V 1Q 1RIIXIQ
JZHENV $XVZHLVXQJ HLQHV (1UPYRUEHIDVIHIHQ $0JHPHLQHQ = RKQJHELHIHV

,Q GHU DNIXHIHQ BUIXDILRQ EHILQGHQ VLFK GLH = RKQEDXINIFKHQ LP *HIIXQJVEHUHLFK GHV %HEDXXQJV
SIDQHV 21U LQ HIQHP OLVFKJHEIHI O, ™D VLFK Q GHU YRUWHJHQGHQ BUIXDILRQ ZHIFKH EHU 01QJHUH
=HIW JHZDFKVHQ Vil GHU &KDUDNIHU LQ SLFKIXQJ HLQHV = RKQJHELHIHV YHUIQGHUI KDl XQG GLH GLIXDILRQ
1Q GHU (IUPYRUEHIDVIHIHQ YRUP DXI *UXQGIDJIH GHV EHQDFKEDUIHQ (LQTHIKDQGHIV VFKRQ 01QJHU EH
VIHKI VRN LP %HEDXXQJVSIDQ 1U  QDFK $QJDEHQ GHU *HPHLQGH 1RIIXIQ LQ $SEVILPPXQJ PLli GHP
/DQGNUHLY &RHVIHIG HLQ 01UPYRUEHIDVIHIHY SUJHPHIQHV = RKQJIHELHI DXVIHZIHVHQ ZHUGHQ LQ GHP
%HXUIHLIXQIVSHIHI ELV KLQ JXP ,PPLVWLRQVULFKIZHUI | U OLVFKJIHELHIH RKQH $QZHQGXQJ GHV SXKH
THUHQIXVFKIDIHV JHPI GHU 7$ 7 1UP JXJHIDVVHQ ZHUGHQ VRIHQ

) UGDV 30DQJIHELHI VIl GLH QHUNHKUVITUPVLIXDILRQ GXUFK 6HUD  HQYHUNHKU 1X HUPLINHIQ XQG X EHXUIHL
(HQ ~+LHUEHL LVl GLH 9HUNHKUVITUPVLIXDILRQ EHL IUHLHU 6FKDNDXVEUHIIXQJ RKQH *HEIXGH LP 3IDQJH
ELHI 71X XQIHUWWXFKHQ XQG 1X GRNXPHQILHUHQ

= HUHUKLQ LV GLH *HZHUEHIIUPVLIXDILRQ DXI *UXQGIDJIH GHU YRULHIHQGHQ VFKDWIHFKQLVFKHQ 8QIHUIVX
FKXQJ JXP AQHWRUJIXQJIVIHQIUXP SKRGHSDUN® HLQIXVFKIWTHQ XQG LP 6lQQH GHU 7$ Z1UP > § ]X EH
XUWHWHQ

P (LQ]HIQHQ JHEHQ VIFK GlH IRIJHQGHQ (UJHEQLVVH

OHUNHKUVITUPVLIXDILRQ LP_3IDQJHELHN

"H YRUWHJHQGH VFKDWHFKQLYFKH 8QIHIVXFKXQJ KDl HIJHEHQ GDVV EHL IUHLHU 6FKDUDXVEUHLIXQJ
LP JHVDPIHQ 3IDQJIHELHI GHU VFKDIHFKQLYFKH 2UHQILHUXQIVZHII YRQ  G% $  G% $ DIV
QDFKIV | USHJHPHQH = RKQJHEIHIH =$  EHWFKUIHQ ZWG ™ DKHU VIQG Q GLHVHQ %HUHLFKHQ SDV
VLYH 6FKDIVFKXITPD QDKPHQ DXIJUXQG GHU 2UHQIHUXQIVZHUI EHUVFKUHIIXQJHQ RKQH (LQTHIIDN
SU 1XQJ  QRIZHQGLJ

"D QDFKIV %HXUWHWXQJIVSHIHI YRQ EHU  G% $ YHUXUVDFKI ZHUGHQ VIQG QHEHQ SDVVLYHQ 6FKDN
VFKXITPD QDKPHQ DXIJUXQG GHU 2UHQILHUXQJIVZHUI EHUVFKUHLIXQJHQ DXFK )HVIVHITXQJHQ LQ %H]XJ
DXI VFKDNJHGIPSIIH / WXQJHQ I U YRUZIHIHQG ]XP 6FKIDIHQ JHQXITIH S1XPH HUIRIGHULFK

,Q %H]XJ DXI $X HQZRKQEHUHLFKH ZWG GHU VFKDWIHFKQLVFKH 2UHQILHUXQJIVZHW YRQ  G% $ XU
7DJIHV]HU QXU LP JHVDPIHQ 30DQJHELHI  EHUVFKULINHQ
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+[HU VIQG | U$X HQZRKQEHUHLFKH QDFK GHQ %HXUIHLIXQJIVNUIHUHQ GHU =, 1 JJI HIJIQJHQGH
6FKXITPD QDKPHQ JX HPSIHKIHQ D LQ JUR HQ 7HIHQ GHV 3IDQJIHELHIHV DXFK HLQ %HXUIHLIXQJVSH
JHIYRQIDIV  G% $  GHU GLH *UHQTH GHU XQJIHVIJUIHQ 1XIJXQJ GHV $X HQZRKQEHUHLFKHV NHQQ
JHIFKQHI  EHUVFKUIIHQ ZWG VIQG KIHU $X HQZRKQEHUHLFKH RKQH JXVIJUFKH 6FKXITPD QDKPHQ
DXVIXVFKIH HQ =HU 1DFKZHLV ZIUH GDQQ X 8 LP IHZHLLIHQ %DXDQIUDIVYHUIDKUHQ 1X I KUHQ RGHU
GIH $X HQZRKQEHUHLFKH DQ GHU GHQ 6D HQ DEJHZDQGIHQ )DVVDGHQVHLIHQ X RUHQILHUHQ

ORUWFKIIJH | U IHLWLFKH YHVIVHITXQJHQ LP %HEDXXQJVSIDQ VIQG LP -DSWH)I  DXIJHI KUI XQG LQ GHU
$QIDIH  JUDILVFK GDUIHVIHIN

*HZHUEHIIUPVIIXDILRQ LP 30DQJHELHI

8QIHU GHU %HU FNVLFKILIXQJ VHUHQV GHU *HPHLQGH LRIIXIQ DQIHVIVHEIHQ $XVZHLVXQJ GHV 3IDQJIH
ELHIHV DOV 0BUPYRUEHIDVIHIHV $0JHPHIQHV = RKQJHELHI LQ GHP LQ %H]XJ DXI *HZHUEHIIUPLP PLWIR
QHQ HLQH hEHUFKUHLIXQJ GHU | U SUIHPHLQH = RKQJHELHIH JX0IVVLIHQ ,PPLVIRQVULFKIZHUIH ELV KLQ
1X GHQ ,PPIVWVIRQVULFKIZHUIHQ | U OLVFKIHELHIH RKQH $QZHQGXQJ GHV SXKH]HUHQ]XVFKIDJHV JH
Pl GHU 7$ 7 1IUP JXJHIDVVHQ ZHUGHQ VRY VIQG NHLQH XQ]X!IVWLIHQ *HZHUEHIIUPLP PLVVIRQHQ
LP 3IDQJHELHI JX HUZDUIHQ

" HU QDFKIRIJHQGH %HULFKI ZXUGH QDFK EHVIHP = LVWHQ XQG *HZLVVHQ PLIi JU] WHU 6RUJIDOI HUVIHIN
" LHVHU %HULFKI EHWHKI DXV 6HIIHQ XQG  $QIDJHQ Pl $QIDIHQVHLIHQ

/IQJHQ (PV GHQ =/ OH

=(&+ ,QIHQIHXUIHVHIVFKDIN PE+

JHSU I GXUFK SSD "LSI ,QJ &KUVIRSK %IDVLXV )DFKILFK QHUDQIZRUINLFKHU

HUVIIHIOW GXUFK L $ "DYLG /RFNKRUQ O 6F 3URIHNIHLHU
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1+$/769(5=(,&+1,6

BUIXDILRQ XQG $XIIDEHQVIHIXQJ
%HXUIHIXQIVIUXQGIDIHQ
%HXUIHLIXQIVIUXQGIDIHQ OHUNHKUVIIUP
%HXUIHIXQIVIUXQGIDIHQ *HZHUEHIIUP
*XQGIDIHQ XQG $XVIDQIVGDIHQ OHUINHKIVIIUP
%HUHFKQXQJVYHUIDKUHQ 6IUD H
$XVIDQIVGDIHQ JXP 61D HQYHUNHKU
$XVIDQIVGDIHQ JXP 3 5 3DUNSIDI XQG JXP %XVEDKQKRI
%HUHFKQXQJVHUIHEQLYVH XQG %HXUIHLIXQJ GHU OHUNHKIVIBUPVLIXDILRQ
%HXUIHLXQJ GHU OHUNHKUVOIUPVLIXDILRQ
/NP SHIHIEHUHIFKH XQG PD  JHELFKH $X HQUIUPSHJIH)

(UPLIMXQJ GHU JHVDPIHQ EHZHUIHIHQ %DX 6FKDNGIPP OD H5 Z sl U
$X HQEDXIHLH

(PSIHKIXQJHQ I UWHLWLFKH YHVIVHITXQJIHQ LP %HEDXXQJVSIDQ
(LQVFKIIIXQJ XQG %HXUIHLIXQJ GHU *HZHUEHIIUPVLIXDILRQ
%HUHFKQXQJV XQG %HXUIHLIXQJIVIUXQGIDIHQ /LIHUDIXU

$QIDIHQ
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7DEH0H

7DEH0H

7DEHOH

7DEHOH

*HELHIVDXVZHIVXQJ XQG VFKDWIHFKQLYFKH 2UHQILHUXQJVZHUIH | U QHUNHKUVIIUP

*HELHIVDXVZHLVXQJ XQG ,PPLVWIRQVUFKIZHUWH EHL *HZHUEHIIUPHLQZLUNXQJHQ

=XVDP PHQVIHIXQJ GHU 9QHUNHKUVGDIHQ

=XRUGQXQJ JZLVFKHQ / IUPSHIHIEHUHLFKHQ XQG PD JHEILFKHP $X HQUIUPSHJIHI
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BLIXDILRQ XQG $XIIDEHQVIHIXQJ

"H *HPHLQGH 1RIlIXIQ SIDQW GLH $XIVIHNXQJI GHV %HEDXXQJVSIDQHV 1U 1Q 1RIIXIQ
JZHFNV $XVZHIVXQJ HLQHV (IUPYRUEHIDWHIHQ $N0JHPHIQHQ = RKQJHELHIHV > §

,Q GHU DNIXHIHQ BUIXDILRQ EHILQGHQ VLFK GLH = RKQEDXINIFKHQ LP *HIIXQJVEHUHLFK GHV %HEDXXQJV
SIDQHV 1U  LQ HIQHP OLVFKJHEIHI O, > § ™D VIFK [Q GHU YRWHJHQGHQ BUIXDILRQ ZHIFKH EHU 01Q
JHUH =HUil JHZDFKVHQ LV GHU &KDUDNIHU 1Q SLFKIXQJ HLQHV = RKQJIHELHIHV YHUIQGHUI KDl XQG GLH 6L
IXDILRQ LQ GHU 0IUPYRUEHIDVIHIHQ )RUP DXI *UXQGIDIH GHV EHQDFKEDUIHQ (LQ]HIKDQGHIV VFKRQ 011Q
JHU EHVIHKI VRI LP %HEDXXQJVSIDQ 1U  QDFK $QJDEHQ GHU **HPHLQGH 1RIIXIQ > #1Q SEVILP
PXQJ Pl GHP /DQGNUHLY &RHVIHIG > HLQ (1UPYRUEHIDVIHIHV SUJHPHIQHV = RKQJIHELHI DXVIHZIH
VHQ ZHUGHQ LQ GHP %HXUIHLIXQJIVSHJIH) ELV KIQ JXP ,PPLVVIRQVULFKIZHUI | U OLVFKJIHELHIH RKQH $0Q
ZHQGXQJ GHV 5XKH]HUHQ]XVEKIDIHV JHP 1 GHU 7$ ZIUP > § JXJHIDVVHQ ZHUGHQ VRIHQ

) UGDV 30DQJIHELHI VIl GLH QHUNHKUVITUPVLIXDILRQ GXUFK 6D HQYHUNHKU 1X HUPLINHIQ XQG X EHXUIHL
(HQ ~+LHUEHL LVl GLH 9HUNHKUVITUPVLIXDILRQ EHL IUHLHU 6FKDIDXVEUHIIXQJ RKQH *HEIXGH LP 3IDQJH
ELHI 71X XQIHUWVXFKHQ XQG 1X GRNXPHQILHUHQ =!H /DJH GHV 3IDQJHELHIHV PLi GHQ 1X EHIUDFKIHQGHQ
OHUNHKUWZHJIHQ VI GHP = LJUIDILVIHUXQJVSIDQ GHU $QIDJH  ]1X HQIQHKPHQ

ORQ GHU JVIILFK YHUWDXIHQGHQ "DUXSHU 6IUD H GHP V GILFK YHUWDXIHQGHQ 2EHUIVIRFNXPHU = HJ E]Z

GHU +HUEXUJVIUD H VRZIH GHU QUGILFK YHUDXIHQGHQ %  E]Z %  Q XQG GHP JVIILFK (LHIHQGHQ

A3DUN DQG 5LGH3 3DUNSIDI VIQG UHIHYDQIH OHUNHKUVOIUPLP PLVVLRQHQ LP 3IDQJHELHI JX HUZDUIHQ

= HUGHQ LP 3IDQJIHELHI hEHWFKUHUXQJIHQ GHU VFKDWIHFKQLYFKHQ 2UHQILHUXQJIVZHUIH GHV %HLEIDHIHY
IX "1 > § IHVIJHVIHOI VR VIQG | U GLH hEHWFKUHUXQJVEHUHLEKH / IUPSHIHIEHUHLEKH | U

SDVVLYH 6FKDIVFKXITPD QDKPHQ DQIXJHEHQ $X HUGHP VIQG ORUWFKIIJIH | UIHILFKH YHVIVHITXQ

JHQ LP +LQEILFN DXI 1XIXQJ YRQ 6FKIDIVIXPHQ XQG $X HQZRKQEHUHLFKHQ X HUDUEHLIHQ

= HUHUKLQ LVl GLH **HZHUEHIIUPVLIXDILRQ DXI *UXQGIDJIH GHU YRWHJIHQGHQ 6FKDIIHFKQLYFKHQ 8QIHU
VXFKXQJ JXP A9HUIVRUIXQIVIHQIUXP SKRGHSDUN® > i HIQTXVFKIITHQ XQG LP 61QQH GHU 7$ ZIUP > §
X EHXUIHIHQ

“H (UJHEQLVVH GHU VFKDINWHFKQLVFKHQ 8QIHWXFKXQJ VLQG LQ )RUP HLQHV JXIDFKIHULFKHQ %HULFKIHV
YRUJXIHIHQ

Seite 6 von 27 zum Bericht Nr. LL16756.2/01

78



%HXUWHLOXQJIVIUXQGIDIHQ

,QQHUKDIE GHV %HEDXXQJVSIDQHV 1U GHU *HPHLQGH 1RIlIXIQ VR HLQ 01UPYRUEHIDVIHIHV $0JH
PHLQHV = RKQJHELHI IHVIJHVHITY ZHUIGHQ >  § +LHUEHL VLQG LQNOXVLYH "DFK E]Z 6IDIHIJHVFKRVV ELV
1X QXW]EDUH *HVFKRVVH ]X EHU FNVLFKILIHQ

"[H | UOHINHKWV XQG *HZHUEHIIUPHLQZLINXQJIHQ KHUDQ]XJIHKHQGHQ %HXUIHIIXQIVIUXQGIDIHQ ZHU
GHQ LP YRIJHQGHQ DXIJHI KUl

%HXUHLIXQJIVIUXQGIDIHQ 9HUNHKUVIIUP

,P %HLEDW  IX *,1 > § VIQG VFKDIHFKQLVFKH 2UHQILHUXQJVZHUIH JHQDQQW GLH LP 5DK

PHQ GHU VIIGIHEDXILFKHQ 3(DQXQJ DQIXVIUHEHQ VIQG ) U $NIHPHIQH = RKQJHEHIH =$ JHUHQ JH

P11 %HLEDW IXU =,1 > IRIJHQGH VFKDINWHFKQLVFKH 2UHQILHUXQJVZHUIH

‘7DEHI0H *HELHIVDXVZHLYXQJ XQG VFKDIWHFKQLVFKH 2UHQILHUXQJIVZHUIH I U QHUINHKWITUP
*HELHIVDXVZHLVXQJ VFKDIWHFKQLVFKH 2ULHQILHUXQJVZHUIH JHP T %HLEDIW

xX=1 > §1Q G% $ EHL QHUNHKUVOTUPHLQZLUNXQJHQ
DIV QDFKIvV

$NIHPHLQHV = RKQJHEHI = $

= HU %HXUWHLXQJIV]HUIUDXP IDJV LV GLH =HLI YRQ 8KU ELV 8KU GHU %HXUIHLIXQJV]HLUDXP
QDFKIV XPIDVVI GHQ =HUIUDXP YRQ 8KU ELV 8Kl
"IH "1 > § JLEW +QZHIVH GDVV VIFK LQ YRUEHIDVIHIHQ %HUHLFKHQ LQVEHVRQGHUH EHL YRU

KDQGHQHU %HEDXXQJ EHVIHKHQGHQ OHUNHKIWZHIHQ XQG LQ *HPHQJHIDIHQ GLH 2UHQIHUXQJIVZHUIH
RIN QLFKI HIQKDWHQ IDVVHQ = R LP 5DKPHQ GHU $EZ1JXQJ PUI SIDXVLEIHU %HJU QGXQJ YRQ GHQ
2UHQILHUXQIVZHUIHQ DEJHZIFKHQ ZHUGHQ VR ZHL DQGHUH %HIDQJH EHUZIHIHQ VRINH P | JLFKVI
HLQ $XVIHLFK GXUFK DQGHUH JHHLIQHIH OD QDKPHQ ] % JHHLIQHIH *HE IXGHVIHIXQJ XQG *UXQG
UVVJIHVIDIXQJ EDXILFKH 6FKDIVFKXITPD QDKPHQ LQVEHVRQGHUH | U 6FKIDIVIXPH YRUJHVHKHQ
XQG SIDQXQJIVUHFKILFK DEJHVLFKHUI ZHUGHQ
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" H QDFKIRIJHQG DXIJHI KWHQ ,P PLYVIRQVIUHQ]ZHUH GHU QHUNHKUWOTUPVFKXIYHURUGQXQJ
%,P6FK9 > { VRINHQ IHGRFK LP SDKPHQ GHU %DXIHISIDQXQJ QLFKI RKQH ZHLUIHUIH OD QDKPHQ
EHUVFKUIHQ ZHUGHQ

1Q $IJHPHLQHQ = RKQJIHEIHIHQ = $ G% $ DIV QDFKIV

"IHVH ,PPLWIRQVJUHQ]ZHUIH VIQG LP 6lQQH GHU ~ %,P6FK9 > § Pl JHVXQGHQ = RKQYHUK 10IQLVVHQ
QR J *HELHIVHLQVIXIXQJHQ YHUHLQEDU

*HP1 DNIXHIHU SHFKIVSUHFKXQJ > 6 LVl HQH DQIHPHVVHQH 1XITEDUNHU YRQ $X HQZRKQEHUHL
FKHQ DXFK GDQQ JHZ IKUWHLVIHI ZHQQ GLHVH NHLQHP ™ DXHUFKDNSHJIH) DXVJIHVHITH VIQG GHU HLQHQ
“HUWYRQ  G% $ DIV EHUVFKUHUHI =LHVHU = HUl PDUNIHU GHPQDFK GIH 6FKZHIH ELV JX GHU XQ
TXPXIEDUH 61 |UXQJIHQ GHU - RPPXQINDILRQ XQG GHU (UKRIXQJ QLFKI JX HUZDUIHQ VIQG

%HXUHLIXQIVIUXQGIDIHQ *HZHUEHIIUP

) U GLH %HXUHIXQJ YRQ 6FKDILP PLVVLRQHQ LP 5DKPHQ GHU VIl GIHEDXILFKHQ 31DQXQJ LVil GIH 1RUP
"1 > §1Q 9HUELQGXQJ P GHU 7HFKQLVFKHQ $QUHIIXQJ JXP 6FKXI] JHIHQ /1UP 7% /1UP
> § KHUDQ]X]JLHKHQ

"IH 7$ /1UP > § ELIGHI QDFK GHP %XQGHV ,PPLYVLRQVVFKXITJHVHI] GLH *UXQGIDIH JXU (UPLIIIXQJ
XQG JXU %HXUIHIXQJ YRQ *HUIXVFKLP PLVWIRQHQ LP 5DKPHQ YRQ *HQHKPLIXQJVYHUIDKUHQ | U JH
ZHUEILFKH XQG LQGXVIULHIH $QIDIHQ

1HEHQ GHP 9HUIDKUHQ JXU (UPLIIXQJ GHU *HUIXVFKEHIDVIXQJIHQ QHQQI GIH 7$ ZIUP > § ,PPLVVIRQV
UFKIZHUH EHL GHUHQ (LQKDUIXQJ LP SHJIHIDN DXVIHVFKIRVVHQ ZHUGHQ NDQQ GDVWV VFKIGILFKH 8P
ZHIHLQZWNXQIHQ LP (LQZLINXQJIVEHUHLFK JHZHUEILFKHU RGHU LQGXVILLHIHU $QIDIHQ YRWHJIHQ "IH ,P
PLVWIRQVULFKIZHUIH VIQG DEK1QJLI YRQ GHU *HELHIVQXITXQJ XQG YRQ GHU HQHUJHILVFKHQ 6XPPH GHU
,PPLVVIRQVEHLUUIJIH DWHU UHIHYDQI HIQZLUINHQGHQ $QIDIHQ GLH GHU 7$ /1P > § XQIHWHJIHQ HLQ]XKDY
IHQ

"lHLQ GHU 7% /71UP > § DQIHIHEHQHQ ,P PLVIRQVULFKIZHUH HQIVSUHFKHQ P $XVQDKPH GHU = HUIH
| U8UEDQH *HEIHIH O8 ZHIFKHLQ GHU *,1 > JHLFKIHVIHON VIQG P OLVFKJHELHIHQ
GHQ VFKDIWHFKQLVFKHQ 2UHQILHUXQJVZHUIHQ I U ,QGXVIULH XQG *HZHUEHIIUP GHU =,1 >

g
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,Q GHU DNIXHIHQ 6LIXDILRQ EHILQGHQ VLFK GLH = RKQEDXINIFKHQ LP *HUWXQJVEHUHLFK GHV %HEDXXQJV
SIDQHV 1U  LQ HIQHP OLVFKJHEWHI O, > { "D VIFKLQ GHU YRUIHIHQGHQ GLIXDILRQ ZHIFKH EHU 01Q
JHUH =HW JHZDFKVHQ Wi GHU &KDUDNIHU LQ 5LFKIXQJ HIQHV = RKQJHELHIHV YHUIQGHUI KD XQG GLH 6L
IIXDILRQ LQ GHU (RUPYRUEHIDVIHIHQ )RUP DXI *UXQGIDJH GHV EHQDFKEDUIHQ (LQTHIKDQGHIV VFKRQ 01Q
JHU EHVIHKI VRID LP %HEDXXQJVSIDQ 1U QDFK $QJDEHQ GHU *HPHLQGH 1RIlXiQ > @ HLQ (IUPYRU
EHIDVIHIHV $0JHPHLQHV = RKQJHELHI DXVJIHZIHVHQ ZHUGHQ LQ GHP %HXUIHLIXQJVSHJHI ELV KIQ IXP
,PPLVIRQVULFKIZHUI I U OLVFKJHELHIH RKQH $QZHQGXQJ GHV SXKH]HUHQIXVFKIDIHV JHP I GHU
7% /1P > § JXJIHIDVVHQ ZHUGHQ VRIHQ

"HP]XIRIJH ZHUGHQ I U GLH JHSIDQIH $XVZHLVXQJ HLQHV (1UPYRUEHIDVIHIHQ $NJHPHLQHQ = RKQJH
ELHIHV GLH ,PPLVVIRQVUFKIZHUH GHU 7$ ZIUP > {1 U OLVFKJHEHIH O, KHUDQJH]RJHQ

‘7DEHI0H *HELHIVDXVZHLYXQJ XQG ,PPLVVIRQVULFKIZHUH EHL *HZHUEHIIUPHLQZLWNXQJHQ

*HELHIVDXVZHLVXQJ ,PPLVIRQVUFKIZHUIH JHP1 7$ /71UP >
lQ G% $ EHL *HZHUEHIIUPHLQZLUNXQJHQ

DIV QDFKIvV

$NIHPHLQHV = RKQJHEWHI = $

OLVFKJHELHI O,

"[HVH ,PPLVVIRQVULFKIZHUIH G UIHQ GXUFK NXUJJHULIH *HUEXVFKVSUTHQ YRQ (LQ]HIHUHLIQLYWHQ ZIK
UHQG GHU 7DJIHV]HUI XP QUFKI PHKUDIV  G% XQG ZIKUHQG GHU 1DFKITHI XP QLFKI PHKUDIV — G%
EHUVFKUIHQ ZHUGHQ > §

= [H %HXUWHLXQJIV]HW IDJIV IW GLH =HLUIl JZLVFKHQ 8Kl XQG 8KU $IV %HXUWHLIXQIV]HLIUDXP
QDFKIV IWW JHPT  7$ Z71UP > { GLH IDXIHVIH 6WXQGH LQ GHU =HUI JZLVFKHQ 8Kl XQG 8KU IX
EHIUDFKIHQ
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) UIRIJHQGH =HUIHQ ZWG LQ - XUJHELHIHQ EHL - UDQNHQKIXVHUQ XQG 3IHIJHDQVIDIHQ LQ SHIQHQ XQG
SNIHPHIQHQ = RKQJIHELHIHQ VRZIH LQ - HLQVIHGIXQIVIHELHIHQ EHL GHU (UPLIIIXQJ GHV %HXUIHUIXQJV
SHJIHIV GLH HUK | KIH 61l JUZWNXQJ YRQ *HUIXVFKHQ GXUFK HIQHQ =XVFKIDJ YRQ  G% EHU FNVLFKILJI

DQ = HUNIDJHQ 8KU ELV 8K
8KU ELV 8KU
DQ 6RQQ XQG YHLHUIDJIHQ 8KU ELV 8K
8KU ELV 8KU
8KU ELV 8KU

) U8UEDQH *HEIHIH VRZIH OLVFK _HUQ *HZHUEH XQG ,QGXVIULLHJIHELHIH VLQG NHLQH =XVFKIIJH | U
GLH HUK | KIH 6IJUZLUNXQJ YRQ *HUIXVFKHQ LQQHUKDIE GHU 7DJHV]HLI P EHVRQGHUHU (P SILQGILFKNHLY

TX EHU FNVLFKILIHQ > @
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*UXQGIDIHQ XQG $XVIDQJIVGDIHQ SHUNHKUWIIUP

%HUHFKQXQJVYHUIDKUHQ 6WD H

" [H %HUHFKQXQJ GHU GXUFK GHQ - )= QHUNHKU DXI 6IUD HQ YHUXUVDFKIHQ ,PPLYVIRQVSHIH) HUIRIJ!
QDFK GHP 7HIVI FNYHUIDKUHQ GHU5/6 > § =DQDFK ZIWUG GHU DXI HIQHP )DKUVIUHLIHQ IiH HQGH
OHUNHKU DIV HIQH 4XHIIQIHLQ P +]KH EHU GHU OUIiH GHV ) DKUIVHLIHQV EHIUDFKIHI = H 6IIUNH
GHU BFKDYHPLVVIRQ HIQHU 6IUD H ZIWG GXUFK GHQ 11QIHQEH]RIHQHQ GFKDIHIVIXQIVSHIHY  ZIH
IRIJI EHVFKUHEHQ

O O I

VIl QGILFKH QHUNHKUVVIIIUNH GHU 4XHNLQH LQ -)=K

G6FKDHLVIXQJIVSHJIH) | U GLH )DKUJHXJIH GHU ) DKUJHXJJUXSSH
)I* 3.z /.- XQG/.:z EHLGHU *HVFKZLQGLINHLI

1Q G% $

*HVFKZIQGLINHLI 1 U GLH )DKUJHXJH GHU ) DKUJHXJIIUXSSH

1> 3.:- /.- /.- 1QNPK
$QIHL DQ )DKUJHXIHQ GHU )DKUJHXJIJIUXSSH /. = 1Q
$QIHW DQ )DKUJHXIHQ GHU )DKUJHXJJIUXSSH /. = 1Q
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,Q GIH %HUHFKQXQJ GHV 6FKDIIHIVIXQIVSHIHIV | U )DKUJHXJIH GHU )DKUJHXIJUXSSH )]* 3. =

/.= /.= 1H HQ IHUQHU GHU *UXQGZHUI I U GHQ GFKDIHLVIXQIVSHJIH) HIQHV )DKUTHXIHV GHU
YDKUTHXIJUXSSH )] GHU 7\S GHU 6IUD  HQGHFNVFKLFKI XQG JHIHEHQHQIDIV =XVFKIIJH | U GLH
/1QIVQHLIXQJ GHU BIUD H | U OHKUIDFKUHIH[LRQHQ VRZIH GLH Bl UZLINXQJ YRQ LFKIVLIQDIJHVIHXH
IHQ - QRIHQSXQNIHQ RGHU - UHLVYHUNHKUVSOIIHQ HLQ

“lH " IPSIXQJ EHL GHU 6FKDUDXVEUHLIXQJ JZIVFKHQ 4XHIH XQG ,PPLVIRQVRUI K1QJI QDFK 5/6
> § YRP $EVIDQG ]ZLVFKHQ 6FKDUTXHIH XQG ,PPLVVIRQVRUI EHU GHP %RGHQ DE

i 1Q G%

3HIHIPLQGHUXQJ GXUFK JHRPHIULVFKH "LYHUJHQ] LQ G%
3HIHIPLQGHUXQJ GXUFK ZXIGIPSIXQJ LQ G%
3HIHIPLQGHUXQJ GXUFK %RGHQGI PSIXQJ LQ G%

3HIHIPLQGHUXQJ GXUFK $EVFKIIPXQJ 1Q G%

" XUFK SHIH[IRQHQ ] % DQ +DXVIURQIHQ &I IJPDXHUQ RGHU Z1UPVFKXITZIQGHQ NJQQHQ JXV I
FKH 6SIHIHIVFKDNTXHIHQ HQIVIHKHQ GLH GHQ 6FKDIISHJIHI DP ,PPLVVLRQVRUI HUK | KHQ

$XVIDQIVGDIHQ IXP 6WD HQYHUNHKU

*UXQGIDJIH GHU VFKDIMHFKQLYFKHQ 8QIHUVXFKXQJ 1XP 6D HQYHUNHKUWOIUP ELGHQ HLQH VHLHQV GHU
*HPHLQGH >  § JXU 9HUI IXQJ JHVIHIH 9HUNHKUVIHFKQLVFKH 8QIHUVXFKXQJ ZHIFKH LP SDKPHQ GHU
$XIVIHIXQJ GHV %HEDXXQJVSIDQHV 1U GXUFKJIHI KW ZXUGH > § VRZIH GDV DNIXHIH 9HUNHKUV
PRGHN LQ %H]XJ DXI GlH LQ %HIULHE JHQRPPHQH 2UIVXPJHKXQJ >

,Q GHU OHUNHKUVXQIHUVXFKXQJ JXP %HEDXXQJVSIDQ VIQG 9HUINHKUVSURIQRVHGDIHQ | UGH XP
IIHIHQGHQ 6IUD HQ DQIHIHEHQ (LQH 8PUHFKQXQJ GHU /. = $QIHUH ZXUGH DXI *UXQGIDJH GHU 7D
EHIH GHU5/6  GXUFKJHI KUI ,Q %H]XJ DXI GIH 2UIVXPJHKXQJ %  QVRZIHGHU%  ZWG DXI
GLH 9HUNHKUVDQDI\VH DXV >  § YRQ IXU FNIHJIUIHQ ,P 6lQQH HLQHU 3URJQRVH ZLUG DXFK KLHU
YRQ HLQHU OHUNHKUV]XQDKPH YRQ LQVJHVDPI  ZIHLQ>  § EHVFKUHEHQ DXVJIHJIDQJHQ ) U GH
%XQGHVVIUD HQ ZXUGHQ GLH %HVILPPXQJ GHU SXIIHIXQJHQ IDJV QDEKIV XQG GLH 8PUHFKQXQJ GHU

/. = SQIHUH DXFK DXI *UXQGIDJIH GHU 7DEHIH GHUS5/6  GXUFKJIHI KUl
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“HPQDFK ZHUGHQ GLH LQ GHU QDFKIRIJHQGHQ 7DEHIH DXIJHI KUIHQ $XVJIDQVGDIHQ JXP 9HUNHKUVDXI
NRP PHQ DQJHVHIW

7DEHIH =XVDP PHQVIHIXQJ GHU OHUNHKUVGDIHQ
6IUD HQEHJHLFKQXQJ =79 0~ 0. S7|S7|S1|S1
D= K =K D)=K

"DUXSHU 6D H 1RUG

"DUXSHUGID H 6 G
1JUG) 2EHUIVIRFNXPHU = HJ

"DUXSHUGILD H 6 G
6 G 2EHWIRFNXPHU = HJ

2EHMIRFNXPHU = HJ

+HULEXUIVIUD H

)UDQ] SKRGH 3DI]

% 5IFKIXQJ " DUXS

% S5LFKIXQJ 1RIIXIQ

% Q B5IFKIXQJ $

% Q S5SIFKIXQJ *DUXS

- UHIVYHUNHKU % % Q

P

"79 € " XUFKVFKQUWLFKH 7 IJILFKH QHUNHKUWWIIIINH LQ =)= K
071 € PD JHEHQGH VIl QGILFKH 9QHUNHKUVWIIUNH LQ - )= K IDJV E]Z QDFKIV

S71 € PD JHEHQGHU 7. = $QIH!  /DVINUDINZDJIHQ RKQH $QKIQJIHU PLI H.QHU
TXUIVWLIHQ *HVDPIPDVWH EHU Il XQG %XVVH IDJV E]Z QDFKIV

S71 € PD JHEHQGHU /. = $QIHW  /DVINUDIIZDJIHQ Pl $QKIQJIHU E]Z GDIlHINUDINIDKU

JHXJH P HLQHU IX0IVVLIHQ *HVDPYPDVVH EHU I WIDJV E]Z QDFKIV
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" [H IHZHLV JXOIVVLIH + | FKVIJHVFKZIQGLINHLI ZXUGH DQKDQG GHV 2UIVIHUPLQY >  § DXIJHQRPPHQ
XQG EHU FNVLFKILIW $XI GHP 2EHWIRFNXPHU = HJ IV LP (LQZWNXQJVEHUHLFK HIQH JXIIVVLIH + | FKVI
JHVFKZIQGLINHIWYRQ NP K1 U3. = XQG /. = DQJXVHIJHQ ,P %HUHIFK GHU%  VRZIH%  Q
VIl GLH TXOIVVLIH + | FKVIJHVFKZLQGLINHLI EHL GHU =XIDKUI DXI GHQ - UHLVYHUNHKU JXQIFKVIDXI NP K
XQG GDQQ DXI NP K JHGURVVHI $XI GHQ EUJHQ $EVFKQUIHQ GHU%  VRZIHGHU%  Q LVi GH
TXOIVVLIH + | FKVIJHVFKZIQGLINHI T U NP K1 U3.z XQ6 NP K1 U/. = $XIDIHQ EWJHQ
UHIHYDQIHQ 6D HQDEVFKQUIHQ EHIVEJN GLH TX0IVVLIH + | FKVIJHVFKZIQGLINHI NP K1 U3. = XQG
/.= ,Q (UPDQJHIXQJ GHIDNHUIHU $QIDEHQ ZXUGH LP YRWHJIHQGHQ )DX LP 6LQQH HLQHV OD[LPDIDQ
VDITHV QLFKH JHULIIHOIHU *XVVDVSKDI DIV 6IUD  HQGHFNVFKLFKI EHU FNVLFKILJN

$XVIDQIVGDIHQ JXP 3 5 3DUNSIDI] XQG JXP %XVEDKQKRI

=XVIIIIFK ZHUGHQ GHU %XVEDKQKRI VRZIH GHU 3 5 3DUNSIDI] EHU FNVIFKILIW 1DFK $QJDEHQ GHU
YHUNHKUVIHFKQLVFKHQ 8QIHUWXFKXQJ > § VIl YRQ IRIJHQGHQ 9HUNHKUWEHZHJIXQJHQ | U GLH %XVVH
JHZIFKIHY  EHU DNH 7DJH GHU = RFKH DXV]XJHKHQ

NXVEHZHIXQJIHQ IDIV 8KU ELV 8KU %XVVH PLI IH HIQHU $Q XQG $EIDKUI
%XVEHZHJIXQJIHQ QDFKIV 8KU ELlV 8KU %XVVH PLI IH HIQHU $Q XQG $EIDKUI

) U GLH %XVVIHISIIW]H ZWG GHU =XVFKIDJ JHP1  3DUNSIDIJOIUPVIXGLH > @1 U GLH 3DUNSIDITDUI YRQ
- 3% G% XQG ., G% DQJHVHII = [H )DKUIDVVHQ VILQG DVSKDULHUW - 62 G%

) UGH 3. = 6IHISIIW]H GHV 3 S 3DUNIDIJHV ZWG GLH %HZHIXQIVKEXILINHLI DXI GHU *UXQGIDJIH
GHU 9HUNHKUVSURJIQRVH > § PLI 3. 2 BHZHIXQIHQ SIR  GIXQGHQ %HZHIXQJIHQ IDJIV
%HZHIXQIHQ QDFKIV EHU FNVLFKILIN
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%HUHFKQXQJVHUIHEQLVVH XQG %HXUIHLOXQJ GHU QHUNHKUVOIUPVLIXDILRQ

" H %HUHFKQXQJHQ HUIRIJHQ EHL IUHLHU 6FKDUDXVEUHWXQJ LP 3IDQJHELHIN RKQH %HEDXXQJ | UHEHQ
HUGLIH $X HQZRKQEHUHLFKH VRZIH | UGDV ~ VRZIH  2EHUJHVFKRVV =IH YRUKDQGHQH %HEDXXQJ
DX HUKDIE GHV 30DQJHELHIHV ZXUGH EHU FNVLFKILIW

%HXUHLIXQJ GHU QHUNHKUVITUPVLIXDILRQ

" IH %HUHFKQXQJVHUJHEQLVVH VIQG | U HEHQHUGLIH $X HQZRKQEHUHLFKH IDJV LQ GHU $QIDJH  VRZIH
| UGDV  XQG  2EHUJHVFKRWV IDJV QDFKIV IQ GHQ $QIDJHQ  XQG  EHLIHI Ji

(EHQHUGLIH XQG JHE IXGHIHEXQGHQH $X HQZRKQEHUHLFKH ] % 7HUWDVVHQ %DINRQH HilF

*HP1 GHU %,P6FK9 > {i (lHJ GHU PD JHEIFKH ,PPLWIRQVRUW P EHU GHU OUWiH GHU DOV HEHQ
HUGLIHU $X HQZRKQEHUHIFK ] % 7HUWDVVHQ JHQXITWHQ )IIFKH OD JHENIFK I U GIH %HXUIHWXQJ GHU
*HUEXVFKVIIXDILRQ LQ GHQ $X HQZRKQEHUHLFKHQ VIl LQ $QIHKQXQJ DQ GLH 9HUNHKUVI IUPVFKXIT ULFKIL
QLHQ > § DXVVFKIIH (LFK GLH QHUNHKUVIIUPEHIDVIXQJ LP 7DJHV]HLIUDXP

" H %HUHFKQXQJVHUJHEQIVVH | U HEHQHUGLIH $X HQZRKQEHUHLFKH VIQG 1Q GHU $QIDJH DIV
SDVIHWIUPNDUIH GDUJHVIHIN =IH $SQIDIJHQ ~ XQG  JHLIHQ GLH %HUHFKQXQJIVHUIHEQLVVH | U GDV

XQG  2EHIJHVFKRW = LH GLH %HUIHFKQXQJVHUJHEQLYH JHLIHQ ZWG VRZRKD) LP %HUHLFK HEHQHU
GLIHU $X HQZRKQEHUHLFKH DIV DXFK LP %HUHLFK JHE IXGHIHEXQGHQHU $X HQZRKQEHUHLFKH LQ GHQ
2EHUIHVFKRVVHQ GHU VFKDIHFKQLYFKH 2UHQILHUXQJIVZHUI | U SHIHPHLQH = RKQJIHELHIH YRQ

G% $ DIV LP JHVDPIHQ 3IDQJIHELHI EHUFKUIIHQ 6RPU Z1UHQ $X HQZRKQEHUHIFKH QDFK GHQ
%HXUIHLIXQIVNUIHULHQ GHU =, 1 > 8 JJI HUJIQTHQGH BFKXITPD QDKPHQ JX HPSIHKIHQ "D LQ
JUR HQ 7HUHQ GHV SIDQIHELHIHV DXFK HIQ %HXUIHIXQJIVSHIH) YRQ DIV~ G% $  GHU GLH *UHQ]H
GHU XQJHVIJUIHQ LXITXQJ GHV $X HQZRKQEHUHLFKHV NHQQHFKQHI> §  EHUWFKUIIHQ ZWG VIQG
KIHU $X HQZRKQEHUHLFKH RKQH JXVINJILFKH 6FKXITPD QDKPHQ DXV]IXVFKIH HQ

= RKQ XQG $XIHQIKDUVUIXPH

) U GLH %HXUIHIXQJ JHVXQGHU = RKQ XQG SXIHQIKDIVYHUK IIQLVVH VI GLH OHUNHKUVOTUPVLIXDILRQ | U
GlH 7DJHV XQG LDFKIHL KHUDQ]X]IHKHQ V $QIDIJHQ ~ XQG | UGDV  XQG  2EHUJHVFKRW

%H] JIFK GHU $QIRUGHUXQJHQ DQ GHQ SDVVLYHQ 6FKDIVFKXI] YRQ LP 3IDQJHELHI ]X HULFKIHQGHQ
= RKQKIXVHUQ LIl KIHU GHU 1DFKITHWUDXP UHIHYDQW
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" HU VFKDINHFKQLYFKH 2UHQILHUXQJVZHWI GHU = ,1 %HLEIDIW > § 1 U QHUINHKUWOIUP YRQ
QDFKIV ~ G% $ | USNIHPHIQH = RKQJHEHIH = $ ZWG P JHVDPIHQ 3IDQJHELHI EHUVFKULIHQ
6RPLI VIQG WHWLFKH )HVIVHITXQJHQ X SDVVLYHQ 6FKDIVFKXITPD QDKPHQ HUIRUGHUILFK

*HPI "1 %HLEDI > § LV EHL %HXUIHIXQJVSHIHIQ EHU  G% $ QDEKIV VHIEVH EHL QXU
IHUZHLVH JH1IQHIHP Y HQVIHU XQJHVI JUIHU 6FKIDI KIXILI QUFKI PHKU P | JUFK ™ DKHU VIQG QDFK GHP
DNIXHWHQ 6IDQG GHU ZRUPXQJ JXP 6FKDIVFKXI LP 6IIGIHEDX LQ GHQ %HUHLFKHQ GHU 3IDQJHELHIH 1Q
GHQHQ HLQ %HXUIHIXQIVSHIH) QDFKIV YRQ  G% $  EHUVFKUIIHQ ZWG KIHU GDV JHVDPIH 3IDQJH
EIHI JXVIJUFKH YHVIVHITXQJHQ | U VFKDIIHGIPSIIH / IIXQJVHIQUFKIXQJHQ | U YRUZIHIHQG JXP
BFKIDIHQ JHQXINIH 5 1XPH HUIRUGHULFK

ORUWFKIIJH | UIHLWLFKH )HVIVHITXQJHQ LP %HEDXXQJVSIDQ ZHUGHQ LP -DSUHI  DQJHJHEHQ

/ 1UPSHJIHIEHUHLFKH XQG PD JHEIFKH $X HQIIUPSHJIH0

" |H VFKDIIHFKQLVFKHQ $QIRUGHUXQJIHQ DQ GLH %DXDXVI KUXQJ EHL 1HXEDXIHQ E]Z EDXJHQHKPL
JXQJVSIIFKILIHQ bQGHUXQJIHQ YRQ = RKQ XQG SXIHQIKDIVUIXPHQ HIJHEHQ VIFK DXI GHU *UXQGIDJH
GHU .1 > § +HUQDFK HUJHEHQ VIFK GIH JHVDPIHQ EHZHUIHIHQ %DX(6FKDIGIPPEOD H

5 Z 3w GHU $X HQEDXIHUH | U GLH XQIHUWFKIHGLFKHQ SDXPDUIHQ YRQ VFKXIJEHG UNILJHQ 51XPHQ DXI
GHU *UXQGIDJIH GHU YRWHJIHQGHQ PD JHEIFKHQ $X HQIIUPSHIHI /5 1Q G% $

"LH %HVILPPXQJ GHV PD JHEIFKHQ $X HQIIUPSHJIHWV /p HUIRWJIN JHPT =1 > f DXV GHP
TXIHKJULIHQ %HXUWHWXQJIVSHIHI I U GLH XQIHWFKIHGILFKHQ ZIUPTXHIHQ 6WD HQ 6FKIHQHQ /Xl
= DVVHUYHUNHKU ,QGXVIULH *HZHUEH

| UGHQ 7DJHV]HLUDXP 8KU ELV 8KU GXUFK $GGLUILRQ YRQ  G%

| UGHQ 1DFK]HUUDXP 8KU ELV 8KU GXUFK $GGUIRQ YRQ  G% ]X] JILFK HLQHV
=XVFKIDJIV JXU %HU FNVLFKILIXQJ GHU HUK | KIHQ QIFKILFKHQ 61l JUZWNXQJ JU] HUHV 6FKXI]
EHG UIQLV [Q GHU 1DFKI YRQ ~ G% GLHV JWi | USIXPH GH EHUZIHIHQG JXP 6FKIDIHQ
JHQXIQW ZHUGHQ N QQHQ

OD JHEIFK VIl GIH / IUPEHIDVIXQJ GHUIHQLIHQ 7DJHV]HUI GLH GLH K| KHUH $QIRUGHUXQJ HUJLEN KLHU
1DFKWHUUDXP

+LQVLFKIILFK GHU *HUIXVFKHLQZLNXQJHQ DXV *HZHUEH XQG ,QGXVIULHDQIDJHQ NDQQ LP SHJIHIIDWN DIV
%HXUIHLXQJIVSHJIH) GHU QDFK 7% Z1UP > § LP %HEDXXQJVSIDQ | U GLH IHZHULJIH *HEIHIVNDIHIRUH JHI
fHQGH ,PPLVWIRQVUFKIZHW | U GHQ 7DJHV]HWUDXP HLQJHVHII ZHUGHQ
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,P YRUIHJHQGHQ )D ZWG GHU SLFKIZHW YRQ ~ G% $ DIV I U OLVFKJIHEIHIH O, EHU FNVLFKILJI GD
HV VLIFK XP HLQ 0IUPYRUEHIDVIHIHV $0JHPHLQHV = RKQJHELHI KDQGHII EHL GHP hEHUVFKUHWIXQJHQ GHU
,PPLVWIRQVULFKIZHUIH I U $NJHPHLQH = RKQJHELHIH JHPI 7% Z/IUP > [ ELV ]X GHQ ,PPLVVLRQVULFKI
ZHUHQ I U OLVFKJHEIHIH O, ]XJHIDVVHQ ZHUGHQ VRIHQ

%HL GHU hEHWDJHUXQJ YRQ PHKUHUHQ JIHLFK RGHU YHUVFKIHGHQDUILIHQ 4XHIHQ LV GIH HQHUJHILVFKH
6XPPH GHU HIQJHIQHQ PD JHEIFKHQ $X HQUIUPSHJH) DHU UHIHYDQIHQ ZIUPTXHNHQ KIHU 6IUD HQ
YHUNHKU *HZHUEHIIUP ]X HUPLIIHIQ = HU HUPLINHOHQ UHVXULHUHQGHQ 3HJIHIVXPPH VIl EHL GHU %LIGXQJ
GHV PD JHEIFKHQ $X HQIIUPSHJHIV JHPI  =LIIHU GHU *,1 > § QXU HIQPDILI  G%
DXIJXDGGLHUHQ

" LH DXV GHP REHQ HUWIXIHWHQ 9RUJHKHQ LQQHUKDIE GHV 30DQJHELHIHV UHVXWILHUIHQGHQ PD  JHEIFKHQ
$X HQUIUPSHIH /p VIQG LQ GHU $QIDJH  JUDILVFK DIV /IUPSHJIHIEHUHIFKH JHPT =1 >0
GDUJHVIHIN = H / TUPSHIHIEHUHLFKH VIQG ZIH IRIJII GHILQLHUI

‘7DEHI0H =XRUGQXQJ JZLVFKHQ 7/ IUPSHIHIEHUHLFKHQ XQG PD JHEILFKHP $X HQIIUPSHJIH
6SDOH
=HLOH / 1UPSHIHIEHUHLFK OD JHEIFKHU $X HQIIUPSHJHI /5LQ G%
9
9
9,
9,, !

) UPD JHEILFKH $X HQIIUPSHJH) /p ! G% VIQG GLH $QIRUGHUXQJIHQ EHK JUGILFKHUVHUIV DXIJUXQG GHU JUILFKHQ *HJH
EHQKHLWHQ IHVWIXIHIHQ
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(UPLIM0XQJ GHU JHVDPWHQ EHZHUIHIHQ %DX 6FKDWGIPP OD H5 Z jw | U$X HQEDX
WHLOH

" H JHVDPIHQ EHZHUIHIHQ %DX 6FKDIGIPP OD H 5 7 s GHU $X HQEDXIHUH YRQ VFKXIEHG UILIHQ
51XPHQ HIJHEHQ VIFK QDFK =,1 > § XQIHU %HU FNVLFKILIXQJ GHU XQIHUFKLHGILFKHQ SDXP
DUIHQ QDFK

5 Z JHV /D - SDXPDUI

Pl

/o GHU PD JHENFKH $X HQUIUPSHJH) QDFK =,1 > 8

- 5DXPDUI G% | U%HIHQUIXPH LQ . UDQNHQDQWIDIHQ XQG 6DQDIRUHQ

- 5DXPDUI G% | USXIHQIKDIVUIXPH LQ = RKQXQJHQ hEHUQDFKIXQIVUIXPH LQ %HKHUEHUIXQJIV
VITIHQ 8QIHWLFKIVUIXPH XQG bKQILFKHV

- 5DXPD G% | U% URUIXPH XQG bKQILFKHV

OLQGHVIHQV HLQ]XKDIHQ VIQG
5 2 3w G% 1 U%HINHQUIXPH LQ -UDQNHQDQVIDIHQ XQG G6DQDIRUHQ XQG

5z G% | USXIHQIKDIVUIXPH LQ = RKQXQJHQ hEHUQDFKIXQJIVUIXPH LQ %HKHUEHUIXQJV
VITINHQ 8QIHWLFKIVUEXPH % URUIXPH XQG bKQILFKHV

) UJHVDPIH EHZHUIHIH %DX 6FKDIGIPP OD HYRQ Szsw!  G% VIQG GIH $QIRUGHUXQJIHQ YRQ GHU
*HQHKPLIXQJIVEHK JUGH DXIJUXQG GHU JUILFKHQ *HIHEHQKHLIHQ IHVITXIHIHQ

,P 6lQQH GHV YRUEHXJHQGHQ , P PLVWIRQVVFKXITHV LQ GHU %DXIHUISIDQXQJ NDQQ  1XU (UPLIXQJ GHU
JHVDPIHQ EHZHUIHIHQ %DX 6FKDUGIPP OD H 5 z vy GHU $X HQEDXIHUH GHU PD JHEIFKH $X HQ
IIUPSHJIHI /p HQIVSUHFKHQG GHQ LP %HEDXXQJVSIDQJIHELHI IHZHLV YRULHIHQGHQ / IUP SHIHIEHUHL
FKHQ QDFK 7DEHNH  YHUZHQGHI ZHIGHQ
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P (LQHIDY NJQQHQ LP SDKPHQ GHU HIQHIQHQ %DXJIHQHKPLIXQJIVYHUIDKUHQ JXU OHUPHLGXQJ XQQ|
ILJ KRKHU $QIRUGHUIXQJHQ ] % ZHQQ HLQ %DXYRUKDEHQ LP XQIHUHQ %HUHLFK HLQHV / 1UPSHIHIEH
UHLFKV 0LHJW RGHU VIFK GXUFK SEVFKIUPXQJHQ GHU OHUNHKUVIHUIXVFKH GXUFK SEVFKLUPHLQUFKIXQJHQ
E]Z IUHPGH RGHU GDV HLIJHQH *HEIXGH JHUQJHUH $X HQIIUPSHJIH) HIJHEHQ  GLH NRQNUHI YRU GHQ
HIQ]HIQHQ )DVVDGHQ RGHU ) DVVDGHQDEVFKQUIHQ YRWHJIHQGHQ PD  JHELFKHQ $X HQUIUPSHJIH) QDFK
"1 > 3 JXU (UPLIXQJ GHU VFKDIIHFKQLVFKHQ $QIRUGHUXQJIHQ DQ GLH $X HQEDXIHUH KHUDQ
JHJRIHQ ZHUGHQ 8QIHU %HU FNVLFKILIXQJ GHV NRQNUHIHQ %DXYRUKDEHQV =XRUGQXQJ NRQNUHIHU
5DXPQXITXQJIHQ LP %DXDQIUDJ NDQQ GDQQ LP (LQHIIDIN DXFK HIQH GLIIHUHQLHUH YHVICHIXQJ GHU
$OIRUGHUXQJIHQ DQKDQG GHU LXITXQIVDUW ] % SIXPH Pl YRUZIHIHQGHU 7DIHVQXITXQJ SIXPH

GH EHUZIHIHQG JXP 6FKIDIHQ JHQXITI ZHUIGHQ NJQQHQ HUIRIIHQ
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(PSIHKIXQJHQ I UWHWLFKH )HVWWVHITXQJIHQ LP %HEDXXQJVSIDQ

" lH 6 FKDUDXVEUHIXQJIVEHUHFKQXQJHQ 1XU (UPLIMNXQJ GHU IH[ILFKHQ )HVIVHITXQJHQ LP %HEDXXQJV
SIDQ ZHUGHQ JUXQGV IINILFK EHL IUHIHU 6FKDNDXVEUHWIXQJ LP 3IDQJHELHI RKQH JHSIDQIH %HEDXXQJHQ
GXUFKJIHI KUI

P YRULHIHQGHQ ) DIl VIQG DXIJUXQG GHU IHVIJHVIHHQ OHUNHKUVIHUEXVFKLP PLVWIRQHQ LP JHVDPIHQ
3IDQIHELHI SHIHIXQIHQ KLQVLFKILFK GHU =X0IVVLINHLI YRQ INSLVFKHQ $X HQZRKQEHUHLFKHQ LP )UHIHQ
IHVITXVHITHQ =XVIIJLFK VIQG YHVIVHITXQIHQ 1X VFKDUIHGIPSIIHQ / I1XQIVHLQUFKIXQJIHQ LP JH
VDPIHQ 3IDQJIHELHI HUIRUGHULFK

“HV Z HWHUHQ ZXUGHQ GLH IHVITXVHITHQGHQ / IUP SHIHIEHUHLFKH QDFK =,1 > § HUPLIWHW +LH
UDXV HUJLEN VIFK GDVV LP 3IDQJHELHH GLH / IUPSHIHIEHUHLFKH ,9 ELV 9 IHVI]XVHITHQ VIQG VIHKH $Q
IDJH

(V HPSIHKIHQ VIFK IRIJHQGH IH[WFKH ) HVIVHITXQJHQ LQ %H]XJ DXI GLH / IUPYRUVRUIH EHL OHUNHKWV
DIUPHLQZLUNXQJHQ

"Schallschutz von Wohn- und Aufenthaltsrdumen nach DIN 4109

Im Plangebiet sind fiir Neubauten bzw. baugenehmigungspflichtige Anderungen von Aufenthalts-
raumen nach der DIN 4109 Anforderungen an die Schalldammung der Aul3enbauteile (Wandanteil,

Fenster, Luftung, Dacher etc.) zu stellen.

Die gesamten bewerteten Bau-Schalldamm-Malie Ryw,ges der Aul3enbauteile von schutzbe-
durftigen Raumen sind unter Berucksichtigung der unterschiedlichen Raumarten nach

DIN 4109-1:2018-01, Kapitel 7.1, Gleichung (6) zu bestimmen. Dabei sind die Au3enlarmpegel
zugrunde zu legen, die sich aus den in der Planzeichnung gekennzeichneten LaArmpegelbereichen
ergeben.
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Die Zuordnung zwischen Larmpegelbereichen und maf3geblichem AuRRenlarmpegel ist wie folgt de-

finiert:
Spalte 1 2
Zeile Larmpegelbereich MaRgeblicher AuRenldarmpegel
Lain dB
1 I 55
2 I 60
3 Il 65
4 A\ 70
5 \% 75
6 VI 80
7 VI >80*

* Fur mal3gebliche AuRenldarmpegel La > 80 dB sind die Anforderungen behérdlicherseits aufgrund der ortlichen Gege-
benheiten festzulegen.

Abweichungen von den o. g. Festsetzungen zur LArmvorsorge sind im Einzelfall im Rahmen des
jeweiligen Baugenehmigungsverfahrens mit entsprechendem Nachweis zul&ssig, wenn aus dem
konkret vor den einzelnen Fassaden oder Fassadenabschnitten bestimmten maRgeblichen AulRen-
larmpegel nach DIN 4109-2:2018-01 die schalltechnischen Anforderungen an die Aul3enbauteile
unter Bertcksichtigung der unterschiedlichen Raumarten nach DIN 4109-1:2018-01, Kapitel 7.1,

Gleichung (6), ermittelt und umgesetzt werden.

Schallschutz von Schlafrdumen

Im Plangebiet sind beim Neubau bzw. bei baugenehmigungspflichtigen Anderungen im Zusam-
menhang mit Fenstern vom Raumen, die vorwiegend zum Schlafen genutzt werden, schallge-
dampfte, ggf. fensterunabhangige Luftungssysteme vorzusehen, die die Gesamtschalldammung

der AuRRenfassaden nicht verschlechtern.

Alternativ hierzu ist die Belliftung tber ausreichend abgeschirmte Fassadenseiten mit entspre-

chendem Einzelnachweis Uber gesunde Wohnverhaltnisse zu gewahrleisten.
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Schutz von typischen Aufenthaltsbereichen im Freien (AuRenwohnbereiche)

Im Plangebiet sind beim Neubau bzw. bei baugenehmigungspflichtigen Anderungen fir AuRen-
wohnbereiche zusatzliche schallabschirmende MaRnahmen zu empfehlen. Ab einem Beurteilungs-
pegel von tags 62 dB(A) sind solche MalRnahmen zwingend vorzuschreiben, bzw. AuRenwohnbe-
reiche auf der der Daruper Stral3e bzw. dem Oberstockumer Weg vollstdndig abgewandten Fassa-
denseite der Gebaude anzuordnen. Als schallabschirmende MafRnahme kann die Anordnung von
z. B. Larmschutzwénden oder Nebengebauden sowie geschlossene Loggien im Nahbereich ver-
standen werden. Hierbei ist anzustreben, dass solche schallabschirmenden MafRnahmen so di-
mensioniert werden, dass sie eine Minderung des Verkehrslarm-Beurteilungspegels um das Maf3
der Uberschreitung des schalltechnischen Orientierungswertes geman Beiblatt 1 der DIN 18005-1

tags bewirken.

Abweichungen von den o. g. Festsetzungen zur Larmvorsorge sind mit entsprechendem schall-

technischem Einzelnachweis tUber gesunde Wohn- und Aufenthaltsbereiche zulassig."

= lU ZH.VHQ GDUDXI KIQ GDVV VIFKHUXVIHIHQ VIl GDVV %HIURITHQH YHUWIVVILFK XQG LQ JXPXIEDUHU

= HIVH - HQQIQLV YRQ GHQ ,QKDIIHQ YRQ ™, 1 9RWFKULIIHQ XQG SLFKIIQIHQ HWDQIHQ NJQQHQ VRZHLI
GLHVH ORUVFKULIIHQ HLQH IHILFKH YHVIVHITXQJ HUWVI EHVILPPHQ = HPIXIRIJH LVIl HV HUIRUGHULFK GDVV
GIH *HPHLQGH 1RIXIQ GIH =, 1 1RUPHQ XQG SLFKIQHQ DXI GIH LQ GHQ IHIFKHQ YHVIVHITXQJIHQ %H
1XJ JHQRPPHQ ZWG XU 9HUI JXQJ XQG XU (LQVLFKI EHUHUIK 10 VRZHUI GLHVH QLFKH VHIEVI UHFKIV
ZIUNVDP SXENLJIHUI VIQG ™ LH HQIVSUHFKHQGH (LQVLFKIVP | JLFKNHLI LVIl DXI GHU 3IDQXUNXQGH DXITXEUQ
JHQ +HU]X LVIl HIQ JHVRQGHUIHU +LQZHLV LP %HEDXXQJIVSIDQ JZLQIHQG HUIRUGHULFK
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(LQVFKIN]XQJ XQG %HXUHLIXQJ GHU *HZHUEHIIUPVLIXDILRQ

*HPI1  GHU YRULHIHQGHQ VFKDIIHFKQLVFKHQ 8QIHWXFKXQJ JXP %HEDXXQJVSIDQ 1U GHU *H
PHIQGH LRIXIQ > § VIQG LP %HUHLFK GHU EHVIHKHQGHQ = RKQEHEDXXQJ HQIIDQJ GHU ™ DUXSHU 6IUD H
ZHIFKH VLIFK LP *HIIXQJVEHUHLFK GHV %HEDXXQJVSIDQHV 1U EHILQGHQ %HXUIHIXQJIVSHJIHI YRQ ELV
IX  G% $ LP 7DIHVIHIUDXP JX HUZDUIHQ 6RPLI ZWG KIHU GHU ,PPLYIRQVULFKIZHUI | U $HIHPHLQH
= RKQJIHELHIH  EHUFKUIHQ XQG GHU ,PPLYVIRQVULFKIZHU | U OLVFKJIHELHIH HLQIHKDIHQ ™ IH %HUHFK
QXQJIVHUIHEQLVVH EH]IHKHQ VIFK KIHUEHL DXI GIH %HXUIHLXQJ PUi GHP 6FKXITDQVSUXFK HLQHV OLVFK
JHEWHIHV ZIH HV LP ELVIDQJ UHFKIVNUITILIHQ %HEDXXQJVSIDQ 1U  LP HQIVSUHFKHQGHQ %HUHLFK IHVY
JHVHIQV VI = HPQDFK VIQG LP 5DKPHQ GHU VFKDIIHFKQLYFKHQ SQIHIWXFKXQJ | U GIH HQIVSUHFKHQGHQ
VFK ITHQVZHUIHQ 1XITXQJHQ DQ GHU ™ DUXSHU 6IUD H NHIQH SXKHTHUHQ]XVFKIEIH EHU FNVLFKILJY
ZRUGHQ

hEHUVFKIIJLIH KLIHU QLFKI Q IKHU GRNXPHQILHUIH  %HUHFKQXQJHQ KDEHQ JH]HLIW GDVV EHL HLQHU %H
U FNVLFKILIXQJ GHU SXKHIHUWHQIXVFKIIJIH JHP I GHU 7$ Z71UP > { DXFK HLQH hEHUVFKUHLIXQJ GHU
,PPLWIRQVULFKIZHUIH | U OLVFKJHEIHIH ~ G% $ X HUZDWHQ ZIUH

8QIHU GHU %HU FNVLFKILIXQJ VHIHQV GHU *HPHIQGH LRIIXIQ > § DQIHVIUHEIHQ $XVZHLVXQJ GHV 3IDQ
JHELHIHV DIV (1UPYRUEHIDVIHIHV $XJHPHLQHV = RKQJHELHI LQ GHP LQ %H]XJ DXI *HZHUEHIIUPLPPLV
VIRQHQ HLQH hEHUVFKUHLIXQJ GHU | U SUIHPHLQH = RKQJHELHIH JX0IVVLIHQ ,PPLVWIRQVULFKIZHUIH ELV
KIQ JX GHQ ,PPLVWIRQVUFKIZHUIHQ | U OLVFKIHELHIH RKQH $QZHQGXQJ GHV SXKH]HIHQIXVFKIDIHV
JHPI GHU 7$ Z1UP > § JXJHIDVVHQ ZHUGHQ VR VIQG DXI GHU *UXQGIDJIH GHU YRULHIHQGHQ
VFKDIUIHFKQLVFKHQ S8QIHWXFKXQJ > § NHLQH XQIXUIVVLIHQ *HZHUEH)IUPLP PLVVIRQHQ LP 3IDQJHELHI
X HUZDUIHQ
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%HUHFKQXQJV XQG %HXUWHLIXQJIVIUXQGIDIHQ /LIHUDIXU

) UGIH (UPLIXQJ XQG %HXUIHIXQJ GHU *HUIXVFKVUIXDILRQ ZHUGHQ IRIJHQGH 1RUPHQ SLFKILQIHQ
9HURUGQXQIHQ XQG SQIHWDJIHQ KHUIDQIHJRIHQ

/LIHUDWXU
> 0 7% /1P
> 0 5/6
> @ %, PB6FK9

> 1 9/IUPBFKS5

%HVFKUHLEXQJ

BHFKVIH $0JHPHIQH 9HUZDIIXQJV YRU
VFKULII JXP %XQGHV ,PPLVVIRQVVFKXI]
JHVHI]

7HFKQLVFKH $QUHIXQJ JXP 6FKXI]
JHIHQ /P 7% /1P

SLFKILQIHQ | U GHQ / IUPVFKXI] DQ
61D HQ
" HU %XQGHVPLQLVIHU | U OHUNHKU

BHFK]HKQIH OHURUGQXQJ XU = XUFKI K
UXQJ GHV %XQGHV ,PPLVLRQVVFKXITJH
VHITHV  QHUNHKUVIBUPVFKXI] YHURUG
QXQJ %,PBFK9
JHIQGHUI GXUFK $Ul 9 YRP
, 5/6

SLFKILQHQ | U GHQ QHUNHKVIBUPVFKXI]
DQ %XQGHVIHUQVIUD HQ LQ GHU %DXIDVI
GHV %XQGHV

" DIXP

SXIXVI
JHIQGHUIH )DV
VXQJ YRP
-XQl
PLli - RUWHNIXU YRP
-l

-XQl
JHIQGHUIH )DV
VXQJ YRP

$XVIDEH
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=39

%HLEDI X *,1

6RXQG3/$1 *PE+
%DFNQDQJ

297 1RUGUKHLQ = HWIDIHQ

6FKDIVFKXI] LP 6I1GIHEDX
7HO  *UXQGIDJIHQ XQG +QZHLVH I U
GLH 31DQXQJ

6FKDIVFKXI] LP 611GIHEDX
%HLEIDI  GFKDIHFKQLVFKH 2UHQ
WLHUXQJVZHUIH 1 U GLH VI GIHEDXILFKH
31DQXQJ

G6FKDOVFKXI] LP +RFKEDX
7H0  OLQGHWIDQIRUGHUXQJ

BFKDIVFKXI] LP +RFKEDX
7HO  UHFKQHUVFKH 1DFKZHLVH GHU
(Ul 0XQJ GHU $QIRUGHUXQJHQ

,PPLVVIRQVSURJQRVHVRIIZDUH
BRXQG3/$1 OHUIIRQ

8UIHL + " 1(
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=39

.

-

-

-

.

=XVIW]0LFKH %HXUWHLIXQJV

JUXQGODIHQ

2UMIHUPLQ

*HPHLQGH 1RINX0Q
( ODlV XQG 7HHIRQDIH

/DQGNUHLV &RHVIHIG

=HFK ,QIHQUHXUIHVHIVFKDI
PE+

QIV ,QIHQUHXUIHVHIVFKDI
PE+

6+3 ,QJHQLHXUH

%HVFKUHLEXQJ

$XIQDKPH GHU JUILFKHQ *HIHEHQ
KHUIHQ

$QJIDEHQ XU 3DQXQJ *HIXQIVEH
UHIFK VRQVILJH SEVILPPXQJHQ XP
(IHJHQGH E]Z EHVIHKHQGH %HEDX
XQJVSIIQH hEHUPLINXQJ YRQ OHU
NHKUVXQIHUWXFKXQJHQ XQG *XIDFK
IHQ JXP %HEDXXQJVSIDQ 1U

6IHIXQJQDKPH XU )HVIVHITXQJ HL
QHV $UIHPHIQHQ = RKQJHELHIV PLW
/1UPYRUEHIDVIXQJ

G6FKDINHFKQLYFKHU %HULFKW 1.

// IXP %HEDXXQJVSIDQ
10 (LONDXIVEHUHLFK 5KRGH
SIDI] 1Q 1RIXIQ

OHUNHKUVIHFKQLVFKH 8QIHIVXFKXQJ
8PEDX XQG (UZHUHUXQJ GHV (LQTH)
KDQGHIVEHUHLFKHV )UDQ] 5KRGH
30D 1Q LRINXIQ

$NIXDILVIHUXQJI GHV 9QHUNHKUVPRGHIV
*HPHLQGH 1RINXIQ
5RKGDIHQ GHU 9HUNHKUVEHIDVIIXQJHQ
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$QIDIH
$QIDIH
$QIDIH
$QIDIH

$QIDJIH

$QIDIHQ

" LJUDILVIHUXQJVSIDQ

(PLWIRQVGDIHQ QHUNHKUMIIUP
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Gemeinde Nottuln offentliche
Der Biirgermeister Beschlussvorlage

Vorlagen-Nr. 047/2023/1

Natur

, Produktbereich/Betriebszweig:
09 Raumliche Planung und

» Entwicklung, Geoinformationen

Datum:

NOTTUIN. | 16.09.2024

Tagesordnungspunkt:

Anregung gemaR § 24 GO NW — Aufstellung der 24. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7
,~Schapdetten Sud-Ost, im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB

Hier: Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB

Beschlussvorschlag:
1. Der Abwéagung der zur 24. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 ,Schapdetten Siid-
Ost* abgegebenen Stellungnahmen wird, wie in Anlage 1 vorgeschlagen,
zugestimmt.

2. Die vorliegende Aufstellung der 24. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7
~ochapdetten Siid-Ost* (siehe Anlage 2) im beschleunigten Verfahren gem. § 13 a
BauGB wird gemal § 10 BauGB als Satzung beschlossen. Die zugehdrige
Begrindung (siehe Anlage 3) wird beschlossen.

Finanzielle Auswirkungen:

Zur Ubernahme der Planungskosten sowie zur Erbringung benétigter Gutachten ist ein
stadtebaulicher Vertrag mit dem Vorhabentrager geschlossen worden. Fir die Gemeinde
Nottuln sind somit lediglich interne Personalkosten zur Erbringung der hoheitlichen, nicht
umlagefahigen Aufgaben zur Betreuung des Verfahrens entstanden.

Klimatische Auswirkungen:

Durch die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen wie im Sachverhalt
beschrieben, wird eine weitere Bodenversieglung erméglicht. Wachsende
Bodenversieglungen beglnstigen u.a. die Ausbildung von Hitzeinseln und verschlechtern im
Allgemeinen den Oberflachenabfluss. Gleichzeitig ist die zu erwartende Bautatigkeit mit
Auswirkungen auf den Naturhaushalt verbunden. Im beschleunigten Verfahren nach § 13a
BauGB werden Umweltbelange weniger dezidiert aufgearbeitet als im Regelverfahren. Der
naturschutzrechtliche Ausgleich entfallt.

116



Vorlage Nr. 047/2023/1
Beratungsfolge:

Gremium Sitzungstermin Behandlung

Ausschuss Planen und Bauen 01.10.2024 offentlich

Beratungsergebnis

einstimmig ja nein enthalten

Rat 29.10.2024 oOffentlich

Beratungsergebnis

einstimmig ja nein enthalten

gez. Dr. Thbnnes
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Vorlage Nr. 047/2023/1

Sachverhalt:

Zur Realisierung der Blrgeranregung aus der VL 047/2023 hat der Rat der Gemeinde
Nottuln am 02.05.2023 das Verfahren zur 24. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7
,~Schapdetten Sud-Ost” eingeleitet. Gegenstand der Bebauungsplanénderung ist eine
Anderung der tberbaubaren Grundstuicksflache auf dem Flurstiick, wodurch eine bessere
bauliche Ausnutzbarkeit der Grundstticksflache ermdglicht wird.

Im Rahmen der friihzeitigen Information tber Ziele und Zwecke der Planung gem. § 13 a
BauGB sind die Planunterlagen in der Zeit vom 29.06.2023 sowie einschliel3lich dem
14.07.2023 ebenso in der Zeit vom 22.07.2024 bis zum 20.08.2024 zur formellen Beteiligung
der Offentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB sowie der Trager offentlicher Belange gem. § 7 (2)
offentlich ausgelegt worden.

Nach Durchfiihrung aller verfahrensrechtlich notwendigen Schritte kann das Verfahren nun
durch den Satzungsbeschluss uber die Aufstellung der 24. Anderung des Bebauungsplanes
Nr. 7 ,Schapdetten Sitd-Ost* zum Abschluss gebracht werden. Details sind der
Planzeichnung (Anlage 2) und der Begriindung (Anlage 3) zu entnehmen.

Anlagen:

Anlage 1: Abwagung zur 24. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 ,Schapdetten Std-
Ost*

Anlage 2: Planzeichnung der 24. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 ,Schapdetten
Sud-Ost*

Anlage 3: Begriindung der 24. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 ,Schapdetten Siid-
Ost*

Verfasst: Fachbereichsleitung:

gez. Steinhoff, Lea gez. Breuksch
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Verfahrensart: Bebauungsplan

Verfahrensname:

Verfahrensschritt:

Abwadgungstabelle (Stand: 09.09.2024)

Nr. 7 "Schapdetten Siid Ost" - 24. Anderung

Offentliche Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB

Stellungnahme

Zeitraum: 22.07.2024 - 20.08.2024
Nr. Behdrde
1 Bezirksregierung Minster:

Dezernat 33 (Landliche
Entwicklung, Bodenordnung)

Deutsche Telekom Technik GmbH:

West PTI 15

Erstellt am: 25.07.2024

Gegen die Planung bestehen seitens der Bezirksregierung Miinster, Dezernat
33, Flurbereinigungsbehorde, keine Bedenken hinsichtlich Flurbereinigung
und Agrarstruktur.

Erstellt am: 21.08.2024

(...) Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als
Netzeigentlimerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmachtigt, alle
Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle
Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die
erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir
wie folgt Stellung:

Gegen den vorgelegten Bebauungsplan Nr. 7 "Schapdetten Stid Ost-24"
bestehen grundsatzlich keine Einwande.

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die

aus den beigefligten Lagepldanen ersichtlich sind. Diese versorgen die
vorhandene Bebauung. Die Belange der Telekom - z. B. das Eigentum der
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Abwagungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Es ist keine Abwagung
erforderlich.

Die Stellungnahme, dass grundsatzlich keine
Einwdnde bestehen, wird zur Kenntnis
genommen. Es ist keine Abwagung
erforderlich.



3

Emschergenossenschaft /
Lippeverband: Poststelle

Telekom, die ungestérte Nutzung ihres Netzes sowie ihre
Vermogensinteressen - sind betroffen.

Es ist nicht ausgeschlossen, dass diese Telekommunikationslinien in ihrem
Bestand und in ihrem weiteren Betrieb gefdhrdet sind. Die Aufwendungen
der Telekom missen bei der Verwirklichung des Bebauungsplanes so gering
wie moglich gehalten werden.

Deshalb bitten wir, unsere Belange wie folgt zu bericksichtigen:

Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen Telekommunikationslinien
missen weiterhin gewéhrleistet bleiben.

Wir bitten deshalb, konkrete MaRnahmen so auf die vorhandenen
Telekommunikationslinien abzustimmen, dass eine Veranderung oder
Verlegung der Telekommunikationslinien vermieden werden kann.

Bei der Bauausfiihrung ist darauf zu achten, dass Beschadigungen der
vorhandenen Telekommunikationslinien vermieden werden und aus
betrieblichen Griinden (z. B. im Falle von Stérungen) der ungehinderte
Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit moglich ist. Insbesondere
miissen Abdeckungen von Abzweigkasten und Kabelschachten sowie
oberirdische Gehduse soweit frei gehalten werden, dass sie gefahrlos
geoffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden kénnen. Es
ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausfiihrenden vor Beginn der
Arbeiten Uber die Lage der zum Zeitpunkt der Bauausfiihrung vorhandenen
Telekommunikationslinien der Telekom informieren. Die
Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten.

Weitere Kabelauskiinfte erhalten Sie unter der E-Mail-Adresse
Planauskunft.Westl@telekom.de

oder im Internet

Erstellt am: 14.08.2024

(...) gegen die o. g. Bebauungsplananderung bestehen unsererseits keine
Bedenken und keine Anregungen.
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Der Hinweis, dass sich im Plangebiet
Telekommunikationsleitungen der Telekom
zur Versorgung der vorhandenen Bebauung
befinden, wird zur Kenntnis genommen.

Die Bitte zur Gewahrleistung und Betrieb der
bestehenden Leitungen betrifft nicht die
Festsetzungen des Bebauungsplanes, wird
jedoch im konkreten
Baugenehmigungsverfahren bericksichtigt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Es ist keine Abwagung
erforderlich.



GELSENWASSER Energienetze
GmbH - Betriebsdirektion
Minsterland

Gemeinde Havixbeck: Fachbereich

IV - Planen, Klimaschutz, Mobilitat
und Biirgerservice

Gemeinde Nottuln: Ordnungsamt

Gemeinde Senden: Fachbereich IV-
Planen, Bauen und Umwelt

Handwerkskammer Minster
(Wirtschaftsforderung)

Erstellt am: 22.07.2024

(...) wir danken Ihnen fiir die Beteiligung am o.g. Verfahren und diirfen Ihnen
mitteilen, dass unsererseits keine Anregungen dazu bestehen.
Erstellt am: 20.08.2024

(...) vielen Dank fir Ihr Schreiben vom 22.07.2024 mit der Beteiligung der
Offentlichkeit und Trager 6ffentlicher Belange gem. der §§ 3 und 4 Abs. 2
BauGB und Abstimmung mit den Nachbargemeinden gem § 2 Abs. 2 BauGB.

Nach Prifung der Unterlagen werden seitens der Gemeinde Havixbeck
hierzu keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. Besondere
Anforderungen an den Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung
werden nicht gestellt.

Erstellt am: 12.08.2024

Fir den Planbereich sind keine Belastungen auf Kampfmittel aufgrund der
Auswertung der entsprechenden Luftbilder erkennbar. Insofern sind keine
weiteren MaRnahmen erforderlich. Es sind die allgemeinen Regeln fur
Erdarbeiten bei Eingriffen ins Erdreich zu beachten.

Erstellt am: 23.07.2024

(...) vielen Dank fiir die Beteiligung zu diesem Bauleitplanverfahren.
Seitens der Gemeinde Senden werden hierzu keine Bedenken vorgebracht.
Erstellt am: 16.08.2024

(...) im Rahmen unserer Beteiligung an der Aufstellung sowie 6ffentlichen
Auslegung der Anderung o. g. Bebauungsplanes tragen wir geméaR §§ 4 (2)

und 3 (2) BauGB keine Anregungen vor.

Zum erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung nach
§ 2 Abs. 4 BauGB stellen wir keine Anforderungen.
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Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Es ist keine Abwagung
erforderlich.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Es ist keine Abwagung
erforderlich.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Es ist keine Abwagung
erforderlich.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Es ist keine Abwagung
erforderlich.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Es ist keine Abwagung
erforderlich.
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12

Industrie- und Handelskammer
Nord-Westfalen zu MUinster

Landesbetrieb Straenbau NRW:
Regionalniederlassung
Minsterland Hauptstelle Coesfeld

LWL - Archdologie fiir Westfalen,
AuRenstelle Minster

Stadt Coesfeld: Planung,
Bauordnung, Verkehr (Fachbereich
60)

Erstellt am: 16.08.2024

(...) zu dem oben genannten Planverfahren bringen wir keine Anregungen
oder Bedenken vor.
Erstellt am: 15.08.2024

(...) im Zusammenhang mit der o. a. Bebauungsplandnderung werden von
Strallen.NRW keine Anregungen oder Bedenken vorgetragen.
Erstellt am: 09.08.2024

(...) aus bodendenkmalpflegerischer Sicht bestehen keine grundséatzlichen
Bedenken gegen die o. g. Planung. Wir bitten jedoch, folgende Hinweise zu
bertcksichtigen:

1.Der LWL-Archéologie fiir Westfalen AuBenstelle Miinster (Tel. 0251/591-
8911) oder der Stadt als Untere Denkmalbehérde sind Bodendenkmaler
(kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauern, alte
Graben, Einzelfunde aber auch Veranderungen und Verfarbungen in der
natilirlichen Bodenbeschaffenheit, Hohlen und Spalten, aber auch Zeugnisse
tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus Erdgeschichtlicher
Zeit/Fossilien) unverziiglich zu melden. Ihre Lage im Gelande darf nicht
verandert werden (§§ 16 und 17 DSchG NRW).

2. Der LWL-Archaologie fiir Westfalen oder ihren Beauftragten ist das
Betreten des betroffenen Grundstiicks zu gestatten, um ggf. archdologische
Untersuchungen durchfiihren zu kénnen (§ 26 (2) DSchG NRW). Die daftr
benotigten Flachen sind fiir die Dauer der Untersuchungen freizuhalten.
Erstellt am: 19.08.2024

der Kreis Coesfeld nimmt zu o.g. Verfahren wie folgt Stellung:

70- Umwelt
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Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Es ist keine Abwagung
erforderlich.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Es ist keine Abwagung
erforderlich.

Die Stellungnahme, dass keine
grundsatzlichen Bedenken gegen die
Planung bestehen, wird zur Kenntnis
genommen.

Die genannten Hinweise werden zur
Kenntnis genommen und in den
Bebauungsplan aufgenommen. Die
Planzeichnung wird entsprechend
angepasst.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Es ist keine Abwagung
erforderlich.



13

14

Stadt Dilmen: Stadtentwicklung

Vodafone West GmbH (ehemals
Unitymedia)

keine Bedenken
63- Bauen und Wohnen
keine Bedenken
Erstellt am: 08.08.2024

(...) seitens der Stadt Dilmen werden keine Anregungen zu Ihrem o.g.
Bauleitplan vorgetragen.

Ich danke Ihnen fiir die Abstimmung.
Erstellt am: 23.07.2024

(...) Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von
Ihnen geplante BaumaRnahme keine Einwdnde geltend macht. Im
Planbereich befinden sich keine Telekommunikationsanlagen unseres
Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist
unsererseits derzeit nicht geplant.

Fir Rickfragen stehen wir Thnen gerne zur Verfligung. Bitte geben Sie dabei
immer unsere obenstehende Vorgangsnummer an.

Bitte beachten Sie:

Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung,
Baufeldfreimachung, etc. oder eine Koordinierung/Abstimmung zum
weiteren Vorgehen, dass die verschiedenen Vodafone-Gesellschaften trotz
der Fusion hier noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin
die bisherigen Kommunikationswege. Wir bitten dies fir die nachsten
Monate zu bedenken und zu entschuldigen.
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Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Es ist keine Abwagung
erforderlich.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Es ist keine Abwagung
erforderlich.
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Grenzen des rdaumlichen Geltungsbereiches
gem. § 9 Abs. 7 BauGB
mmmm  Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes Nr. 7
mmmm  Grenze des rdumlichen Anderungsbereiches der 24. Anderung

Planerische Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 BauGB
1. Art der baulichen Nutzung
(89 Abs.1 Nr.1 BauGB i.V.m. §§2-11 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 3 BauNVO

2. MaB der baulichen Nutzung
(89 Abs.1 Nr.1 BauGB i.V.m. §§16-21a BauNVO)

0,4 Grundflachenzahl (GRZ)
Geschossflachenzahl (GFZ)
1l Anzahl der Vollgeschosse als HochstmalB

3. Bauweise, Uiberbaubare Grundstiicksflache
(89 Abs.1 Nr.2 BauGB i.V.m. §§22-23 BauNVO)

4. sonstige Planzeichen

Baugrenze
Einzelhduser und Doppelhduser zulassig

195 Flurstiicksnummer
[E vorhandene Bebauung inkl. Hausnummer

25°-30°  Dachneigung

Textliche Festsetzungen gem. § 9 BauGB

Die textlichen Festsetzungen des Ursprungsbebauungsplanes Nr. 7 -
zuletzt gedndert durch den Ratsbeschluss 16.12.1997 - bleiben
unverandert bestehen.

Gestalterische Festsetzungen gem. § 89 BauO NRW

Sonstige Hinweise

Die Gestaltungssatzung des Ursprungsbebauungsplanes Nr. 7 - zuletzt
geandert durch den Ratsbeschluss 16.12.1997 - bleiben unverandert
bestehen.

Der Beschluss zur Aufstellung der 24. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7
"Schapetten Siid-Ost" ist gem. § 2 Abs. 1 BauGB durch den Rat der Gemeinde
Nottuln am 02.05.2023 gefasst worden. Der Beschluss wurde am 14.06.2023
ortsiiblich bekannt gemacht.

Nottuln, den

Blrgermeister

Die Information der Offentlichkeit tiber die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie
wesentlichen Auswirkungen auf die Planung gem. § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB fand
zwischen dem 29.06.2023 und dem 14.07.2023 statt. Diese wurde am 22.06.2023
ortsiiblich bekannt gemacht.

Nottuln, den

Bilirgermeister

Dieser Plan hat als Entwurf einschlieBlich Begriindung gem. § 3 Abs. 2 BauGB in
der Zeit vom 22.07.2024 bis zum 20.08.2024 6ffentlich ausgelegen. Die 6ffentliche
Auslegung wurde am 11.07.2024 ortstiblich bekannt gemacht.

Nottuln, den

Blrgermeister

Der Rat der Gemeinde Nottuln hat am 29.10.2024 gem. § 10 BauGB in der zu
diesem Zeitpunkt geltenden Fassung Uber die eingegangenen Stellungnahmen
entschieden und die 24. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 "Schapdetten

Siid-Ost" als Satzung beschlossen und die dazugehérige Begriindung gebilligt.
Dieser Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt.

Nottuln, den

Blrgermeister

Der Satzungsbeschluss {iber die 24. Anderung des Bebuungsplanes Nr. 7
"Schapdetten Siid-Ost" wurde am gem. § 10 BauGB in der zu diesem Zeitpunkt
geltenden Fassung ortstiblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung wird
dieser Bebauungsplan in Kraft treten.

Nottuln, den

Blrgermeister

1. Bodendenkmaler

Der LWL-Archdologie fiir Westfalen AuBenstelle Miinster (Tel. 0251/591-8911) oder der Gemeinde als Untere
Denkmalbehdrde sind Bodendenkmaler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Graben,
Einzelfunde aber auch Veranderungen und Verfarbungen in der natirlichen Bodenbeschaffenheit, Héhlen und Spalten,
aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus Erdgeschichtlicher Zeit/Fossilien) unverziglich zu
melden. Thre Lage im Gelande darf nicht verandert werden (§§ 16 und 17 DSchG NRW).

Der LWL-Archaologie fur Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten des betroffenen Grundstiicks zu gestatten,
um ggf. archdologische Untersuchungen durchfiihren zu kénnen (§ 26 (2) DSchG NRW). Die dafiir benétigten Flachen
sind flr die Dauer der Untersuchungen freizuhalten.

2, Altlasten

In der vorbereitenden Bauphase (z.B. Baugrubenaushub) ist auf Anzeichen von Altablagerungen zu achten. Sofern
derartige Feststellungen getroffen werden, ist das Umweltamt des Kreises Coesfeld umgehend zu verstandigen. Es wird
empfohlen, gem. der Satzung Uber die Abfallentsorgung des Kreises Coesfeld Bodenaushub soweit wie mdglich im
Plangebiet zu verwerten. Nach § 5 Abs. 4 Landesabfallgesetz sind beim Abbruch baulicher Anlagen alle Bauabfélle zu
trennen.

3. Kampfmittel

Kampfmittel sind im Plangebiet nicht bekannt. Falls dennoch ein begriindeter Kampfmittelverdacht oder tatsachlichen
Kampfmittelfunde bestehen, sind die Arbeiten aus Sicherheitsgriinden unverziiglich einzustellen. Die zustandige
Ordnungsbehdrde bzw. Kampfmittelrdumdienst sind zu benachrichtigen.

4. Artenschutz

Gehdlzfallung im Winter (01.10. bis 28./29.02.)

Die Fallung/ Rodung/ Beseitigung von Gehdlzen ist zum Schutz von Brutvégeln in

Anlehnung an die Vorschriften des allgemeinen Artenschutzes (§39 BNatSchG) nur in der Zeit vom 01.10. bis zum
28./29.02. durchzufiihren.

Rechtliche Grundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
November 2017 (BGBI. I S. 3634), in der zuletzt gednderten Fassung.

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. I S. 3786), in der
zuletzt gedanderten Fassung.

Planzeichenverordnung (PlanZV) i.d.F. vom 18. Dezember 1990
(BGBI. 1991 I S. 58), in der zuletzt geanderten Fassung.

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i.d.F. vom 29.]uli 2009 (BGBI.
I S. 2542), in der zuletzt geénderten Fassung.

Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994, in der zuletzt
geanderten Fassung.

Bauordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen -
Landesbauordnung (BauO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 421), in der zuletzt gednderten Fassung.

Verordnung iiber die 6ffentliche Bekanntmachung von
kommunalem Ortsrecht (BekanntmVO) in der Fassung vom
26.08.1999 (GV. NRW. S. 516), in der zuletzt gednderten Fassung.
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Gemeinde Nottuln
Ortsteil Schapdetten

Entwurf zur Offenlage der 24. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7
"Schapdetten Siid-Ost" im beschleunigten Verfahren gem. § 13 a BauGB

Ubersichtsplan: Anderungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 7
"Schapdetten Siid-Ost" (ohne MafBstab)

Stand: September 2024




Gemeinde Nottuln

September 2024

24. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7

~Schapdetten Sud-Ost"

im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB

Begriindung

Entwurf zur Offenlage

1
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1. Lage und Geltungsbereich

Der rdumliche Geltungsbereich der 24. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 ,Schapdetten
Sud-Ost" umfasst das Flurstlick 195 im Flur 1, Gemarkung Schapdetten und befindet sich im
Ortsteil Schapdetten an der StraBe Groenwold. Der genaue Geltungsbereich ist dem

nachfolgenden Plan zu entnehmen:

g fy \'J‘-) ¥
p 1521 o

Ubersichtsplan (ohne MaBstab)

= == 1 Geltungsbereich der 24. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 ,Schapdetten Siid-Ost"

2. Ziele und Zwecke der Planung

Das Konzept zur zukinftigen Siedlungsentwicklung der Gemeinde Nottuln beruht auf dem
dreistufigen Vorgehen A) Qualitatssicherung im Bestand, B) Bauliicken schlieBen und
Nachverdichtung sowie C) Ausweisung neuer Baugebiete. Der Eigentimer beabsichtigt die
weitere Bebauung des Flurstiickes 195, Gemarkung Schapdetten, Flur 1. Sowohl im
Flachennutzungsplan der Gemeinde Nottuln als auch im einschldgigen Bebauungsplan Nr. 7
~Schapdetten Sud-Ost" ist das betreffende Flurstiick bereits als Wohnbauflache, bzw.
allgemeines Wohngebiet dargestellt / festgesetzt. Da im Bebauungsplan die Uberbaubare
Grundstticksflache durch Baugrenzen beschrankt wird, ist im gegenwartigen Stand keine
weitere Bebauung im hinteren Bereich des Flurstiicks mdglich. Es wird eine Plananderung mit

der Zielsetzung angestrebt, eine erweiterte Bebauung des betreffenden Flurstiickes zu
3
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Wohnzwecken planungsrechtlich zu ermdglichen und damit im Sinne der vorrangigen
Nachverdichtung zu handeln. Um die genannten Planungsziele verwirklichen zu kénnen, ist
eine Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 ,Schapdetten Siid-Ost" im beschleunigten

Verfahren gem. § 13a BauGB vorgesehen.

3. Beschleunigtes Verfahren

Die 24. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 wird in einem beschleunigten Verfahren gem.
§ 13a BauGB durchgeftihrt. Die diesbezliglichen Voraussetzungen sind erfillt. Gem. § 13a
Abs. 2 BauGB wird von einer Umweltprifung gem. § 2 Abs. 4 BauGB, dem Umweltbericht
gem. § 2a BauGB, der Angabe zur Verfiigbarkeit umweltbezogener Informationen gem. § 3
Abs. 3 Satz 2 BauGB und der zusammenfassenden Erklarung gem. § 6a Abs. 1 sowie §10a
Abs. 1 BauGB abgesehen. Der Rat der Gemeinde Nottuln hat am 02.05.2023 die Einleitung
eines Verfahrens zur Aufstellung der 24. Anderung des Bebauungsplanes beschlossen

(Aufstellungsbeschluss gem. § 2 BauGB).

Im beschleunigten Verfahren kann gem. § 13a Abs. 2 BauGB auf einzelne Verfahrensschritte
zur Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 BauGB und zur Beteiligung der Behérden nach § 4
BauGB verzichtet werden. Im Verfahren der 24. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 wurde
die Offentlichkeit gem. § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB iiber die allgemeinen Ziele und Zwecke
sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung in der Zeit vom 29.06.2023 bis zum
14.07.2023 informiert.

Eine Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie eine Beteiligung der Trager offentlicher
Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB findet in der Zeit vom 22.07.2024 bis einschlieBlich
20.08.2024 statt.

4. Planungsbindung

4.1 Regionalplan

Der Regionalplan Minsterland stellt den Geltungsbereich als ,Allgemeinen Freiraum- und
Agrarbereich™ dar. Aufgrund der geringen Siedlungsbedeutung wird der Ortsteil Schapdetten
im Regionalplan Minsterland nicht als , Allgemeiner Siedlungsbereich™ (ASB) dargestellt. Die

24. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 ,Schapdetten Siid-Ost* fiihrt nicht zu einer
4
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Anderung des Regionalplanes. Dementsprechend ist der Bebauungsplan gem. § 1 Abs. 4

BauGB an die Ziele der Raumordnung angepasst.

4.2 Flachennutzungsplan

Im Flachennutzungsplan der Gemeinde Nottuln ist der Geltungsbereich der 24. Anderung
bereits als Wohnbaufliche dargestellt. Die Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 entwickelt

sich somit gem. § 8 Abs. 2 BauGB aus den Darstellungen des Flachennutzungsplanes heraus.

4.3 Bebauungsplan

Der betreffende Anderungsbereich befindet sich im Geltungsbereich des rechtskréftigen
Bebauungsplanes Nr. 7 ,Schapdetten Siid-Ost". Dieser setzt den Anderungsbereich als
allgemeines Wohngebiet (WA) fest. Innerhalb des betreffenden Flurstiickes sind im
Bebauungsplan bestehende Baugrenzen festgelegt. Diese ermdglichen im hinteren Bereich
des Flurstiicks jedoch keine weitere Bebauung, wie sie von dem Eigentimer gewiinscht wird.
Im gegenwartigen Stand des Bebauungsplanes ist eine weitere bauliche Entwicklung des

Grundstiickes nicht moglich.

4.4 Landschaftsplan

Auf Grund der Lage des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 7 ,Schapdetten Sid-Ost"
wird der Geltungsbereich nicht im Landschaftsplan dargestellt.

5. Begriindung der Anderung

Eine Anderung des Bebauungsplanes hinsichtlich der iiberbaubaren Grundstiicksfldche ist
erforderlich, da eine bauliche Nutzung des 0.g. Anderungsbereiches zu wohnzwecken derzeit
nur eingeschriankt moglich ist. Anderungen des Bebauungsplanes erfolgten in der
Vergangenheit auf den benachbarten Flurstiicken 194 und 193 mit Ratsbeschliissen vom
03.06.1976 und 21.04.1977 hinsichtlich der Verschiebung der Baugrenze in ahnlicher Weise.
Die Anderung in diesem Punkt ist insoweit nachvollziehbar und in Anbetracht der
Priorisierung von MaBnahmen der Nachverdichtung auch begriindet. Zur Wahrung eines
harmonischen Ortsbildes werden die textlichen Festsetzungen des
Ursprungsbebauungsplanes Nr. 7 — zuletzt gedndert durch den Ratsbeschluss 16.12.1997 —

sowie die zugehdrige Gestaltungssatzung unverandert Gbernommen
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6. ErschlieBung des Geltungsbereiches

Verkehrliche ErschlieBung

Die verkehrliche ErschlieBung des betreffenden Flurstiickes erfolgt weiterhin ber die StraBe
Groenwold. Im Falle einer Bebauung des hinteren Grundstiicksbereiches kann die Zufahrt
entweder separat fur das Teilgrundstlick oder fir beide Grundstlicksteile gemeinsam Uber

den vorderen Grundstlicksteil erfolgen. Die Zufahrten werden nach Bedarf privat realisiert.
Ver- und Entsorgung

Die Ver- und Entsorgung des Gebietes kann Uber die bestehenden Netze abgewickelt
werden. Die Abwasserbeseitigung erfolgt durch einen Anschluss an den bestehenden

Mischwasserkanal in der Strae Groenwold.

Nach entsprechenden Berechnungen unter Berlicksichtigung der maximal mdglichen
zusatzlichen Versiegelung im Plangebiet bestehen aus Sicht der Gemeindewerke Nottuln
hinsichtlich  der  Uberlastung des Abwassersystems in den  angrenzenden

ErschlieBungsstraBen keine Bedenken.

Die Léschwasserversorgung ist fiir den Grundschutz von bis zu 96 m3/h Uber eine Dauer von

zwei Stunden sichergestellt.

7. Auswirkungen der Bebauungsplananderung

7.1 Belange des Immissionsschutzes

Wesentliche Anderungen der Larmimmissionswerte sind durch die 24. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 7 ,Schapdetten Sid-Ost" und der daraus resultierenden potenziellen
zusatzlichen Bebauung nicht zu erwarten. Starkere Larmeinwirkungen durch Verkehr sind,
wenn Uberhaupt im Bereich der unmittelbar angrenzenden StraBen zu erwarten. Auf eine

detaillierte Untersuchung wird verzichtet.

Das betreffende Grundstlick wird derzeit zu Wohn-, im hinteren Teil zu Gartenzwecken

genutzt. Altlasten sind daher im Geltungsbereich der 24. Anderung des Bebauungsplanes Nr.
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7 nicht zu erwarten. Verdachtsflachen von Altlasten sind im Altlastenkataster des Kreises

Coesfeld nicht verzeichnet.

7.2 Artenschutz

Da das Grundstlick im bestehenden Zustand keine ausgepragte Gehdlzstruktur aufweist, ist
bei einer zukinftigen baulichen Nutzung des Grundstiickes nicht von VerstoBen gegen die
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestande gemdB § 44 BNatSchG auszugehen. Auf die

Erarbeitung eines artenschutzrechtlichen Fachbeitrages kann demnach verzichtet werden.

7.3 Umwelt

Durch die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir die Nachverdichtung, ist
eine Bodenversiegelung zu erwarten. Dies begiinstigt unter anderem die Ausbildung von
Hitzeinseln und verschlechtert im Allgemeinen den Oberflachenabfluss. Gleichzeitig ist die zu
erwartende Bautdtigkeit mit geringen Auswirkungen auf den Naturhaushalt verbunden. Im
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB werden Umweltbelange weniger dezidiert

aufgearbeitet als im Regelverfahren. Der naturschutzrechtliche Ausgleich entfallt.
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O 4.3

Gemeinde Nottuln offentliche
Der Biirgermeister Beschlussvorlage

Vorlagen-Nr. 061/2024/1

Nat

, Produktbereich/Betriebszweig:
09 Raumliche Planung und

» Entwicklung, Geoinformationen

Datum:

NOTTUIN.  |18.09.2024

Tagesordnungspunkt:

Denkmalbereichssatzung fur den Ortskern der Gemeinde Nottuln
Hier: Aufhebung des Aufstellungsbeschluss und Einstellung des Verfahrens

Beschlussvorschlag:

Der Beschluss zur Aufstellung einer Denkmalbereichssatzung vom 14.05.2024 wird
aufgehoben.

Finanzielle Auswirkungen:

Erarbeitung Denkmalbereichs- und Gestaltungs- sowie Werbesatzung 57.027,18 €
Forderung Gestaltungssatzung (60 %) 16.800,00 €
Gesamtkosten fur die Gemeinde Nottuln 40.227,18 €

Klimatische Auswirkungen:
Durch die Beschlussfassung von einer Denkmalbereichssatzungen wird keine direkten
Bautatigkeiten ausgeldst, sodass es keine direkten klimatischen Auswirkungen gibt.

Beratungsfolge:

Gremium Sitzungstermin Behandlung

Ausschuss Planen und Bauen 01.10.2024 offentlich

Beratungsergebnis

einstimmig ja nein enthalten

Rat 29.10.2024 oOffentlich

Beratungsergebnis

einstimmig| ja | nein | enthalten
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Vorlage Nr. 061/2024/1

gez. Dr. Thbnnes
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Vorlage Nr. 061/2024/1

Sachverhalt:

Der Rat der Gemeinde Nottuln hat am 17.09.2024 die Aufstellung einer Erhaltungssatzung
beschlossen. Diese sollte der Wahrung der stadtebaulichen Gestalt im Bereich des
historischen Ortskerns dienen. Aufgrund der in der VL 116/2024 sowie in der
Ausschusssitzung fir Planen und Bauen am 27.08.2024 erlauterten Griinde ist die
Aufstellung einer Denkmalbereichssatzung nicht das zielfihrende Instrument zur Wahrung
des Ortskerns, sondern vielmehr die Aufstellung einer Erhaltungssatzung.

Dies fuhrt die Verwaltung dazu den Aufstellungsbeschluss fir eine Denkmalbereichssatzung
formal aufheben zu wollen.

Anlagen:
Anlage 1 — Geltungsbereich der Denkmalbereichssatzung

Verfasst: Fachbereichsleitung:
gez. Mutherig, Elisa gez. Breuksch
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emuetherig
Textfeld
          vorläufiger Geltungsbereich Denkmalbereichssatzung
          vorläufiger Geltungsbereich Gestaltungs- und Werbesatzung

emuetherig
Linien

emuetherig
Linien


O 5

Gemeinde Nottuln

offentliche

Der Biirgermeister Beschlussvorlage

Vorlagen-Nr. 151/2024

Natur

, Produktbereich/Betriebszweig:
10 Bauen und Wohnen

® Datum:

18.10

.2024

NOTTULN.

Tagesordnungspunkt:
Sachstand Genossenschaft Lerchenhorst

Beschlussvorschlag:

Kenntnisnahme

Finanzielle Auswirkungen:

Keine

Klimatische Auswirkungen:

Keine

Beratungsfolge:

Gremium Sitzungstermin Behandlung
Rat 29.10.2024 offentlich
Beratungsergebnis
einstimmig ja nein enthalten
gez. Kohaus
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Vorlage Nr. 151/2024

Sachverhalt:

In der Sitzung wird ein kurzer Sachstandsbericht tiber die bisherige Entwicklung der
Genossenschaft Lerchenhorst gegeben.

Verfasst: Fachbereichsleitung:
gez.
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O 6
Gemeinde Nottuln
Der Birgermeister

offentliche
Beschlussvorlage
Vorlagen-Nr. 147/2024

Datum:

Produktbereich/Betriebszweig:

;'\‘ —]T‘ r
‘:; enuss
01 Innere Verwaltung

NOTTULN.

Tagesordnungspunkt:

Einbringung des Haushaltsentwurfes 2025

Beschlussvorschlag:

17.10

.2024

Der eingebrachte Entwurf der Haushaltssatzung 2025 mit seinen Anlagen wird an die
Fachausschiisse und zur Vorbereitung der Beschlussfassung an den Haupt- und

Finanzausschuss verwiesen.

Finanzielle Auswirkungen:

Die finanziellen Auswirkungen fir die Jahre 2025 bis 2028 sind im Haushaltsplanentwurf

2025 dargestellt.

Klimatische Auswirkungen:

keine

Beratungsfolge:

Gremium

Sitzungstermin

Behandlung

Rat

29.10.2024

offentlich

Beratungsergebnis

einstimmig

ja

nein enthalten
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Vorlage Nr. 147/2024

gez. Kohaus
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Vorlage Nr. 147/2024

Sachverhalt:

Der Entwurf der Haushaltssatzung mit seinen Anlagen flir das Haushaltsjahr 2025 wird von
dem Blrgermeister gemaB § 80 Abs. 2 S. 1 Gemeindeordnung flir das Land NRW in die
Ratssitzung eingebracht.

Verfasst: Fachbereichsleitung:
gez. Schulz, Elke gez. Bomholt
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